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Rudolf Hickel/Jan Priewe

Die Finanzpolitik seit 1974 auf dem Prüfstand
Argumente für ein umweltorientiertes Langzeit-Beschäftigungsprogramm

I. Die Kritik an Beschäftigungsprogrammen

Unstrittig sollten die großen Herausforderungen
an die aktuelle Wirtschafts- und Finanzpolitik
sein: der Abbau der Massenarbeitslosigkeit und
damit die Verhinderung des sozialen Abstiegs für
einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung sowie
die Überwindung der Umweltkrise. Die Strategien
zur Einlösung dieser Ziele weichen bei allem Ein-
verständnis über die Ziele als solche fundamental
voneinander ab. Während die Politik der „markt-
wirtschaftlichen Revitalisierung“ im Prinzip auf
eine Ausweitung und Stärkung einzelwirtschaftli-
cher Gewinnrationalität setzt, konzentriert sich
die „andere Wirtschaftspolitik“ — so die Etiket-
tierung des „Sachverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung“
(SVR) in seinem Jahresgutachten 1985/86 ) — 
auf eine aktive Beschäftigungspolitik durch quali-
tative Wachstumsförderung ebenso wie durch
nachhaltige Arbeitszeitverkürzung. Wichtiger Be-
standteil dieser Strategie sind langfristige umwelt-
orientierte Beschäftigungsprogramme.
Die Kritik an Beschäftigungsprogrammen aus der
Sicht der neoklassischen Wirtschaftstheorie und
der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik kon-
zentriert sich auf die folgenden Einwände2), die
hier diskutiert werden sollen:

1) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1985/86, Bonn
1985, Ziffer 203 ff.
2) Zusammenfassend heißt es im Jahreswirtschaftsbe-
richt 1983 der Bundesregierung: „Mit kurzatmigen
staatlichen Ausgabenprogrammen können gegenwärtig
— auch angesichts der Haushaltslage — weder die Be-
schäftigungs- noch die Anpassungsprobleme nachhaltig
gelöst werden. Unter den gegenwärtigen Bedingungen
würden sie die Kapitalmärkte zusätzlich belasten und
das Vertrauen der Investoren beeinträchtigen. Die Ten-
denz zur Preisstabilisierung würde gefährdet und der für
mehr Investitionen wichtige Rückgang des Zinsniveaus
verhindert.“ (Ziffer 15).

3) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1985/86, Zif-
fer 217.

— Die Finanzpolitik der siebziger Jahre mit einer
Vielzahl von Einzelprogrammen sei ineffizient
und letztlich k'ontraproduktiv gewesen. Dieses
Pauschalurteil beruht auf zwei Unterstellungen:
Zum einen wird behauptet, es sei eine aktive und
konsistente beschäftigungsorientierte Finanzpoli-
tik verwirklicht worden; zum anderen wird er-
klärt, diese Politik stimme mit der heutigen Forde-
rung nach Beschäftigungsprogrammen überein.

— Konkret wird seitens des Sachverständigenra-
tes — ohne nähere empirische Überprüfung — 
das einzige mittelfristig ausgerichtete Programm
der siebziger Jahre, das „Zukunftsinvestitionspro-
gramm“ (ZIP), kritisiert: „Es ist nicht vergessen,
daß dieses Programm Element einer Finanzpoli-
tik war, die mit ihren preis- und zinssteigernden
Wirkungen und dem starken Anstieg der Staats-
schuld eine Verschlechterung der gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen bewirkte und
zu Wachstumsschwäche sowie hoher Arbeitslosig-
keit in der Folge beigetragen hat.“3)
— Aktive Finanzpolitik verdränge privatwirt-
schaftliche Aktivitäten, sei es infolge erhöhter
Staatsverschuldung und vermeintlich dadurch be-
dingter Zinssteigerung, sei es durch Inflationswir-
kungen, welche letztlich zur Fehlallokation volks-
wirtschaftlicher Ressourcen führten.
— Beschäftigungsprogramme würden nur ein
„konjunkturelles Strohfeuer“ entfachen, jedoch
keinen nachhaltigen Beschäftigungszuwachs aus-
lösen.
— Erhöhte Staatsausgaben („mehr Staat“) wür-
den zu einer ordnungspolitischen Fehlentwick-
lung führen, die die Triebkräfte privatwirtschaftli-
chen Wachstums lähme.

All diesen Einwänden ist gemeinsam, daß sie ein
Phantombild von aktiver Finanzpolitik und staat-
lichen Beschäftigungsprogrammen zeichnen, das
der Realität nicht entspricht, jedoch als Vorwand
dient, sich einer gründlichen empirischen Analyse
und Aufarbeitung der Erfahrungen mit verschie-
denen beschäftigungspolitischen Instrumenten
staatlicher Finanzpolitik zu entziehen. So wird
das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, und keyne-
sianische Politikansätze werden vollends verwor-
fen anstatt produktiv weiterentwickelt. Die Logik
der Einwände ist letztlich die Rechtfertigung der
seit 1982 betriebenen angebotsorientierten Wirt-
schaftspolitik, die mit der konjunkturellen Wende
1983 auf einen „langanhaltenden Aufschwung“
(Sachverständigenrat) setzt und Beschäftigungs-
programme entbehrlich erscheinen lassen soll.



Dabei können die Erfahrungen nach vier Jah-
ren Aufschwung einen gewinnwirtschaftlichen
Wachstums- und Beschäftigungsoptimismus nicht
begründen: Der 1983 einsetzende Aufschwung
war bislang der schwächste in der Konjunkturge-
schichte der Bundesrepublik (die jährlichen
Wachstumsraten des realen Bruttosozialprodukts
waren von 1983 bis 1986 mit 2,5 v. H. niedriger als
mit 4,5 v. H. im Aufschwung von 1976 bis 1979);
überdies war ein erheblicher Teil des Auf-
schwungs durch Leistungsbilanzüberschüsse und
neuerdings auch durch die Ölpreisbaisse (seit An-
fang 1986) bedingt, während die binnenwirt-
schaftlichen Antriebskräfte bis in dieses Jahr sehr
schwach blieben. Bis 1985 ist das gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsvolumen (Summe der geleiste-
ten Arbeitsstunden) noch zurückgegangen. Erst
1986 steigt es voraussichtlich geringfügig4). Für
den Aufschwung von 1983 bis in dieses Jahr wird
mit einem Zuwachs von 500 000 Arbeitsplätzen
gerechnet, womit erst die Hälfte der in der letzten

4) Vgl. DIW-Wochenbericht, (1986) 26, S. 336. Vgl.
auch: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Me-
morandum ’86, Köln 1986, S. 72 ff.
5) Prognos, Die Zukunft der Arbeitslandschaft, in: Bei-
träge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 94 (1985)
1/2.

Rezession verlorenen Arbeitsplätze zurückgewon-
nen wäre; ein erheblicher Teil des Zuwachses
kann auf Arbeitszeitverkürzungen (ca. 200 000)
zurückgeführt werden.

Alle langfristigen Arbeitsmarktprognosen weisen
— selbst bei günstigen Annahmen — eine bis zum
Jahr 2000 nicht nennenswert zurückgehende Zahl
von registrierten Arbeitslosen aus5). Da es sich
dabei um Durchschnittswerte handelt, ist darin
bereits eine drastisch über den Sockel von rund
zwei Millionen registrierten Arbeitslosen hinaus
ansteigende Arbeitslosigkeit in kommenden Re-
zessionen impliziert. Es kann eigentlich kein
ernsthafter Zweifel daran bestehen, daß auch auf
längere Sicht durch Mobilisierung der „markt-
wirtschaftlichen Selbstheilungskräfte“ ein Abbau
der Arbeitslosigkeit nicht möglich sein wird. Wer
daher die fatale Gewöhnung an die Unterbeschäf-
tigung nicht hinnehmen will, muß über andere
Strategien nachdenken.

II. Die Finanzpolitik von 1974 bis 1985: Vom Stop-and-Go
zum endgültigen Verzicht auf aktive Beschäftigungspolitik

Die heute weitverbreitete Ablehnung langfristiger
Beschäftigungsprogramme innerhalb der prakti-
schen Finanzpolitik sowie durch die Mehrheit der
beratenden Wissenschaft beruft sich, wie schon
erwähnt, auf negative Erfahrungen mit finanzpo-
litischen Initiativen insbesondere in der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre. Daher ist eine empi-
rische Analyse der finanzpolitischen Praxis sowie
ihrer gesamtwirtschaftlichen Wirkungen dringend
erforderlich. Es zeigt sich, daß es eine einheitliche,
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung versteti-
gende und arbeitsplatzsichernde Finanzpolitik in
diesem Zeitraum nicht gegeben hat. Nach einer
Phase konjunktureller und struktureller Instru-
mentalisierung, die jedoch von Anfang an nicht in
ein fiskalisches Gesamtkonzept eingebunden war
und durch die restriktive Geldpolitik der Deut-
schen Bundesbank immer wieder gestört wurde,
hat sich die angebotsorientierte Doktrin der Fi-
nanzpolitik durchgesetzt: Verzicht auf den Ein-
satz der öffentlichen Haushalte zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit einerseits und auf eine quali-
tative Wachstumspolitik andererseits. Insgesamt

vollzog sich die Finanzpolitik global sowie mit
den Einzelmaßnahmen eher in Form von „Wech-
selbädern“, die immer wieder auf die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung destabilisierend wirk-
ten6).

1. Impulse der Finanzpolitik
für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung

Eine Abschätzung der Wirkungen der Finanzpoli-
tik der Gebietskörperschaften auf die konjunk-
turelle Entwicklung der Auslastung des Pro-
duktionspotentials nach dem „Impulskonzept“7),
wie es das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) entwickelt hat, macht deutlich, ob

6) Vgl. dazu ausführlich: R. Hickel/J. Priewe, Ineffi-
ziente Instrumente oder unzureichende Anwendung?
Die Finanzpolitik von 1974 bis 1984 auf dem Prüfstand:
Argumente für ein Beschäftigungsprogramm, Bremen
1985 (PIW-Studie Nr. 3).
7) Hier wird dem Impulskonzept des DIW der Vorzug
gegeben: Es mißt die Richtung des konjunkturellen Bei-
trags der öffentlichen Haushalte an dem Einnahmen-
und Ausgabenvolumen, das sich in einem Jahr ergeben
hätte, wenn es mit der Rate des auslastungsbereinigten
Produktionspotentials gewachsen wäre. Vgl. zu den Er-
gebnissen: D. Vesper/R. Zwiener, Konjunkturelle Ef-
fekte der Finanzpolitik 1974 bis 1981, in: DIW-Wochen-
bericht, (1982) 19, S. 25; D. Teichmann/D. Vesper, De-
fizitabbau behält Vorrang — Zur Entwicklung der öf-
fentlichen Haushalte 1984/85, in: DIW-Wochenbericht,
(1984) 39.



das gesamte Haushaltsgebaren auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung einschränkend (kon-
traktiv) oder ausweitend (expansiv) wirkte. Trotz
methodischer Bedenken8), die mit diesem Kon-
zept verbunden sind, lassen sich die folgenden
Etappen der Finanzpolitik seit 1974 festhalten9):

10) Vgl. OECD-Länderbericht Deutschland, abgedruckt
in: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
(Hrsg.), Aktuelle Beiträge zur Wirtschafts- und Finanz-
politik, (1984) 52, S. 4.

1. 1974 und 1975 wurde in vergleichsweise be-
trächtlichem Ausmaß eine antizyklische, d. h. der
konjunkturellen Krise entgegenwirkende Finanz-
politik betrieben, die im wesentlichen auf Steu-
erentlastungen (Steuer- und Kindergeldreform),
die nicht direkt konjunkturpolitisch begründet
wurden, und auf der Erhöhung von staatlichen
Transferzahlungen (z. B. Arbeitslosenunterstüt-
zung, Investitionszulagen) beruhte.

Von den staatlichen Investitionen gingen so gut
wie keine expansiven Effekte aus. Immerhin stieg
1974 und 1975 das reale Bruttosozialprodukt
(BSP) dank der expansiven Haushaltsimpulse um
1,2 v. H. bzw. 3,3 v. H. stärker als bei einer kon-
junkturneutralen Finanzpolitik (ohne Berücksich-
tigung von „Multiplikatoreffekten“, die sich aus
den konsuminduzierten Folgewirkungen finanz-
politischer Impulse ergeben). Nach Schätzungen
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) wurden dadurch 60 000 (1974) bzw.
240 000 (1975) Arbeitsplätze gesichert. Bei einer
nur konjunkturneutralen Haushaltspolitik, d. h.
einem Verzicht auf die expansiven Impulse, wäre
1975 die Arbeitslosigkeit um rund ein Drittel
höher gewesen.

2. In der zweiten Phase 1976 und 1977 schaltete
die Finanzpolitik, beginnend mit dem „Haus-
haltsstrukturgesetz“ 1975, abrupt auf Sparkurs
um. Das reale Bruttosozialprodukt fiel infolge-
dessen um ca. 1,8 v. H. (1976) bzw. 1,6 v. H. (1977)
niedriger aus als bei einer konjunkturneutralen
Finanzpolitik. Die Beschäftigungswirkung war
entsprechend negativ und störte den überwiegen-
den Teil der Folgewirkungen der beschäftigungs-
sichernden Finanzpolitik in der ersten Phase.

3. Ende 1977 wurde wieder umgeschaltet: 1978 bis
1980/81 setzte eine schwach expansive Phase ein,
die vor allem von Steuermindereinnahmen (be-
sonders 1981) und etwas verstärkten öffentlichen
Bruttoinvestitionen (1978 bis 1980) getragen
wurde. Letzteres war vorrangig auf das „Zu-

8) Vgl. zur Kritik des vom Sachverständigenrat verwen-
deten Konzepts des „konjunkturneutralen Haushalts“:
G. Krause-Jung, Zum Konzept des konjunkturneutralen
öffentlichen Haushalts, in: Finanzarchiv, NF Bd. 30
(1971/2); T. Thormälen/G. Stahl, Das „neue“ Meßkon-
zept des Sachverständigenrates, in: Wirtschaftsdienst,
(1980) 2.
9) Die folgenden Angaben beruhen auf: R. Hickel/
J. Priewe (Anm. 6), S. 4 ff.

kunftsinvestitionsprogramm“ (ZIP) zurückzufüh-
ren, das den starken Rückgang der Bruttoinvesti-
tionen in den Jahren von 1975 bis 1977 annähernd
wettmachte. Gleichwohl war die expansive Wir-
kung auf das reale Bruttosozialprodukt mit
0,4 v.H. (1978), 0,3 v.H. (1980) und 0,6 v. H.
(1981) sehr schwach. 1979 war sie sogar leicht
restriktiv. Die Expansionsanstrengungen dieser
Jahre, die in ihrer Summe durchaus ein nicht un-
beträchtliches Mittelvolumen umfaßten, dienten
überwiegend dazu, die Nachwirkungen der vor-
angegangenen Restriktionsphase zu kompensie-
ren.

4. Ab 1982 setzte erneut eine bis 1985 anhaltende
restriktive Phase ein, die überwiegend auf Ausga-
benkürzungen in den Bereichen des Sozialsystems
ausgerichtet war. Die Weichenstellung hierfür war
bereits 1981 unter der sozialliberalen Bundesre-
gierung erfolgt. Das reale Bruttosozialprodukt
blieb von 1982 bis 1985 um insgesamt 3,5 v. H.
unter jenem Niveau, welches bei einer konjunk-
turneutralen Haushaltspolitik erreicht worden
wäre. Auch die OECD schätzt den realen Wachs-
tumsverlust durch die restriktive Haushaltspolitik
in den Jahren von 1982 bis 1984 auf etwa
3 v. H.10). Berücksichtigt man die direkten und in-
direkten Wirkungen auf den Arbeitsmarkt, dann
entspricht dies einem Verlust von 400 000 bis
500 000 Arbeitsplätzen.

Insgesamt zeigt sich also ein gesamtwirtschaft-
lich bedenklicher Zick-Zack-Kurs der Gebiets-
körperschaften seit 1974. Anfangs war die Finanz-
politik noch — ob bewußt oder unbewußt sei da-
hingestellt — an der Konzeption antizyklischer
Konjunkturpolitik orientiert: expansive Finanz-
politik in der Krise, restriktive Budgetpolitik im
Aufschwung, wenngleich von einer mittelfristig
angelegten verstetigenden Wachstums- und be-
schäftigungsorientierten Finanzpolitik auch in
den siebziger Jahren nicht die Rede sein konnte.
Ab 1981/82 ging man dann offen zur „angebots-
orientierten“ Politik über, die die effektive Nach-
frage schwächte und gleichzeitig Wachstumspo-
tentiale in Feldern öffentlichen Bedarfs nicht er-
schloß.

Angesichts der halbherzigen und unsystemati-
schen Finanzpolitik der Vergangenheit ist es un-
zulässig, die damaligen beschäftigungs- und kon-
junkturpolitischen Erfahrungen pauschal als Ar-
gument gegen langfristige Beschäftigungspro-
gramme zu verwenden.



2. Konkunkturpolitische Programme 1974 bis 1985
im Überblick

Im Rahmen einer Systematisierung der finanzpo-
litischen Instrumente seit 1974 lassen sich ver-
schiedene Typen —mit differierenden Wirkun-
gen auf Konjunktur, Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung — unterscheiden, die nur zum ge-
ringsten Teil als beschäftigungspolitische Initiati-
ven bezeichnet werden können:
1. Steuervergünstigungen für Unternehmen (z. B.
Verbesserungen bei den Abschreibungsmöglich-
keiten, Senkung der Vermögensteuer und der Ge-
werbesteuer): Sie zielen auf eine direkte und glo-
bale Verbesserung der Liquidität der Unterneh-
men. Ob sie investitionssteigernd wirken und ob
die Investitionen mit einem Beschäftigungszu-
wachs verbunden sind, hängt einerseits von der
gesamtwirtschaftlichen Situation ab, andererseits
von den jeweiligen Finanzierungspotentialen der
Unternehmen. Jedoch waren es — im Durch-
schnitt — in den vergangenen zwölf Jahren nicht
Finanzierungsengpässe, sondern mangelnde An-
lagefelder, die den Unternehmen das Investieren
erschwerten.
2. Einkommensteuerentlastungen und Steigerung
sozial- undfamilienpolitischer Transfers für private
Haushalte: Je nachdem, ob es sich bei den Begün-
stigten um untere, mittlere oder höhere Einkom-
mensschichten handelt und je nach Ausmaß der
von der Einkommenshöhe abhängigen Sparquote
wird der private Konsum angeregt und werden
Multiplikatorprozesse in Gang gesetzt. Entlastun-
gen im unteren Einkommensbereich lösen wegen
der höheren Konsumquote stärkere Expansions-
effekte als in hohen Einkommensbereichen aus.
Ob die Investitionstätigkeit belebt wird, hängt
zum einen vom Auslastungsgrad der Produktions-
kapazitäten und zum anderen von der erwarteten
Dauerhaftigkeit des induzierten Konsumimpulses
ab. Die Beschäftigungseffekte sind ungewiß.
3. Zuschüsse, Zulagen und Subventionen an Unter-
nehmen (z. B. Investitionszulagen, Lohnkostenzu-
schüsse, Zinsvergünstigungen): Sie sind bisher
nicht mit Beschäftigungsauflagen verbunden wor-
den und wirken ähnlich indirekt und unsicher wie
Steuerentlastungen für Unternehmen. Die „Mit-
nahmeeffekte“ (die staatlichen Zuwendungen
werden für ohnehin geplante Maßnahmen „mit-
genommen“) sind im allgemeinen —wie etwa
Untersuchungen zu den Investitionszulagen zei-
gen )— sehr hoch.11

4. Direkte investive und konsumtive (vor allem per-
sonelle) Mehrausgaben der Gebietskörperschaften:
Sie wirken unmittelbar und direkt auf Produktion
und Wachstum; sie sind sektoral und überre-
gional gezielt und bedarfsorientiert in Engpaßbe-
reiche lenkbar. Die Beschäftigungswirksamkeit
hängt zum einen davon ab, ob zusätzliche inve-
stive oder konsumtive Nachfrageimpulse in der
Privatwirtschaft initiiert werden. Zum anderen
wird sie durch die jeweilige Verarbeitung der
Nachfrageimpulse bei den auftragsempfangenden
Unternehmen (sei es in Form von Überstunden,
Arbeitsintensivierung, Rationalisierung, Leihar-
beit, sei es in Form von Neueinstellungen) beein-
flußt.
Schließlich kann der Staat zusätzliche Produktion
in gewissem Umfang durch Auflagen, Gebote und
Verbote administrieren, ohne daß bei den öffent-
lichen Haushalten selbst Ausgaben anfallen. Dies
gilt vor allem für den Umweltschutz (z. B. über die
durch Abgaben und Auflagen ausgelösten Investi-
tionen zur Senkung von Schadstoffemissionen).
Von den dargestellten Typen staatlicher Finanz-
politik können nur die Maßnahmen im Rahmen
des Typs 4 als Beschäftigungsprogramm bezeich-
net werden, da sie direkt und kontrollierbar auf
die Produktion wirken. Bei den anderen Maßnah-
men stehen andere Ziele im Vordergrund. Zwar
können auch Subventionen und Zuschüsse gezielt
beschäftigungspolitisch eingesetzt werden, z. B.
um Entlassungen zu verhindern, jedoch müssen
sie dann an nachprüfbare Auflagen gebunden
sein. Im allgemeinen sind die Mitnehmereffekte
in diesem Bereich so hoch, daß es sich hier mehr
um Instrumente der Gewinnsubventionierung als
um aktive Beschäftigungspolitik handelt. Admini-
strierte Produktion kann zwar durchaus sehr be-
schäftigungswirksam sein, sie sollte jedoch eine
direkt wirkende Finanzpolitik ergänzen und nicht
ersetzen. Sie bleibt im folgenden ausgeklammert
(weil nicht zur Finanzpolitik gehörend), obwohl
etwa die Beschäftigungswirkungen des Umwelt-
schutzes inzwischen beträchtlich sind.
Tabelle I zeigt eine grobe Schätzung des finanziel-
len Volumens der dargestellten Typen finanzpoli-
tischer Initiativen in den ersten drei Phasen der
Finanzpolitik von 1974 bis 1981, wobei die Ty-
pen 1 und 2 zusammengefaßt sind. Das Gesamt-
volumen von direkten Ausgabenprogrammen,
Zulagen und Zuschüssen an Unternehmen sowie
Steuerentlastungen und Sozialtransfers betrug
rund 73 Mrd. DM. Davon flossen nur ca. 42 v. H.
in direkte Ausgabenprogramme, nämlich 31 Mrd.
DM. Mit rund 20 Mrd. DM wurden private Haus-
halte und Unternehmen entlastet bzw. begünstigt.
Diesem Betrag sind bereits die restriktiven Wir-
kungen des Haushaltsstrukturgesetzes in den Jah-



ren 1976 und 1977 ( — 28 Mrd. DM), nicht jedoch
in den Jahren 1978 und 1979 (44,9 Mrd. DM) ge-
gengerechnet worden. Das Volumen der Ausga-
benprogramme ist mit 31 Mrd. DM also nur ge-
ringfügig größer als das des Haushaltsstrukturge-
setzes in den Jahren 1976 und 1977.
Die Zulagen und Zuschüsse an Unternehmen ma-
chen mit rd. 22,5 Mrd. DM immerhin etwa
30 v. H. des gesamten Finanzvolumens aus. Faßt
man die Ausgabenprogramme sowie die Zulagen/
Zuschüsse an Unternehmen als expansive Maß-
nahmen (1974 bis 1981: 53,4 Mrd. DM) auf, dann
standen dieser Summe bei voller Berücksichti-
gung der Wirkungen des Haushaltsstrukturgeset-
zes in den Jahren von 1976 bis 1979 restriktive
Impulse von 24,8 Mrd. DM entgegen (vgl. Ta-
belle 1), und das trotz diverser Steuer- und Kin-
dergeldreformen ).13

Wie schwach dosiert die Ausgabenprogramme
waren, geht schon daraus hervor, daß sie mit rund
31 Mrd. DM nur etwa 0,9 v. H. der gesamten Aus-
gaben der Gebietskörperschaften (ohne Sozialver-
sicherungen) im Zeitraum von 1974 bis 1981 aus-
machten. Rechnet man die Zulagen/Zuschüsse an
Unternehmen hinzu, dann waren es 1,6 v.H.
(53,4 Mrd. DM) der Gesamtausgaben der Ge-
bietskörperschaften in Höhe von 3 405 Mrd. DM.
Es gab im Zeitraum von 1974 bis 1981 sechs direkt
nachfragefördernde Ausgabenprogramme, die

vom Volumen, der Struktur und der Befristung
her allerdings sehr unterschiedlich ausgefallen
sind:
1. 1974: „Einmaliges Programm für Gebiete mit
speziellen Strukturproblemen“ (0,9 Mrd. DM).
2. 1974: „Sonderprogramm zur regionalen und lo-
kalen Abstützung der Beschäftigung“ (0,95 Mrd.
DM).
3. 1974: „Programm zur Förderung von Beschäfti-
gung und Wachstum bei Stabilität“ (1,13 Mrd.
DM).
4. 1975 (wirksam 1976): „Programm zur Stärkung
von Bau- und anderen Investitionen“ (5,75 Mrd.
DM).
5. 1978 bis 1981: Zukunftsinvestitionsprogramm
(ZIP) (16 Mrd. DM).
6. 1978 bis 1979: Mehrausgaben des Bundes
(5,2 Mrd. DM).

Mit Ausnahme des Zukunftsinvestitionspro-
gramms, das sich auf vier Jahre erstreckte, han-
delte es sich um kurzfristige konjunkturelle Im-
pulsprogramme. Zudem verpuffte ein Teil der
Konjunkturwirkung wegen einer teilweise gleich-
zeitig betriebenen globalen Restriktionspolitik
des Staates und einer kontraktiven Geldpolitik,
die die Geldversorgung wegen Inflationsängsten
äußerst knapp hielt. Und schließlich schränkte
auch der ständige Wechsel des Vorzeichens staat-
licher Impulse die Expansionseffekte ein. Im
Grunde dienten alle Programme der Kompensa-
tion gleichzeitiger oder — wie beim Zukunftsinve-
stitionsprogramm — vorangegangener Kürzun-
gen in den investiven Kernhaushalten. Sie waren



überdies nur von einer sehr zögerlichen komple-
mentären Ausweitung der Beschäftigung im öf-
fentlichen Dienst begleitet. Angesichts der zaghaf-
ten Dosierung, ihrer Kurzfristigkeit und der damit
einhergehenden globalen Restriktionspolitik der
Gebietskörperschaften konnten sie nur eine sehr
geringe Wirkung entfalten. Schließlich wurden
die Programme nicht mit beschäftigungspoliti-
schen Auflagen verbunden. So wurde die Zusatz-
produktion teilweise durch unternehmensinterne
Maßnahmen (Überstunden, Arbeitsintensivie-
rung und Leiharbeit) bewältigt, ohne daß die Be-
schäftigung entsprechend gestiegen ist.
Damit wird. deutlich, daß institutionell abgesi-
cherte Beschäftigungsprogramme mit langer
Laufdauer notwendig sind, die in eine insgesamt
expansive Finanzpolitik und zielgleiche Geldpoli-
tik eingebettet und mit Beschäftigungsauflagen
versehen werden müssen.
Hierzu bietet die Finanzpolitik seit 1974 lediglich
ein Programm, dessen Bewertung Anhaltspunkte
für ein Langzeitbeschäftigungsprogramm abge-
ben kann. Das Zukunftsinvestitionsprogramm
wurde im März 1977 beschlossen und mit einem
Finanzvolumen von Mrd. DM ausgestattet,
welches in die Investitionsbereiche „Verbesserung
des Verkehrssystems“, „rationelle und umwelt
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-
freundliche Energieversorgung“, „wasserwirt-
schaftliche Zukunftsvorsorge“, „Wohnumfeldver-
besserung“ und „Berufsbildung“ gelenkt wur-

den14). Der „Umweltanteil“ dieses qualitativen
Wachstumsprogramms, das zugleich eine Nach-
frage- wie auch eine Produktionsstrukturgestal-
tung anstrebte, wird auf 62 v. H. geschätzt5 ). Ver-
einbarungen zwischen Bund und Ländern sorgten
u. a. für eine Konzentration auf zusätzliche Pro-
jekte (Minimierung von Mitnehmereffekten), für
die Vermeidung hoher Folgekosten, für die För-
derung privater Projekte nur beim Vorliegen öf-
fentlichen Interesses und für die Berücksichtigung
von regionalen Besonderheiten16).
Die Beschäftigungseffekte des Zukunftsinvesti-
tionsprogramms wurden vom Bundesfinanzmi-
nisterium bereits nach einem Jahr auf 70 000
bis 800001) und seitens des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung auf 150 000 bis 180 000
Personen im Jahre 1978 geschätzt18). Die kon-



junkturelle Aufwärtsbewegung von 1977 bis zum
Höhepunkt 1979 mit einem realen Wirtschafts-
wachstum von 4 v. H. wurde durch das Programm
gestärkt und damit der nachfragebedingten
Wachstumsschwäche entgegengewirkt.

Die Finanzpolitik unter dem Regime der Ange-
botsdoktrin kann sich somit nicht auf schlüssige
Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Kontro-
verse um die behauptete Verdrängung privatwirt-
schaftlicher Aktivitäten durch Staatstätigkeit
(„Crowding out“-Thesen) stützen. Die am weite-
sten verbreitete Verdrängungsthese, derzufolge
die Neuverschuldung des Staates die Kapital-
marktzinsen erhöht und somit privatwirtschaft-
liche, fremdfinanzierte Investitionen verdrängt,
läßt sich jedenfalls für diesen Zeitraum empirisch

nicht belegen. Ein Zusammenhang zwischen der
Entwicklung der Staatsverschuldung und der (no-
minalen und realen) Bewegung der Kapitalmarkt-
zinsen ist nicht beobachtbar (vgl. Tabelle 2). So
lagen die Realzinsen 1975 trotz hoher Staatsver-
schuldung sehr niedrig, während sie seit 1982 in
der Phase des Schuldenabbaus stiegen. Im Gegen-
satz zu dieser Verdrängungsversion ist das Zins-
niveau vor allem durch die restriktive Geldpolitik
bestimmt9 ). Dies läßt sich für die Geldpolitik seit
1981 besonders gut beobachten. Die Geldpolitik
richtete sich auf die Hochzinsen in den USA aus,
um einen Wechselkursverfall über dadurch ausge-
löste Kapitalexporte aus der Bundesrepublik zu
verhindern20). Der Anstieg des Kapitalmarktzin-
ses hat sich deshalb unabhängig vom Staatsschul-
denabbau Geltung verschafft.

III. Beschäftigungsprogramme und „zuviel Staat“ als Wachstumsbremse?

Wie bereits eingangs erwähnt, gehört es zu den
gängigen Argumenten der Kritiker von staatli-
chen Beschäftigungsprogrammen, daß „zuviel
Staat“ — meist gemessen mit dem Anteil der
Staatsausgaben am Sozialprodukt (Staats-
quote) — schädlich sei, weil die privatwirtschaftli-
chen Triebkräfte des Wirtschaftswachstums ge-
hemmt würden. Entsprechend dieser Argumenta-
tion wurde in einer im Dezember 1985 durch das
Bundesfinanzministerium vorgelegten Studie
über die „Aufgaben und Ziele einer neuen Finanz-
politik — Grenzen staatlicher Verschuldung“ der
finanzpolitische Kurs der Bundesregierung bis
zum Jahr 1995 festgeschrieben. In endgültiger Ab-
kehrung von den „alten Rezepten der siebziger
Jahre“ wird eine Modellrechnung mit folgenden
Aussagen vorgelegt: Bei Annahme einer nomina-
len Rate des wirtschaftlichen Wachstums (Infla-
tionsrate eingerechnet) von 5 v. H. im Jahres-
durchschnitt bis 1995 sollen die Bundesausgaben
nur mit jahresdurchschnittlich 3 v. H. unterpro-
portional ausgeweitet werden. Dieser Rückzug
des Staates aus dem volkswirtschaftlichen Kreis-
lauf, so die Modellrechnung, führt zu einer ge-
schätzten Absenkung der Staatsquote von jetzt ca.
48 v. H. auf 42,3 v. H. im Jahre 1995. Wegen des

parallel verlaufenden Rückgangs der Steuerquote
(Anteil der Steuern am Volkseinkommen) von
jetzt ca. 23,7 v. H. auf dann 21,7 v. H. bei gleich-
zeitiger Reduktion der Bundesneuverschuldung
von momentan ca. 29 Mrd. DM auf 15 Mrd. 1995
wird erwartet, daß diese Strategie der Staatsquo-
tensenkung bis 1995 ein steuerliches Entlastungs-
volumen von über 60 Mrd. DM freisetzen kann.
Die Modellannahmen jedoch sind heroisch. Daß
Jahr für Jahr im Durchschnitt ein nominales Wirt-
schaftswachstum von 5 v. H. gesichert werden soll
(in vier Jahren des jüngsten Aufschwungs wird
jahresdurchschnittlich die Rate von etwas über
2 v. H. erreicht), ist unrealistisch. Das Schrump-
fen der Staatsquote beeinträchtigt den volkswirt-
schaftlichen Kreislauf. Öffentliche Wachstums-
und Beschäftigungsfelder werden nicht mobili-
siert, während jedoch die Folgekosten dieser Poli-
tik der Erweiterung des „privatwirtschaftlichen
Korridors“ etwa im Bereich der Umweltschäden
wachsen. Aktive Beschäftigungspolitik wird für
die nächsten zehn Jahre ausgeschlossen.
Die von der Senkung des staatlichen Anteils an 
der Produktion erhoffte Wachstumswirkung ist in
hohem Maße spekulativ, die Aussagekraft der
Staatsquote selbst methodisch zweifelhaft21). In-
ternationale Vergleiche demonstrieren, daß es
hochentwickelte Länder gibt, bei denen mit deut-
lich ansteigender Staatsquote — in Japan nahm
sie von 1970 bis 1984 um 15 v. H. zu — überdurch-



schnittliche Raten des Wirtschaftswachstums rea-
lisiert werden konnten22). Für die USA konnte
nachgewiesen werden, daß die Kombination aus
Steuersenkungen und Anstieg der Staatsverschul-
dung seit 1981 privatwirtschaftliche Aktivitäten
nicht verdrängt, sondern mobilisiert („Crowding
in“) hat23). Durch die Senkung der Staatsquote
dagegen — hierfür ist die Bundesrepublik
Deutschland ein Beispiel— wird nicht nur die
gesamtwirtschaftliche Nachfrage geschwächt und
von daher kein Raum für Privatinvestitionen ge-
schaffen, sondern die Erschließung neuer qualita-
tiver Wachstumsfelder im Bereich öffentlicher
Zukunftsvorsorge — Umweltschutz, Energieein-
sparung, Infrastruktur— ebenso wie die Auswei-
tung des privaten Konsums über multiplikative
Folgewirkungen eines Beschäftigungsprogramms
wird versäumt.
Insgesamt unterstellen alle Versionen des Verdrän-
gungsmechanismus ein ausschließliches Konkur-
renzverhältnis zwischen Staat und Privatwirtschaft
und übersehen dabei, daß öffentliche Aktivitäten
global sowie strukturell zugleich Folge und Voraus-
setzung ökonomischer Entwicklung sind.
In seinem Jahresgutachten 1985/86 begründet der
Sachverständigenrat (SVR) noch einmal seine
Auffassung von der wachstumssteigernden Wir-
kung einer gesenkten Steuerquote: „Der private
Sektor kann sich also bei einem Rückzug des Staa-
tes mehr ausdehnen, als es den Steuerersparnissen
und der so bewirkten Mehrnachfrage nach priva-
ten Gütern entspricht. Deshalb wird die Zahl der
im privaten Sektor neu geschaffenen Arbeits-
plätze größer sein können als die Zahl der Ar-
beitsplätze, die im staatlichen Sektor aufgegeben
werden“ (Ziffer 190). Längst ist der Test auf diese
These gemacht worden — und negativ ausgefal-
len: Seit Jahren sinkt die Steuerlast der Unterneh-
men, deren liquide Mittel gleichzeitig steigen,
während die Investitionen allenfalls wegen der
Exportnachfrage zunehmen, binnenwirtschaftlich
jedoch stagnieren. Auch für die USA läßt sich
nachweisen, daß die Investitionszuwächse im ver-
gangenen konjunkturellen Aufschwung vorwie-
gend nachfrageinduziert waren.
Das Dogma von der wachstumsstimulierenden
Funktion einer niedrigen Staatsquote verschleiert
die Tatsache, daß der (Sozial-)Staat eben andere,
aber gesellschaftlich relevante Wachstumsfelder
— hier werden sie summarisch als „qualitativ“
apostrophiert— erschließt als die Privatwirt-

schäft und privatwirtschaftliche Investitionen im-
mer wieder zu Überkapazitäten führen, weil sich
die Masseneinkommen wegen des Vorrangs für
die Gewinne unzureichend entwickeln. Denn in
der Kontroverse um Beschäftigungsprogramme
geht es nicht nur um die Option Privatwirtschaft
versus Staat als Akteure, sondern auch um die
Erschließung anderer stofflicher Entwicklungsbe-
reiche, kurzum: um unterschiedliche Wachstums-
und Entwicklungskonzeptionen.

Die gewinnwirtschaftliche Angebotspolitik geht
weiterhin von einer strengen Trennung zwischen
der Konjunktur- und Wachstumspolitik aus. Nur
für kurzfristige konjunkturelle Probleme wird ne-
ben angebotspolitischen Maßnahmen auch der
begrenzte Einsatz von Instrumenten zur konjunk-
turellen Nachfragesteuerung zugestanden. Ange-
sichts der konjunkturellen Besserung seit 1983
wird ein nachfrageorientierter Handlungsbedarf
strikt abgelehnt. Zur Überwindung der wirtschaft-
lichen Wachstumsprobleme wird nur eine ange-
botsorientierte Politik der „Verbesserung der
Rahmenbedingungen“ (Lohnkostendämpfung,
Steuerentlastungen, Modernisierung, Staatsquo-
tensenkung, Deregulierung) für geeignet gehalten
und die aufgabengezielte Stabilisierung der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage strikt abgelehnt.
Indem aber der enge Zusammenhang von Kon-
junktur und Wachstum zerrissen wird, entgeht
den Angebotstheoretikern der Tatbestand über-
zyklisch anhaltender Überkapazitäten, die einen
„strukturellen“ Nachfragemangel zum Ausdruck
bringen. Die Angebotstheoretiker sehen ebenfalls
nicht oder unzureichend, daß ein Langzeit-Be-
schäftigungsprogramm keineswegs nur auf die
kurzfristige Auslastung der existierenden Produk-
tionspotentiale abzielt, sondern zugleich der Aus-
bau und die strukturpolitische Umgestaltung des
Produktionspotentials in das Zentrum rückt.

Auch in seinem Jahresgutachten 1985/86 hält
der Sachverständigenrat kurzfristige „klassische“
Konjunkturprogramme für zulässig und sogar
notwendig („ ... sollte der Einsatz der Nachfrage-
politik auf den Ausnahmefall beschränkt bleiben,
in dem eine Rezession mit kumulativem Rück-
gang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage
droht“ [Ziffer 215]), während er andererseits den
Kritikern zustimmt: „Wirtschaftspolitik muß ver-
stetigt werden und sich an mittel- oder langfristi-
gen Zielen orientieren. Dazu passen keine kurzfri-
stigen staatlichen Beschäftigungsprogramme“
(Ziffer 213). Zu diesem widersprüchlichen Ergeb-
nis gelangt man, wenn man den Zusammenhang
von kurz- und langfristiger Wirtschaftsentwick-
lung auseinanderreißt. Statt dessen ist zu betonen,
daß die anhaltend unteroptimale Kapazitätsaus-
lastung nicht nur ein konjunkturelles Phänomen



ist, sondern zugleich die Wachstumsdynamik des
Produktionspotentials schwächt. Ein längerfristi-
ges Beschäftigungsprogramm zielt sowohl auf den

kurzfristigen Konjunktur- als auch den längerfristi-
gen Wachstumseffekt ab, und zugleich soll es eine
aktive strukturpolitische Steuerung ermöglichen.

IV. Plädoyer für ein umweltorientiertes Beschäftigungsprogramm

1. Prinzipien eines längerfristigen Beschäftigungs-
Programms

Die seit Anfang der siebziger Jahre deutlich abge-
schwächte Wachstumsdynamik der deutschen
Volkswirtschaft resultiert — neben anderen Fak-
toren — aus einem fortwährenden Mißverhältnis
zwischen produktivem Kapazitätsausbau gegen-
über der kapazitätsauslastenden konsumtiven pri-
vaten und staatlichen Endnachfrage aus dem In-
land. Auf Dauer kann und sollte dieses Mißver-
hältnis nicht durch Leistungsbilanzüberschüsse
kompensiert werden, da sich dadurch die Binnen-
nachfrage anderer Länder verschlechtert. Langfri-
stig ist eine proportionale Entwicklung von In-
landsangebot und -nachfrage, Investitionen und
Konsumtion erforderlich; werden indessen die 
Gewinne gesteigert, ohne daß sich die Endnach-
frageverhältnisse bessern, so drohen entweder
Überkapazitäten oder eine starke nicht-investive
Gewinnverwendung, in der Regel in Form der
Geldkapitalbildung. Tatsächlich ist der Anteil der
Nettoanlageinvestitionen an der gesamten Ver-
mögensbildung des Unternehmenssektors (ohne
Wohnungswirtschaft) von 68 v. H. in den sechzi-
ger Jahren auf 46 v. H. in der Periode von 1977 bis
1984 gesunken24). Die Schere zwischen Geld- und
Sachvermögensbildung hat sich weit geöffnet; die
durchschnittliche Selbstfinanzierungsfähigkeit
der Unternehmen mit Eigenmitteln hat sich im
Trend deutlich verbessert. Nicht Kapitalmangel
ist das Problem, sondern die überschüssigen Er-
sparnisse der Unternehmen und privaten Haus-
halte (das Sparen der privaten Haushalte ist in
den letzten 20 Jahren beträchtlich gestiegen), die
nur unzulänglich in inländische Nachfrage trans-
formiert werden25). An diesem Problem müssen
Beschäftigungsprogramme ansetzen.
Ein zweiter Ansatzpunkt ergibt sich daraus, daß
große beschäftigungsschaffende Wachstumspo-
tentiale existieren, die sich dem privatwirtschaftli-
chen Rentabilitätskalkül weitgehend entziehen:

Hierzu gehören zukunftsorientierte Vorsorgepoli-
tik für die Umwelt ebenso wie die Reparatur öko-
logischer Altlasten, aber auch die Energieeinspa-
rung und die erforderliche Umstrukturierung der
Energiewirtschaft, der soziale Wohnungsbau,
kommunale Infrastruktur etc. Hier hat sich ein 
großer, teils neuer, teils auf Nachholbedarf beru-
hender „Programmvorrat“ aufgestaut. Es ist ein
qualitatives Wachstums- und Wohlfahrspotential,
das nur durch systematische staatliche Initiative
mobilisiert werden kann.
Hier soll kein Plädoyer für eine Wiederbelebung
kurzfristig-keynesianischer Globalsteuerung ent-
wickelt werden, die angesichts der tiefgreifenden
Wachstumsschwäche in der Tat nur konjunktu-
relle Strohfeuer entfachen und angesichts des er-
forderlichen und erwünschten Strukturwandels
die sektorale Wirtschaftsstruktur nur konservie-
ren würde. Es geht weder um die Schaffung von
Arbeitsplätzen „um jeden Preis“ noch um die För-
derung von Wirtschaftswachstum als gewinnwirt-
schaftlichen Selbstzweck. Vielmehr ist eine funda-
mentale Weiterentwicklung der klassisch-keyne-
sianischen Wirtschaftspolitik erforderlich, die
Joan Robinson wie folgt begründete: „Als Keynes
orthodox wurde, vergaß man die Frage ... zu dis-
kutieren, wozu Beschäftigung dienen sollte.“26) In
der Verbindung von arbeits- und umweltorientier-
ter Strukturpolitik mit Wachstumspolitik liegt die
eigentliche Logik der Forderung nach qualitati-
vem Wachstum. Diese Neuorientierung ließe sich
auch als Übergang vom kurzfristigen Globalsteu-
erungs- zum längerfristigen Programm-Keynesia-
nismus bezeichnen.
Unzutreffend wäre es, derartige Konzeptionen als
nachfrageorientierte Strategien zu bezeichnen;
zwar soll die private und staatliche Endnachfrage
gestärkt und verstetigt werden, und dies nicht nur
zwecks kurzfristiger Verbesserung des Ausla-
stungsgrades der Produktionskapazitäten. Viel-
mehr geht es um eine langfristig angelegte Pro-
duktionsstrukturpolitik, die das vorhandene Pro-
duktionspotential sozial und ökologisch umstruk-
turiert und brachliegende Ressourcen mobilisiert.



Soweit es sich um neue staatliche Aufgabenfelder
handelt, ist naturgemäß eine dauerhafte Erhö-
hung der Staatsausgaben und — bei gleichblei-
benden privatwirtschaftlichen Aktivitäten — eine
gesteigerte Staatsquote erforderlich.

Ein „Programm-Keynesianismus“ durch länger-
fristige Beschäftigungsprogramme erfordert ge-
genüber dem traditionellen kurzfristigen „deficit-
spending“ in der Rezession einen anderen Finan-
zierungsmodus: Zusätzliche Staatsverschuldung
hat jetzt lediglich die Funktion der kurzfristigen
Anlauffinanzierung; danach muß eine Selbstfi-
nanzierung durch Steuermehreinnahmen und/
oder durch Abbau volkswirtschaftlicher Kosten
der Arbeitslosigkeit und der Umweltzerstörung
oder aber durch gezielte Besteuerung volkswirt-
schaftlich weitgehend funktionsloser Einkommen
erfolgen (siehe Abschnitt IV.3.).

Auch muß über flankierende Begleitmaßnahmen
nachgedacht werden: Erstens über eine Geldpoli-
tik der Notenbank, die die Finanzpolitik der Re-
gierung nicht konterkariert, sondern zinspolitisch
abstützt und fördert; zweitens durch eine aktive
Arbeitsmarktpolitik, die sich vorrangig an dem
Qualifizierungs- und Umschulungsbedarf der
schwer vermittelbaren Gruppen unter den Ar-
beitslosen orientiert. Hierauf wie auf mögliche an-
dere komplementäre Politikbereiche kann in die-
sem Beitrag nicht näher eingegangen werden.

Beschäftigungsprogramme der hier anvisierten
Art sind in den letzten Jahren immer wieder gefor-
dert worden. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung hat bereits 1978 und 1979 in ei-
ner verfeinerten und aktualisierten Fassung seine
nachfrageorientierte Strategie zur „Wiederherstel-
lung der Vollbeschäftigung“ über zusätzliche Aus-
gaben für die Jahre 1980 bis 1985 im Umfang von 
130 Mrd. DM in Feldern qualitativen Wachstums
begründet27). Der DGB fordert seit 1978 ein mit-
telfristiges Beschäftigungsprogramm mit mittler-
weile 50 Mrd. DM für die nächsten Jahre. Die
„Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik“
hat in ihrem jüngsten „Memorandum ’86“ ein
100 Mrd. DM-Programm für die nächsten beiden
Jahre gefordert, um mit einem wirtschaftspoliti-
schen „Kraftakt“ einen qualitativen Wachstums-
pfad bei Sicherung und Schaffung von 800 000
Arbeitsplätzen zu erreichen28). Das Programm der
GRÜNEN „Umbau der Industriegesellschaft“
(Entwurf) enthält faktisch ein staatliches Beschäf-
tigungsprogramm für 200 000 bis 300 000 Arbeits-
plätze, auch wenn Beschäftigungsprogramme ver-

bal abgelehnt werden29). Auch die SPD fordert
mit ihrem „Sondervermögen Arbeit und Umwelt“
eine Art Beschäftigungsprogramm, das unmittel-
bar aus den öffentlichen Haushalten herausgelöst
werden soll, indem es mit einem differenzierten
Zuschlag auf einzelne Energieverbrauchsarten
(„Umweltpfennig“) mit 4,7 Mrd. DM ausgestattet
werden und damit insgesamt 18 Mrd. DM Pro-
duktionsaktivitäten (1 v. H. des Bruttosozialpro-
duktes 1984) auslösen soll; nach Ifo-Berechnun-
gen könnte dieses Programm ca. 200 000 Arbeits-
plätze schaffen30).

2. Programmvorrat für qualitative
Wachstumsfelder

An Programmvorrat für eine qualitative Wachs-
tumspolitik mangelt es nicht. Daß großer Bedarf
besteht, wird auch vom Sachverständigenrat kon-
zediert31). Zum einen besteht als Folge der in den
letzten Jahren rückläufigen Investitionspolitik der
Gebietskörperschaften — insbesondere der Kom-
munen — ein großer Erhaltungs- und Er-
neuerungsbedarf in „klassischen“ Infrastruktur-
bereichen (Straßen, Gebäudereparaturen etc.)32).
Darüber hinaus gibt es neuen bzw. zusätzlichen
Bedarf im Umweltschutz, bei der Energieeinspa-
rung, der Verkehrspolitik, in der Berufsbildung
und im sozialen Wohnungsbau. So hat das deut-
sche Institut für Urbanistik* (DIFU) in den Berei-
chen Ausbau traditioneller Infrastruktur, Maß-
nahmen im Sektor des Umweltschutzes sowie der
Schadensbeseitigung an öffentlichen Bauwerken
und Wohngebäuden allein für die Kommunen ei-
nen Investitionsbedarf von 1985 bis 1990 in Höhe
von 358 Mrd. DM (in konstanten Preisen) und
somit eine jahresdurchschnittliche Wachstums-
rate von 15v. H. geschätzt (jährlich 58 Mrd.
DM)33). Indessen waren die kommunalen Investi-
tionen 1984 mit 30,5 Mrd. DM auf einem histori-
schen Tiefstand angelangt, der um 26 v. H. unter



dem des Jahres 1980 (in jeweiligen Preisen) lag,
obwohl die Gemeinden einen Haushaltsüber-
schuß von 1,5 Mrd. DM erwirtschaftet hatten. Die
öffentlichen Investitionen insgesamt waren 1984
— preisbereinigt— unter das Niveau von 1963
heruntergekürzt worden; erst in diesem Jahr ist
die Talfahrt aufgehalten worden.

Im Zentrum eines Langzeit-Beschäftigungspro-
gramms könnte folgender Aufgabenvorrat, der
aus vielen Untersuchungen destilliert worden ist,
stehen34):

a) Umweltschutz

Das Hessische Umweltministerium errechnete in
einem Programm „Arbeit und Umwelt“35) einen
langfristigen Investitionsbedarf (in konstanten
Preisen) von 770 Mrd. DM (davon die Hälfte Mit-
tel der Privatwirtschaft) mit einem Beschäfti-
gungseffekt von 635 000 Mann-/Fraujahren. Da-
rin sind Maßnahmen zur Energiepolitik, zum
Wohnungsbau, zur Stadtsanierung und für ver-
kehrspolitische Verbesserungen enthalten. Diese
Bereiche werden weiter unten noch gesondert auf-
geführt. Der umweltpolitische Investitionsbedarf
im engeren Sinn umfaßt ein Volumen von 42,3 bis
50,8 Mrd. DM in den folgenden Bereichen: Ge-
wässer (5 bis 6 Mrd. DM), Wasserschutz (0,1 Mrd.
DM), Luftreinhaltung (8,5 bis 13 Mrd. DM),
Lärmschutz (5 bis 8 Mrd. DM), Abfallbeseitigung
(10 Mrd. DM), Naturschutz, Landschaftspflege
(13,7 Mrd. DM).

R.-D. Brunowsky und L. Wicke36) schlagen ein
10-Jahres-Öko-Programm vor, das ein öffentli-
ches Investitionsvolumen von 66 Mrd. DM ent-
hält, mit dem direkte und indirekte Beschäfti-
gungswirkungen von 500 000 „ausgelasteten Ar-
beitsplätzen“ erzielt werden können. Folgende
Aufgabenbereiche sind vorgesehen: Luftreinhal-
tung (11 Mrd. DM), Gewässerschutz (25 Mrd.
DM), Bodenschutz (10 Mrd. DM), Lärmbekämp-
fung (10 Mrd. DM), Energieeinsparung (10 Mrd.
DM). Eine detaillierte Bedarfsermittlung, die hier
nicht wiedergegeben werden kann, steht hinter
diesem Programm. Seitens des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik wird ein detaillierter kommu-
naler umweltpolitischer Aufgabenkatalog ge-

nannt37): Rauchgasentschwefelung bei Kraftwer-
ken, Reinigung des Grundwassers von chemi-
schen Stoffen bei der Wasserversorgung, Sanie-
rung der Mischwasserkanalisation, Erweiterung
der Kläranlagen um eine dritte Reinigungsstufe,
Bau von Sondermülldeponien, Sanierung von
Altdeponien (1 000 bis 2 000 Altdeponien werden
als problematisch eingestuft), Beseitigung von 
„Altlasten“ (z. B. Reinigung kontaminierter Bö-
den), Maßnahmen gegen das Waldsterben.

b) Energiepolitik

Für den Bereich einer ökologisch verträglichen
Energieversorgung bzw. Energieeinsparung liegt
eine Fülle von Studien zur Abschätzung des Inve-
stitionsbedarfs sowie der Beschäftigungseffekte
vor. Das Programm des Hessischen Umweltmini-
steriums nennt folgenden langfristigen Investi-
tionsbedarf: Verbesserte Wärmedämmung (vor
allem Gebäudeisolierung) 270 Mrd. DM, Ausbau
der Fernwärmeversorgung 80 Mrd. DM. W. Strö-
bele38) schätzt den zusätzlichen privaten und öf-
fentlichen Investitionsbedarf im Bereich der
Energiepolitik von 1980 bis zum Jahr 2000 vor-
sichtig auf 480 bis 520 Mrd. DM. Hinter dieser
Kalkulation steht die Realisierung des Konzeptes
eines „sanften Energiepfads“. In seiner Studie
„Energiesparen als Beschäftigungspolitik“ hat
Spitzley ein „Raumwärmeszenario 2000“, das mit
folgenden Wirkungen rechnet, vorgelegt39):
Schaffung von (netto) mehr als 300 000 Arbeits-
plätzen bis zum Jahr 2000; Einsparung von Heizöl
in Höhe von 170 Mrd. Liter (360 Mrd. Liter bis
zum Jahre 2010); Senkung der Umweltbelastung
allein aus Gebäudeheizungen auf rund ein Viertel
der Schadstoffemissionswerte von 1978; Erwirt-
schaftung eines monetären Nettonutzens (vor al-
lem wegen wegfallender Energiekosten und Ko-
sten für Umweltreparaturen) von 50 Mrd. DM bis 
zum Jahre 2000. Schließlich haben O. Hohmeyer
und H.-J. Rahner das Marktpotential von sechs
Einspar- und regenerativen Technologien im
Energiebereich für 1985 auf 9 bis 16 Mrd. DM (in
Preisen von 1972) veranschlagt. Der Beschäfti-
gungseffekt dieser Maßnahmen hätte selbst bei
Berücksichtigung des Produktivitätsanstiegs zwi-



sehen 1972 und 1985 bei 230 000 bis 420 000 
Mann-/Fraujahren liegen können40).

c) Verkehrspolitik
Das Hessische Umweltministerium schätzt den
Investitionsbedarf für Verkehrsberuhigung sowie
den Fuß- und Radwegebau auf 110 Mrd. DM.
Der Ausbau des Öffentlichen Personen-NahVer-
kehrs (ÖPNV) erfordert Investitionen in Höhe
von mindestens 1 Mrd. DM.

d) Wohnungsbau
Das Hessische Umweltministerium veranschlagt
den Investitionsbedarf für Stadtsanierung auf
10 Mrd. DM. Nimmt man die erforderliche Mo-
dernisierung von 3 Millionen Wohnungen und
den Neubedarf von 800 000 Sozialwohnungen
hinzu, dann ergibt sich ein Investitionsvolumen
von 275 Mrd. DM. Hinzugerechnet werden müßte
auch der Sanierungsbedarf im Rahmen der Ener-
gieeinsparung (vgl. Punkt b).

e) Berufsbildung
Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli-
tik41 ) fordert die Schaffung von mindestens
100 000 zusätzlichen Ausbildungsstellen, den
Ausbau von außer- und überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten sowie die Förderung betrieblicher
Ausbildungsplätze für qualifizierende Ausbil-
dung.

f) Ausweitung der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung)
ermittelt einen erheblichen zusätzlichen Stellen-
bedarf im öffentlichen Dienst. Dieser Bedarf be-
steht in erster Linie im Bereich des Gesundheits-
wesens (es fehlen in öffentlichen Krankenhäusern
60 000 Pfleger und Krankenschwestern und
10 000 Ärzte43)), im Bildungssektor und in den
Hochschulen sowie im Bereich der sozialen Dien-
ste (Behinderte, Suchtkranke, Resozialisierung,
Jugend- und Altershilfe etc.). Erheblicher Perso-
nalbedarf existiert auch in den Arbeits- und den
Finanzverwaltungen. Nach verschiedenen Schät-
zungen sind insgesamt 150 000 bis 360 000 zusätz-
liche Arbeitsplätze erforderlich, von denen aller-

dings ein Teil bei Wohlfahrtsverbänden, Kirchen
und anderen Trägern angesiedelt sein könnte44).
Das DIW schlug deshalb 1984 die Schaffung von
jährlich 000 bis 50 000 zusätzlichen Stellen im
öffentlichen Dienst (unter Beibehaltung der der
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-
zeitigen Struktur von Voll- und Teilzeitkräften)
bei Bund, Ländern und Gemeinden vor (1985 bis
1990 200 000 bis 250 000). Dies entspräche einem
jahresdurchschnittlichen Personalzuwachs von
etwa 1 v. H. im staatlichen Sektor. Durch die hin-
zuwachsenden Programmaufgaben im Rahmen
qualitativer Wachstumspolitik entsteht mittelfri-
stig zweifellos ein weiter Personalbedarf.
Die aus einer Fülle von Studien hier zusammenge-
faßten Ergebnisse belegen: Es gibt einen dringli-
chen öffentlichen Programmbedarf mit Schwer-
punkt in den Regionen und Kommunen. Die Si-
cherung und Schaffung von Arbeitsplätzen läßt
sich somit mit der ökonomisch sinnvollen Mobili-
sierung der Produktion in diesen öffentlichen
Aufgabenfeldern verknüpfen. Der Kampf gegen
die Massenarbeitslosigkeit und gegen die schädli-
chen Folgen der bisherigen Wirtschaftsentwick-
lung vereinigt sich in der Forderung nach einem
Langzeit-Beschäftigungsprogramm für die mitt-
lere Frist.

3. Finanzierungspotentiale
Zu Unrecht werden häufig vermeintliche Finan-
zierungsprobleme als Haupthindernis für län-
gerfristig umweltorientierte Beschäftigungspro-
gramme angesehen. Dabei wird übersehen, daß es
eine Vielzahl zum Teil sehr detaillierter Finanzie-
rungsvorschläge gibt, die bei entsprechendem po-
litischen Wollen durchaus umsetzbar sind45). Wer
Beschäftigungsprogramme für nicht finanzierbar
hält, verkennt das Grundproblem einer Volks-
wirtschaft mit geringer Wachstumsdynamik, un-
terausgelasteten Produktionskapazitäten, hoher
Arbeitslosigkeit und starker Umweltschädigung:
Erstens kann durch den hier geforderten „Pro-
gramm-Keynesianismus“ ein zusätzliches Wohl-
fahrts- und Wachstumspotential erschlossen wer-
den, so daß sich kein gesamtwirtschaftliches Null-
summenspiel ergibt (etwa in dem Sinne: weniger
private, mehr staatliche Ausgaben). Es werden
auch nicht mehr Einkommen verteilt als entste-
hen, sondern die Einkommensentstehung und da-



mit auch der Verteilungsspielraum sollen ausge-
weitet werden. Zweitens geht es darum, der über-
bordenden Geldkapitalbildung aus Gewinn- und
anderen höheren Einkommen entgegenzuwirken,
indem gesamtwirtschaftlich funktionslose, d. h.
nicht oder nur mit starker Verzögerung sachinve-
stiv verwendete Gewinneinkommen steuerpoli-
tisch möglichst rasch in den volkswirtschaftlichen
Kreislauf zurückgeschleust werden. Drittens
schließlich sollen die hohen Folgekosten auf-
grund der Massenarbeitslosigkeit und der Um-
weltzerstörung vermindert werden, so daß ent-
sprechende Ressourcen freigesetzt werden kön-
nen.
Konkret sind damit folgende Finanzierungspo-
tentiale angesprochen:
— Nach einer gewissen Anlaufzeit der Pro-
gramme, d. h. bis sie realwirtschaftlich greifen,
entstehen zusätzliche Einkommen und damit
Steuermehreinnahmen, so daß sich über einen
längeren Zeitraum erhebliche Selbstfinanzie-
rungseffekte einstellen.
— Nach einer OECD-Berechnung betragen die
jährlichen Umweltschäden ca. 3 bis 5 v. H. des
Bruttosozialproduktes; geschätzten jährlichen
Schäden von 45 bis 75 Mrd. DM stehen Umwelt-
schutzausgaben von ca. 20 Mrd. DM gegenüber.
Umweltschutzprogramme können mehr Schäden
mindern46), als sie kosten. In ähnlicher Weise gilt
dies für Maßnahmen der Energieeinsparung, für
präventiven Arbeitsschutz und Gesundheitsvor-
sorge, wodurch hohe Energiekosten und Unfall-
sowie Krankheitskosten eingespart werden kön-
nen.
— Die direkten und indirekten Kosten der Ar-
beitslosigkeit (Arbeitslosenunterstützung, Ausfall
an direkten und indirekten Steuern und Sozialbei-
trägen) belaufen sich auf über 50 Mrd. DM jähr-
lich47), was ca. 3 v. H. des Bruttosozialproduktes
entspricht; bei reduzierter Arbeitslosigkeit wer-
den entsprechende finanzielle Ressourcen frei.
Schließlich eröffnen sich über eine Durchforstung
der Ausgaben sowie der Einnahmen öffentlicher
Haushalte weitere Finanzierungspotentiale für ein
Beschäftigungsprogramm. Hier bieten sich die
folgenden Maßnahmen an:

— Striktere Handhabung des Steuerrechts, Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung und Wirt-
schaftskriminalität, die Einführung eines sozial
abgestuften Quellenabzugsverfahrens für die Ver-
mögenseinkünfte bei den privaten Haushalten so-
wie die Verminderung und Zinsbelastung von
Steuerrückständen;
— Abbau Produktions- und beschäftigungspoli-
tisch unakzeptabler Steuersubventionen;
— Schwerpunktsetzung bei den öffentlichen Aus-
gaben auf den Programmvorrat des Langzeit-Be-
schäftigungsprogramms ;
— Erschließung neuer Steuerquellen wie etwa die
bereits erwähnte stärkere Besteuerung nicht sach-
investiv genutzter Gewinne, Einführung einer Er-
gänzungsabgabe für Besserverdienende (ab DM
60 000 bzw. 120 000 für Ledige/Verheiratete);
— Einsatz der öffentlichen Kreditaufnahme zur
kurzfristigen Vorfinanzierung des Programms;
— Einführung eines Arbeitsmarktbeitrags für
alle Erwerbstätigen einschließlich Selbständige
und Beamte, um die Finanzierung arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen zu erleichtern;
— Stärkere Besteuerung von knappen Naturres-
sourcen, um deren Einsparung zu induzieren.,

Langzeit-Beschäftigungsprogramme sind durch-
aus finanzierbar. Ihre Verwirklichung hängt frei-
lich von der Interessenlage und damit zwangsläu-
fig verbundener Widerstände ab. Angesichts der
trotz konjunkturellen Aufschwungs anhaltenden
Massenarbeitslosigkeit sowie der voranschreiten-
den Umweltschädigungen spricht die politische
Vernunft für eine schnelle und nachhaltige Über-
windung dieser Situation. Der Blick zurück auf
die wirtschaftlichen Wachstumsbedingungen in
den fünfziger Jahren gibt keine Richtschnur für
den heutigen Handlungsbedarfab. Die wirtschaft-
liche Nachkriegsentwicklung war historisch sin-
gulär; die anhaltenden ökonomischen Entwick-
lungsprobleme offenbaren den daran geknüpften
„kurzen Traum immerwährender Prosperität“
(B. Lutz). Ein qualitatives Langzeit-Beschäfti-
gungsprogramm mit ökologischer Ausrichtung
bietet einen zentralen Anknüpfungspunkt, um aus
den Erfahrungen der letzten Jahre neue Struktu-
ren entstehen zu lassen.

An die Stelle von Vorurteilen gegenüber Beschäf-
tigungsprogrammen und pauschalen ideologi-
schen Ressentiments gegen „mehr Staat“ muß
eine sachliche Diskussion treten.



Peter von der Lippe

Die Wiederholung der öffentlichen Verschwendung
Vollbeschäftigung durch neue Beschäftigungsprogramme

und mehr staatlichen Interventionismus?

Seit Ende der siebziger Jahre wird in Kreisen der
Politik (insbesondere von SPD, DGB und den
GRÜNEN) und der Wissenschaft (vor allem vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, Ber-
lin) die Forderung erhoben, durch eine Neuauf-
lage und Verstärkung von zuvor weitgehend er-
folglos gebliebenen „Beschäftigungsprogram-
men“, durch Anhebung der Staatsquote und mit
mehr staatlichem Dirigismus der Arbeitslosigkeit
Herr zu werden. Die Wirtschaftspolitik der Bun-
desregierung aber ging zu Beginn der achtziger
Jahre — nicht erst seit der „Wende“ 1982, also
dem Ende der sozialliberalen Koalition — mit
Unterstützung der Mehrheitsmeinung der Wirt-
schaftswissenschaft (insbesondere auch vertreten
vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung) einen ande-

ren Weg, den Weg der sogenannten „angebots-
orientierten Wirtschaftspolitik“.
Angesichts eines zur Zeit wieder stärker werden-
den Rufes nach Reformismus und Interventionis-
mus stellt sich die Frage, ob im Lichte der Erfah-
rungen mit der Finanzpolitik der sozialliberalen
Koalition überhaupt Anlaß besteht, den Ver-
heißungen derartiger Strategien Glauben zu
schenken. Konkret lautet die Frage, ob damit
nicht die Wiederholung eines gescheiterten Expe-
riments zu befürchten wäre, eine Wiederholung,
die selbst dann nicht ratsam wäre, wenn der Ab-
bau von Arbeitslosigkeit nach Art der „Angebots-
politik“, d. h. durch Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für private Investitionen, zu langsam
und längerfristig betrachtet als zu unsicher ange-
sehen werden sollte.

I. Die Ökonomie des Geldausgebens

Den geistigen Hintergrund, vor dem eine „Politik
der Schaffung von Arbeitsplätzen“ durch mehr
Staatsausgaben gefordert wird, vermag besonders
deutlich eine Schrift von Rudolf Hickel und Jan
Priewe1) zu vermitteln, die dem Beitrag beider
Autoren in dieser Ausgabe zugrunde liegt. Ihre
Arbeit kommt zu dem Ergebnis, daß die Erfah-
rung der siebziger Jahre gezeigt habe, daß allein
eine solche Politik erfolgreich sei bei der Wieder-
gewinnung der Vollbeschäftigung. Demgegenüber
dürfte jedoch eher genau das Gegenteil der Fall
sein.
Beschäftigungsprogramme sind nach Hickel und
Priewe nicht nur konjunkturell geboten, sie seien
auch ein wichtiger, wenn nicht sogar entscheiden-
der Motor des Wachstums. Ähnlich wie schon im
Programm „Arbeit und Umwelt“ der SPD wird
behauptet, daß eine geeignete staatliche Ausga-
benpolitik sowohl verstetigend wirken als auch
qualitative Wachstumspotentiale des öffentlichen
Bedarfs erschließen könne (Stadterneuerung, so-
zialer Wohnungsbau, Altenbetreuung, Beseiti-

gung von Umweltschäden usw.). Die Beschäfti-
gungsprogramme der sozialliberalen Koalition
seien zwar mit der Ausnahme des Zukunftsinve-
stitionsprogramms (ZIP)2) von 1977/78 nicht von



der Art gewesen, wie sie nach Hickel und Priewe
allein wirksam und erforderlich sei, nämlich als
längerfristig angelegte, qualitative Wachstumsfel-
der erschließende und mit entsprechenden Aufla-
gen (z. B. Beschäftigungsauflagen) und Dirigis-
men arbeitende Ausgabenprogramme. Sie seien
vielmehr Wechselbäder von stop and go gewesen,
kurzfristiges Krisenmanagement, das zudem
durchweg zu schwach dosiert gewesen sei. Des-
weiteren habe man auch Instrumente benutzt, die
von Hickel und Priewe ziemlich grundsätzlich ab-
gelehnt werden, nämlich Investitionszulagen und
Steuerentlastungen (insbesondere des Unterneh-
menssektors). Gleichwohl könne jedoch hieraus
nicht der Schluß gezogen werden, die Programme
hätten versagt. Im Gegenteil, ein neues Beschäfti-
gungsprogramm sei nötig, und zwar je größer die
Ausgaben desto besser.
Im Vergleich dazu weise die Konsolidierungspoli-
tik der Endphase der sozialliberalen Koalition,
insbesondere aber nach der „Wende“ seit 1982,
eine „katastrophale Erfolgsbilanz“ auf. Sie habe
eine halbe Million Arbeitsplätze gekostet, sei pro-
zyklisch und krisenverschärfend gewesen.
Angesichts solcher Gedankenabfolgen könnte
man in der Tat den Eindruck gewinnen, es gäbe
nichts Segensreicheres als eine ausgabenfreudige
öffentliche Hand. Umfragen hätten denn auch ge-
zeigt, so Hickel und Priewe, daß es genügend
Nützliches gäbe, wofür Geld ausgegeben werden
könne. Doch wäre es nicht schon sehr eigenartig,
wenn Umfragen etwas anderes gezeigt hätten?
Denn daß sowohl die Bürger als auch die Büro-
kratie Ideen entwickeln, wie Geld ausgegeben
werden könnte, das sie nicht oder vermeintlich
nicht selbst aufzubringen haben, kann nicht über-
raschen. Interessant ist daher auch nicht die
Frage, was man als Bedarf empfindet, sondern
was man als Preis hierfür zu zahlen bereit ist.
Ebensowenig kann es überraschen, daß durch
mehr Staatsausgaben auch mehr Beschäftigung
entstehen kann. Eine besonders naheliegende und
wirkungsvolle Lösung im Sinne dieses Zusam-
menhangs wäre es ja, einfach die Arbeitslosigkeit
durch eine entsprechende Ausweitung der Be-
schäftigung im öffentlichen Dienst zu beseitigen.
Warum geht man nicht diesen Weg, wo er doch so
naheliegend wäre?
Jede Konsolidierungsbemühung, so z. B. das
Haushaltsstrukturgesetz vom 28. August 1975
oder die „Operationen“ der Bundesregierung von
1982 bis 1984, war nach Ansicht der Autoren
Hickel und Priewe angeblich schädlich und kon-
traproduktiv. Es gibt keine Kürzung von Staats-
ausgaben, die von ihnen als ökonomisch erforder-
lich und vorteilhaft begrüßt wird. Von den Maß-
nahmen der Konjunkturbelebung empfehlen

sie — abgesehen von Steuerentlastungen und Ein-
kommenstransfers zugunsten privater Haushalte
im unteren Einkommensbereich — vor allem die
direkten investiven und konsumtiven (vor allem
personellen) Mehrausgaben der Gebietskörper-
schaften, verbunden mit Auflagen, Ge- und Ver-
boten. Diese seien allen anderen Maßnahmen
überlegen.
Für Sparsamkeit und Zurückhaltung des Staates
gibt es demgegenüber kein Argument, das sie gel-
ten lassen. Angeblich waren es nicht die expansi-
ven Ausgabenprogramme, die die Staatsschulden,
die Zinssätze und Zinsausgaben nach oben getrie-
ben, private Investitionen zurückgedrängt und zu
Fehllenkungen von Kapital und Arbeit geführt
haben. Es waren im Gegenteil immer nur die re-
striktiv wirkenden Ausgabenkürzungen und geld-
politischen Maßnahmen, die Schaden anrichte-
ten. Selbst Preisstabilität ist in der ökonomischen
Theorie von Hickel und Priewe eher etwas Schäd-
liches3); sie ist ein Indikator der unzureichenden
Ausschöpfung der Wachstumspotentiale4). Über-
schüsse in den Gemeindehaushalten seien „volks-
wirtschaftlich unsinnig“, so die These beider Au-
toren, die andererseits den Rückgang öffentlicher
Investitionen beklagen ).5

Nie waren es nach ihrer retrospektiven Sicht der
wirtschaftlichen Entwicklung die direkten expan-
siven Maßnahmen, die bedenklich waren. Sollten
diese einmal real nicht hinreichend gewirkt ha-
ben, sei es, weil die Baupreise gestiegen sind, sei
es, weil die Einkommen und damit die Nachfrage
zu gering waren, dann war es immer eine voran-
gegangene restriktive Politik, die hierfür verant-
wortlich gemacht wird. Sie habe die nötige Bau-
kapazität vernichtet und habe die private Nach-
frage, die angeblich allein entscheidend ist für
Investitionen, Beschäftigung und damit auch Ein-
kommen, geschwächt.
Angenommen, diese Thesen sind richtig, und sie
sind ja nach Meinung der Autoren nicht nur theo-
retisch fundiert, sondern auch empirisch belegt,
dann haben wir es hier in der Tat mit einer sehr
einfachen Ökonomie zu tun, in der allein dafür
Sorge getragen werden muß, daß der Staat genü-
gend Geld ausgeben kann. Die Wirtschaftspolitik
der Autoren ist einfach, weil es in ihr keine im
engeren Sinne ökonomischen Aufgaben zu lösen
gibt. Denn Ausgabenprogramme zu entwerfen ist
kein schwieriges ökonomisches Problem, anders
dagegen die Beschaffung des Geldes und die Len-



kung des Geldes in die produktivste Verwendung.
Aber weil die Staatsverschuldung nach dieser
Sichtweise keine Gefahr darstellt, ist auch die
Geldbeschaffung kein Problem. Und weil die Er-
gebnisse einer „politisierten Bedarfsdiskussion“
unbesehen akzeptiert werden und weil — bei „Zu-
grundelegung eines volkswirtschaftlichen Renta-
bilitätsbegriffes, der sich nicht immer mit dem pri-
vatwirtschaftlichen Gewinnkalkül deckt“ — das
entsprechende politische Marketing alles „pro-
duktiv“ machen kann, wird es auch keine Kosten
in dem Sinne geben, daß eine alternative Verwen-

dung des Geldes vielleicht die bessere gewesen
wäre6).

Die sozialliberale Bundesregierung ist mehr als
einmal auf internationaler Ebene, und oft genug
von heimischen Kritikern aufgefordert worden,
durch staatliche Maßnahmen für einen Boom zu
sorgen, um die Weltkonjunktur zu beleben7).
Wenn man dem wirtschaftspolitischen Konzept
von Hickel und Priewe folgt, ist es vollkommen
unverständlich, warum sie damals die geforderte
Ausgabenexpansion nicht betrieben hat.

II. Globalsteuerung und innere Reformen

Es ist schade, daß Plädoyers für Beschäftigungs-
programme, wie z. B. die Arbeit von Hickel und
Priewe, die Fiskalpolitik erst im Zeitraum ab 1974
betrachten. Dadurch werden die ausgabefreudi-
gen Anfangsjahre der sozialliberalen Ära ausge-
blendet und es wird somit auch nicht erkennbar,
warum sich die Fiskalpolitik seit etwa 1975 über-
haupt um Konsolidierung bemühte und warum
sie bei der Wiederherstellung der Vollbeschäfti-
gung versagte. Betrachtet man dagegen die Fi-
nanzpolitik der gesamten Periode der soziallibera-
len Koalition, so wird deutlich, warum das Kon-
zept von Interventionismus und Reformismus
langfristig versagen mußte: „Die sozialliberale
Koalition ist letztlich an der Finanzpolitik ge-
scheitert.“8) Es wäre deshalb nicht gerade sehr
naheliegend, das Experiment noch einmal mit
mehr finanziellem Aufwand und mehr unbegrün-
deten Erwartungen wiederholen zu wollen.

1. Was der Interventionismus leisten sollte

Ende der sechziger Jahre war es in weiten Krei-
sen, nicht nur in denen, die der SPD nahestanden,
eine Grundüberzeugung, daß der Staat durch den
Einsatz wirtschaftspolitischer Instrumente Kon-
junkturzyklen entscheidend beeinflussen und da-
durch stabilisieren könne und solle, und daß es
außerdem bei der Versorgung mit öffentlichen

Gütern wie z. B. im Bildungs- und Gesundheits-
wesen, im Städtebau oder bei den sozialen Dien-
sten sowie hinsichtlich der Korrektur der Einkom-
mens- und Vermögensverteilung einen erhebli-
chen Nachholbedarf gäbe. Diese Sichtweise9) lief
darauf hinaus, einen verstärkten Interventionis-
mus des Staates zu fordern. Bemerkenswert ist
rückblickend gesehen, daß diese Forderung
— damals gerade zu einer Zeit erhoben wurde,
als hinsichtlich der Erreichung gesamtwirtschaft-
licher Ziele, insbesondere der Vollbeschäftigung,
verglichen mit heute ausgesprochen befriedigende
Zustände herrschten und daß
— schon damals, Ende der sechziger Jahre, die
stabilisierende Aufgabe der Finanzpolitik verbun-
den wurde mit der Mittelbeschaffung für aus-
gabenintensive Reformen, die mit Wachstum und
„Lebensqualität“ motiviert waren. Deshalb sollte
bewußt die Staatsquote erhöht werden, um Staats-
verbrauch, aber auch Einkommenstransfers und
öffentliche Investitionen steigern zu können.
Anfangs gab es deshalb gerade auch in der „Lin-
ken“ Vorbehalte gegen einen Interventionismus,
bei dem der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist“
dem Kapitalismus zum Überleben verhilft (so das
nicht geringe Selbstbewußtsein des Reformismus
im Vertrauen auf die Realisierbarkeit des Steu-
erungs- und Reformvorhabens). Denn: „Staat-
liche Wirtschaftspolitik, die auf Vermeidung einer
Krise abzielt, bedeutet also zwangsläufig Verfesti-



gung gesellschaftlicher Verhältnisse (Systemstabi-
lisierung), Vertretung von Kapitalinteressen und
Vermeidung gesellschaftlicher Konflikte.“ )10

Angeregt durch erste Mißerfolge dieser Politik
und zugleich beflügelt durch Reformprojekte, die
teuer waren, aber auch auf Widerstände stießen,
entstanden schon früh Diskussionen darüber, wie
die staatliche Globalsteuerung verfeinert, wirksa-
mer und durchsetzungsfähiger (gegen reform-
feindliche Kräfte) gemacht werden könnte. „Ver-
stärkte kollektive Kapitalbildung und Finanzie-
rung, Begrenzung der Preisautonomie, Investi-
tionslenkung“ ) waren damals die Stichworte.11

Der staatliche Steuerungsanspruch, d. h. die Be-
hauptung, die „visible hand“ einer Bürokratie
könne Stabilität eher garantieren als die „invisible
hand“ des Marktes, wenn ihr nur ein ausreichen-
des Instrumentarium staatlicher Interventionen
zur Verfügung stünde, verband sich schon da-
mals, also zu Beginn der sozialliberalen Ära, mit
der Idee des qualitativen Wachstums durch Re-
formen und mit entsprechenden Ausgabenpro-
grammen. Die Staatsausgaben sollten der „Mo-
dernisierung“ der Wirtschaft und der Steigerung
der „Lebensqualität“ dienen. Zu jener Zeit kamen
Zweifel am Sinn des (quantitativen) Wirtschafts-
wachstums auf, zugleich aber wurde eine immer-
währende Wohlstandssteigerung durch Wachs-
tum als eine im Grunde problemlose Angelegen-
heit aufgefaßt.
In allen Bereichen diagnostizierte man einen „be-
klemmenden Reformstau“ und „Problemdruck“.
Überall gab es einen wissenschaftlich fundierten
„Bedarf4 und überall entstand auch der Ruf nach
entsprechender staatlicher Aktion. Die meisten
Themen, die seinerzeit die Menschen bewegten,
sind heute „out“: Lehrermangel und „Bildungska-
tastrophe“, Ärztemangel und das klassenlose
Krankenhaus, Bodenspekulation, Beteiligung am
Produktivvermögen, Mitbestimmung und Huma-
nisierung der Arbeit, Theoretisierung und Politi-
sierung der Berufsbildung, sozialer Wohnungsbau
usw. Später kam vor allem der Umweltschutz
hinzu.
Das Programm der SPD als Regierungspartei in
Bonn war (und ist auch heute noch) eine Verbin-
dung von Interventionismus und Reformismus.
Spätestens 1982 mußte es erkennbar als geschei-
tert angesehen werden. Weitgehende Ähnlichkei-
ten damit weist das Konzept von Hickel und
Priewe auf: Beschäftigungsprogramme und „qua-

litatives Wachstum“ oder, wie sie es definieren,
die „Verbindung von langfristig ausgerichteter
Wachstumspolitik mit offensiver zielgerichteter
Strukturpolitik“. Ungebrochen ist nicht nur das
Vertrauen in den stabilisierungspolitischen Nut-
zen wachsender Staatsausgaben, sondern auch in
deren Wirksamkeit für „qualitatives“ Wachstum,
also für die „Lebensqualität“. Selbst alte Reform-
diskussionen leben wieder auf, wie z. B. der Aus-
bau der Hochschulen (nachdem die Spitze des
„Studentenbergs“ überschritten ist), die Reform
und Expansion der beruflichen Bildung, die in-
zwischen als verfehlt erkannte „Objektförderung“
im sozialen Wohnungsbau (in einer Zeit, in der
man sich über eine Reduktion des öffentlich ge-
förderten Wohnungsbestands Gedanken macht),
die Stadtsanierung sowie die Ausweitung des
öffentlichen (zu Lasten des privaten, individuel-
len) Personennahverkehrs und des Personals im
öffentlichen Dienst, in Krankenhäusern, Jugend-
ämtern usw.

2. Antizyklische Fiskalpolitik

a) Das Konzept

Dem erwähnten Steuerungsanspruch des Staates
glaubte man vor allem mit einer planmäßigen,
längerfristig vorausschauenden Finanzpolitik ge-
recht werden zu können. Das Instrument, von
dem man sich eine Stabilisierung der Konjunktur
vor allem versprach, war die antizyklische Fi-
nanzpolitik. Dieses Konzept der Fiskalpolitik
bedeutet, Umfang und Struktur der Staatseinnah-
men und Staatsausgaben zum Zwecke der Verste-
tigung der Konjunktur und orientiert an einer
mittelfristig befriedigenden Auslastung des Pro-
duktionspotentials bewußt zu verändern. Der Ver-
such, expansive Impulse abzugeben durch mehr
Ausgaben, auch kreditfinanzierte, also durch
„deficit spending“, gehört dazu ebenso wie die 
vorübergehende Reduktion der Staatsausgaben
bzw. Erhöhung der Staatseinnahmen, um Über-
schüsse (surplus saving), also Reserven für spätere
Konjunkturbelebungsmaßnahmen, zu bilden. Es
soll hier nicht diskutiert werden, ob dieses Kon-
zept überhaupt befriedigend praktiziert werden
kann ), entscheidend ist vielmehr12

— das Ziel der Verstetigung konjunktureller
Schwankungen, gemessen an der Erreichung von



Vollbeschäftigung und Preisstabilität sowie au-
ßenwirtschaftlichem Gleichgewicht;
— die konjunkturgerechte Abfolge von expansi-
ven und restriktiven Maßnahmen von deficit
spending und surplus saving.
Antizyklische Fiskalpolitik ist am Gleichgewicht
orientiert, an der Vermeidung von zu viel und zu
wenig, sie ist nicht Wachstumspolitik, sondern soll
expansive oder kontraktive Impulse geben, und
zwar jeweils nur dann und nur insoweit es das Ziel
der Verstetigung erforderlich macht. Sie muß des-
halb auch nicht einhergehen mit einer ständig
wachsenden Staatsverschuldung. Sie ist jedenfalls
nicht eine „Finanzpolitik im Dienste der Siche-
rung von Beschäftigung und Schaffung von quali-
tativem Wachstum“, die Hickel und Priewe vor-
schwebt und die eine Wiederholung der zu Beginn
der sozialliberalen Koalition propagierten Politik
zur Steigerung der Staatsquote wäre, allerdings
mit noch weniger Rücksicht auf Preisstabilität,
angemessene Staatsverschuldung und marktwirt-
schaftliche Spielregeln.

b) Erfolg und Mißerfolg des deficit spendings

Es kann keine Frage sein, daß eine Konjunkturbe-
lebung durch eine expansive Ausgabenpolitik des
Staates notwendig und erfolgreich sein kann und
daß es auch Situationen gibt, in denen zu Recht
über zu wenig expansive Impulse der Fiskalpoli-
tik geklagt wird. Letzteres hat sogar der Sachver-
ständigenrat gelegentlich getan, obgleich er sich
seit Ende der siebziger Jahre gegen eine undiffe-
renzierte Anwendung von „Beschäftigungspro-
grammen“ und für eine „angebotsorientierte“
Wirtschaftspolitik ausgesprochen hat. So stellte er
beispielsweise in seinem Jahresgutachten 1977/78
fest: „Im nachhinein zeigte sich, daß das Maß an
Konsolidierung zu groß war für einen so modera-
ten Aufschwung“ (Ziff. 321). Er zeigte somit
durchaus Verständnis für die Auffassung, daß
mehr Ausgaben belebend hätten wirken können
und daß das Tempo der 1976 eingeleiteten Konso-
lidierungspolitik vielleicht anfänglich zu schnell
war. Entscheidend ist jedoch, daß der Sachver-
ständigenrat im Unterschied zu den Befürwortern
von Beschäftigungsprogrammen
— kreditfinanzierte Ausgabenprogramme primär
als vorübergehende konjunkturpolitische Maßnah-
men begreift (im Sinne der antizyklischen Fiskal-
politik), von ihnen aber nicht eine dauerhafte Sti-
mulierung von Wachstum und Beschäftigung er-
wartet, und
— selbst im konjunkturpolitischen Einsatz dieses
Instruments hinsichtlich der Ursachen und Be-
kämpfungsmöglichkeiten einer Depression diffe-
renziert zwischen nachfrage- und strukturell-be-

dingten Unterbeschäftigungssituationen, wobei
letztere verstärkt angebots-, nicht aber nachfrage-
politische Maßnahmen erfordern.

Beide Punkte, die im übrigen der herrschenden
Auffassung der Ökonomen entsprechen, werden
deutlicher, wenn man die Situation bei der ersten
erfolgreichen Anwendung der Nachfragepolitik
zur Konjunkturbelebung 1967 mit der Situation
von 1975 vergleicht, wie dies der Sachverständi-
genrat in seinem Jahresgutachten 1977/78 getan
hat. Er setzte sich darin auch mit der schon damals
weit verbreiteten Auffassung auseinander, der
Staat hätte nach der Rezession von 1975 für eine
kraftvollere Nachfrageexpansion sorgen können
und sollen (Ziff. 238, 244, 319). Der Vergleich zwi-
schen 1967 und 1975 zeigt, daß die Bedingungen
für den Aufschwung nach 1975 von Seiten der
Nachfrage (Export- und Konsumnachfrage) ähn-
lich günstig waren wie nach 1967, hinsichtlich des
expansiven Impulses der Finanzpolitik sogar
noch günstiger, gleichwohl kam es aber nach 1975
nicht zu einem anhaltenden, sich selbst tragenden
Aufschwung. Vielmehr zeigten sich trotz der kräf-
tigen Nachfragestützung schon 1976 Schwäche-
tendenzen: „Zumindest bis weit in das Jahr 1976
hinein waren von der konjunkturellen Nachfra-
geentwicklung her Bedingungen gegeben, die eine
Selbstverstärkung der Auftriebskräfte hätten er-
möglichen können. Die Entwicklung nach 1975
läßt zumindest Zweifel an der These aufkommen,
daß ein kräftiger Nachfrageimpuls allein einen
sich selbst tragenden Aufschwung einleiten kann“
(Ziff. 248).
Der entscheidende Unterschied zwischen den bei-
den verglichenen Situationen lag nach Meinung
des Sachverständigenrates darin, daß Mitte der
siebziger Jahre
— die Weltkonjunktur infolge einer allgemeinen
Inflation und der Ölpreiskrise so schwach war,
daß die Expansion unserer Exporte nicht lange
genug anhalten konnte, um auch zu einer Investi-
tionskonjunktur zu führen;
— die veränderten außenwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen ) und die Erfolge der Infla13 -
tionsbekämpfung einen Strukturwandel verlang-
ten (z. B. Energieeinsparungen), der jedoch nicht
rasch genug vollzogen werden konnte;
— das Reallohnniveau stark angestiegen war;
— die Investitionstätigkeit durch Vorschriften
und Einspruchsmöglichkeiten erschwert und
verunsichert wurde, ohne daß dies durch eine
entsprechend höhere Risikoprämie entgolten
wurde.



Aus diesen Gründen hatte, so der Sachverständi-
genrat, die Angebotsseite auf die Nachfrageim-
pulse nicht im erwarteten Maße reagiert, d. h., es
wurde nicht ausreichend investiert, nicht weil die
Nachfrage fehlte, sondern weil die Angebotsbe-
dingungen für eine Kapazitätserweiterung ungün-
stig waren.

In der ersten Hälfte der siebziger Jahre traten also
Bedingungen ein, die eine Wiederholung des Er-
folges von Karl Schiller bei der Konjunkturbele-
bung 1967 mit einem Programm von seinerzeit
nur 8,6 Mrd. DM vereitelten. Dies waren die nicht
zuletzt auch durch die Reformpolitik verursach-
ten Inflationsprozesse und Verteilungskämpfe
(Kampf um eine höhere Lohnquote und eine hö-
here Staatsquote).

Verteilungskämpfe fanden nicht nur auf nationa-
ler, sondern auch auf internationaler Ebene (An-
stieg der Rohöl- und Rohstoffpreise) statt. Sie
führten zur Anhebung des Kostenniveaus und zu
einer Schwächung des Wachstumspotentials und
deshalb auch dazu, daß die Bedingungen für eine
erfolgreiche keynesianische Nachfragepolitik all-
mählich entfielen. Deshalb war auch die staatliche
Schuldenaufnahme 1975 konjunkturpolitisch
nicht mehr so zu beurteilen wie 1967 ). Hinzu
kam, daß nicht nur der Staat durch seine Trans
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-
ferzahlungen bemüht war, den Bürgern eine Kür-
zung der Realeinkommen, die nach dem Ölpreis-
schock eigentlich unvermeidbar war15), zu erspa-
ren, sondern auch die Tarifpolitik nicht konjunk-
turgerecht war, wobei sich der Staat mit Lohn-
und Gehaltserhöhungen von 12,3% im öffentli-
chen Dienst 1974 als Vorreiter betätigte. Dies ge-
schah in der Annahme, daß nur eine konjunktu-
rell bedingte Unterauslastung des Produktions-
potentials, nicht aber eine strukturell bedingte
Wachstumsschwäche vorlag.

Man glaubte also, daß die Bedingungen des key-
nesianischen „demand mangement“ 1975 genauso
wie 1967 gegeben waren. Sie waren es aber offen-
bar nicht, denn sonst hätte diese Politik erfolgrei-
cher sein müssen, als sie es war. Karl Schiller hat
die These vertreten, daß keynesianische Politik
die Bedingungen ihrer Wirksamkeit selbst zer-
stört, je länger und je expansiver sie betrieben
wird16). Daß 1975 der Erfolg von 1967 nicht wie-

derholt werden konnte, bestätigt diese These deut-
lich.

Anders als Hickel und Priewe, die davon ausge-
hen, daß praktisch jeder Mißerfolg einer expansi-
ven Finanzpolitik in vorausgegangenen oder
gleichzeitigen restriktiven Maßnahmen begründet
ist, gibt die wirtschaftliche Entwicklung in der
Bundesrepublik Deutschland viel eher Anlaß zu
fragen, ob es nicht gerade die Ausgabenexpansion
sein kann, die dazu führt, daß spätere Konjunk-
turbelebungen durch Ausgabenprogramme nicht
mehr greifen. Denn sie werden auch solche Inve-
stitionen anregen, die dann später bei gestiegenem
Kostenniveau und Wechselkurs, bei veränderten
weltwirtschaftlichen Bedingungen oder wenn ein
Inflationstrend, den man in den Erwartungen
vorweggenommen hatte, gebrochen ist, nicht
mehr wettbewerbsfähig sind l7). Investitionen und
Arbeitsplätze, die nur durch eine zusätzliche staat-
liche Nachfrage rentabel werden, bleiben dies oft
auch nur so lange, so lange der Staat mit entspre-
chenden Programmen nachhilft. Sie verdanken
nämlich ihre Existenz faktisch einer Subvention.
Genauso wie Subventionen keine Dauererschei-
nung sein sollten, sondern vielmehr als Katalysa-
tor wirken sollten, um Anpassungen an das
Marktgeschehen zu erleichtern und zu beschleuni-
gen, gilt dies auch für das deficit spending. Es
ist wirksam ), wenn der Staat, indem er unaus18 -
gelastete Kapazitäten in Anspruch nimmt, im
privaten Bereich einen Einkommensmultipli-
kator quasi über eine „Initialzündung“ aus-
löst ,9). Die „Lehrbuchsituation“ ist gegeben,
wenn trotz ausreichend hoher Rentabilität Inve-
stitionen nur deshalb zögernd in Gang kommen,
weil sich optimistische Zukunftserwartungen
noch nicht stabilisiert haben. Eine „Initialzün-
dung“ ist dann möglich und geboten. Bei einem
nicht zündfähigen Gemisch kann sie dagegen
keinen Erfolg haben. Oder anders gesagt: Einen
Mangel an Eigendynamik der Wirtschaft kann
man nicht „durch den Einsatz notfalls beliebig
großer Finanzmittel des Staates dauerhaft über-
spielen“ ).20



c) Das Versagen der antizyklischen Fiskalpolitik

Um der Finanzpolitik der sozialliberalen Koali-
tion gerecht zu werden, ist auf die begrenzte Ein-
wirkungsmöglichkeit des Bundes und deshalb die
nicht unerhebliche Mitverantwortung der Länder
und der Sozialversicherung hinzuweisen21).
Gleichwohl sind der Bundesregierung jedoch
Fehler bei der Durchführung einer antizyklischen
Finanzpolitik unterlaufen, die vermeidbar waren
und ihr zuzurechnen sind. Zu nennen wäre vor
allem22) die ständige und sehr erhebliche Über-
schätzung des realen Wirtschaftswachstums23)
und damit auch der Steuereinnahmen sowie die
Unterschätzung des Ausgabenbedarfs. Man hatte
offenbar die Wirkung der u. a. durch die Ausga-
benexpansion ausgelösten inflationären Prozesse
auf die Staatsausgaben und die Wirkung des
Staatskredits nicht zutreffend antizipiert. Zur
Selbstfinanzierung der staatlichen Defizite ist es
nicht gekommen und auch der Effekt auf das reale
Wachstum blieb hinter den Erwartungen zurück.
Der Fehler einer solchen Konzeption von Fiskal-
politik, die sowohl eine antizyklische Globalsteu-
erung als auch die finanzielle Umsetzung der Re-
formpolitik leisten sollte, wurde aber erst offen-
sichtlich, als Mitte der siebziger Jahre gleichzeitig
die Weltkonjunktur erlahmte, die Kontrolle über
das Geldvolumen wiederhergestellt werden
konnte, die Geldillusion zerstört war und das
Zinsniveau anzusteigen begann. Auch für die mei-
sten derjenigen, die damals die Rekordkreditauf-
nahme von 1975 befürworteten und deren Be-
schäftigungseffekt positiv beurteilten, war klar,
daß die veränderten Bedingungen ein Umdenken
in der Finanzpolitik nötig machten. So entstand
eine Art „Doppelstrategie“ mit zwei Zielen:
— Förderung der Beschäftigung durch mehr
Ausgaben;
— Zurücknahme des Kreditbedarfs, also Konso-
lidierung durch weniger Ausgaben.
Dieses Dilemma war Ausdruck des Scheiterns je-
nes alten Konzeptes, was in der Ökonomie stets
bedeutet, daß es auf falschen Erwartungen aufge-
baut war.

Nach einer weitverbreiteten24), z. T. auch von Au-
toren, die der gegenwärtigen Opposition naheste-
hen, geteilten Einschätzung wurde ein entschei-
dender Fehler von der sozialliberalen Koalition
1978 begangen, „als wider Erwarten ein relativ
kräftiger Aufschwung eingetreten war, der jedoch
nicht zum Abbau der staatlichen Neuverschul-
dung genutzt wurde. Damit war eine Sockelver-
schuldung zementiert, die dann bei späterem Ab-
flachen der Konjunktur nicht mehr abgebaut,
sondern nur aufgestockt werden konnte“25 ). Ver-
gessen wird jedoch oft, daß zwar erst die weltwirt-
schaftlichen Probleme Mitte der siebziger Jahre zu
einem Umdenken in der Fiskalpolitik führten,
weil die Kreditaufnahme von 1975 die Grenzen
des politisch Akzeptablen erreichte, die entschei-
denden Fehler aber früher begangen wurden.
Schließlich war es die Reformpolitik mit der Aus-
weitung und Dynamisierung sozialer Leistungen,
dem Anstieg des Personalstands, mehr aber noch
die Personalkosten und die Anhebung der Abga-
benbelastung, die dazu führte, daß später die Be-
schäftigungsprogramme nicht mehr regulär finan-
zierbar waren. Ehrgeizige Reformvorhaben waren
dafür verantwortlich, daß in Jahren des Booms
die Staatsausgaben überproportional stiegen (vgl.
Tabelle 1) und deshalb von 1970 und 1973 und
von 1978 bis 1980 keine konjunkturpolitische
Manövriermasse entstehen konnte26).
Die Bundesregierung unter Helmut Schmidt ab
1974 nahm zwar Abschied von der Reformeupho-
rie der Regierung Brandt, sie stellte systemverän-
dernde Initiativen zurück und erkannte die Not-
wendigkeit einer Konsolidierung der Staatsfinan-
zen, aber sie bewältigte nicht wirklich das oben
beschriebene Dilemma. So schreibt Alex Möl-
ler27): „Mitte der siebziger Jahre wurde dann al-
len bewußt, daß Ressourcen nicht grenzenlos zur
Verfügung stehen. Es scheint aber, daß man da-
nach weiter über Arbeitsmarktprogramme kon-
junkturelle Impulse geben wollte, obwohl damals
eigentlich ein struktureller Anpassungsprozeß
einzuleiten war. Statt diesen Anpassungsvorgang



nun rasch in Gang zu bringen, wurde durch zahl-
reiche Programme, die kaum noch einen konjunk-
turellen Impuls brachten, die Strukturänderung
verschoben..

3. Der Finanzbedarf der Reformen
Unter konjunktur- und finanzpolitischen Aspek-
ten kann man der Reformpolitik28) im einzelnen
nachsagen, daß
— durch ehrgeizige Ausgabenprogramme das
Produktionspotential vom Staat Anfang der sieb-

ziger Jahre über Gebühr in Anspruch genommen
wurde, dabei aber private Ansprüche nicht ent-
sprechend zurückgedrängt werden konnten. Sta-
bilisierungsüberlegungen traten dadurch zwangs-
läufig in den Hintergrund, wodurch insbesondere
Verteilungskämpfe und Inflationsprozesse ausge-
löst wurden, deren Beherrschung ab Mitte der
siebziger Jahre Sparmaßnahmen und eine restrik-
tive Geldpolitik erforderlich machten;
— die Reformen vor allem personalintensive Be-
reiche mit nur geringen Möglichkeiten zur Pro-
duktivitätssteigerung (z. B. Bildungspolitik) betra-
fen. Auch wegen der gewollten Umverteilung von
Einkommen stiegen die staatlichen Personalaus-
gaben erheblich mit der Folge, daß die Staats-
quote real gar nicht in dem geplanten Umfang
angehoben werden konnte;
— man sich offenbar im Vertrauen auf eine
Selbstfinanzierung der Reformen über steigende



Einkommen und dadurch wieder steigende Steu-
ereinnahmen nicht um eine zusätzliche, dauer-
hafte und ergiebige Einnahmequelle (etwa durch
eine generelle Steuererhöhung) bemühte29).

Die mit der Reformpolitik der ersten Phase der
sozialliberalen Koalition verbundenen Ausgaben-
steigerungen konnten also nicht stabilitätsgerecht
durchgesetzt werden. Sie lösten inflationäre Ver-
teilungskämpfe aus, die durch Preissteigerungen

zumindest teilweise wieder zunichte gemacht wur-
den. Darüber hinaus waren die Ausgabensteige-
rungen nicht mehr finanzierbar, sobald zusam-
men mit der Weltrezession die Wachstumskräfte
nachließen. Während nach einer Schätzung von
Thilo Sarrazin in der Zeit zwischen 1970 und 1974
jährliche Ausgabensteigerungen in Höhe von 6 bis
8% konjunkturgerecht gewesen wären, gab der
Bund und der öffentliche Gesamthaushalt im
Durchschnitt jedes Jahr etwa 11 bis 12% mehr aus
(in einigen Bereichen bis zur ersten Ölkrise waren
es sogar 20% und mehr) — und dies ohne gleich-
zeitig für eine dauerhafte konjunkturunabhängige
Anhebung der Steuern Sorge zu tragen30).

Aber nicht nur bei den Staatsfinanzen, auch bei
der Finanzierung der sozialen Sicherung hatte
man die Reserven bereits weitgehend verbraucht,
als sie dann in der Rezession ab Mitte der siebzi-
ger Jahre dringend benötigt worden wären. Auch



hier sind die Ausgaben in den Boomjahren im
Vergleich mit dem Sozialprodukt und den (Bei-
trags-) Einnahmen überproportional gestiegen.
Als dann zur Belebung der Konjunktur Über-
schüsse und aus sozialpolitischen Gründen Lei-
stungsverbesserungen notwendig waren, erwiesen 
sich die Haushalte der Sozialversicherungsträger
als sanierungsbedürftig; die Leistungen mußten
gekürzt werden.

Das Sozialversicherungssystem wurde zuneh-
mend mit versicherungsfremden staatlichen Auf-
gaben der Umverteilung, Berufsförderung und
-bildung usw. sowie durch Ausweitung des Lei-
stungsangebots (z. B. bei der Krankenversiche-
rung) belastet. Über jeden sich temporär abzeich-
nenden Überschuß wurde sofort durch Ausgaben-
steigerung verfügt. Die wichtigsten Beispiele sind
die Einführung der „aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik31) mit dem Arbeitsförderungsgesetz 1969, die
Rentenreform 1972 (flexible Altersgrenze, Rente
nach Mindesteinkommen und Vorziehen der
Rentenanpassung) sowie die Leistungsverbesse-
rungen der Krankenversicherung 1971 und 1974.
Deshalb geriet die Bundesanstalt für Arbeit schon
in den Jahren 1970 und 1971, als damals die Ar-
beitslosenquote mit 0,7 bis 0,8% ihr Minimum
erreichte, ins Defizit. 1972 mußte der Beitragssatz
von 1,3 auf 1,7 % angehoben werden. Bei der Ren-
tenreform 1972 rechnete man trotz Bedenken des
Sozialbeirats mittelfristig nicht mit einem kon-
junkturellen Rückschlag. Zusammen mit der re-
formbedingten Ausgabensteigerung führten dann
Beitragsausfälle wegen geringer werdenden Lohn-
steigerungsraten zu erheblichen Defiziten der
Rentenversicherung seit 1975.

Diese Entwicklung vollzog sich bei gleichzeitig
steigender Arbeitslosigkeit, einer Kostenexplo-
sion im Gesundheitswesen und sich verschlech-
ternden Staatsfinanzen. Weniger Großzügigkeit
bei den sozialpolitischen Reformen hätte dazu
geführt, daß das Niveau der Sozialversicherungs-
beiträge geringer, die finanziellen Reserven und
der staatliche Beitrag zur Geldvermögensbildung
hingegen größer und dadurch auch die Möglich-
keiten der fiskalpolitischen Konjunkturbelebung
seit 1975 besser gewesen wären. Statt dessen war
man zu Ausgabenkürzungen im Staatshaushalt
und zu kurzfristigen Einnahmen- und Lastenver-
schiebungen innerhalb des Sozialversicherungs-

Systems gezwungen, mit denen dieses jedoch nicht
dauerhaft saniert werden konnte32).
Diese Sanierung der Sozialversicherung war ne-
ben der Zurückführung des Kreditbedarfs des
Staates das zweite von der sozialliberalen Koali-
tion nicht mehr zu lösende finanzpolitische Pro-
blem. Sie belastete aber nicht nur den Bundes-
haushalt, sondern führte auch dazu, daß die ten-
denziell die Beschäftigungsprogramme konterka-
rierenden Konsolidierungsbemühungen seit 1977
derart groß sein mußten, dabei aber trotzdem
nicht ausreichten, „um die bis 1975 angelegten
und teilweise auch schon eingetretenen Fehlent-
wicklungen zu korrigieren“33).



Nicht nur durch Ausgabensteigerungen, die nicht
mehr finanzierbar waren, durch Verschuldung
und durch Bürokratisierung hatte die Reformpoli-
tik die Leistungsfähigkeit und -bereitschaft der
Wirtschaft geschädigt, sondern auch durch die
Zunahme der Ausgabenbelastung. Neben der
Strukturverschiebung des Steueraufkommens der-
gestalt, daß das Gewicht der direkten Steuern zu-
genommen und das der indirekten Steuern abge-
nommen hatte, wirkte sich vor allem der Anstieg
der Sozialabgaben und die Belastung durch er-
tragsunabhängige Steuern leistungs- und damit
wachstumsfeindlich aus. Die Sozialabgaben sind
ein Element der Arbeitskosten, sie verteuern die
Beschäftigung und machen ein Ausweichen in die
Schattenwirtschaft attraktiv. Deshalb war es auch
— abgesehen von politischen Widerständen —
am Ende der sozialliberalen Koalition nicht mög-
lich, einen Teil des Konsolidierungsbedarfs durch
Steuererhöhungen zu decken. In den siebziger
Jahren ist die Sozialleistungsquote von 25,7 auf
33 % gestiegen, die Beitragssätze zur Sozialversi-
cherung von 26,6 auf 35%, und während die Per-
sonalnebenkosten 1969 noch 46,2% des Entgelts

für geleistete Arbeit darstellten, waren es 1981
schon 77,5%34 ).

Ein Bundestagsabgeordneter der SPD bezeich-
nete es in einem Aufsatz denn auch als Quintes-
senz der sozialliberalen Reformpolitik, daß diese
im Kern eine Verteuerung des Faktors Arbeit dar-
gestellt habe, die „eine spezifische Investitionspo-
litik zur Folge hatte, die über Rationalisierung,
Kapitalexport und Verstärkung arbeitssparender
Investitionen zwar die Produktivkräfte weiterent-
wickelte, aber eine Massenarbeitslosigkeit mit
sich brachte und zudem die Finanzierung des
Wohlfahrts- und Interventionsstaates ins Wanken
brachte“ ).35

Im Lichte dieser Erfahrungen mit der gutgemein-
ten ausgabe- und interventionsfreudigen Reform-
politik der siebziger Jahre ist es ziemlich abwegig
anzunehmen, man könne das Beschäftigungspro-
blem durch „mehr Staat“ lösen und erneut auf
eine „Selbstfinanzierung“ von Reformen zugun-
sten der „Lebensqualität“, wie man damals sagte,
bzw. des „qualitativen Wachstums“, wie man
heute sagt, hoffen.

III. Alte und neue Beschäftigungsprogramme

Anders als noch vor zehn Jahren werden Beschäf-
tigungsprogramme in den letzten Jahren nicht pri-
mär als Maßnahme im Rahmen der antizykli-
schen Fiskalpolitik gefordert, sondern als mehr
oder weniger dauerhafte und massive Wachstums-
hilfe durch öffentliche Ausgaben. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung legte schon 1978
eine Berechnung vor36), wonach mindestens ein 
Programm von 30 Mrd. DM (real, d. h. zu Preisen
von 1970, jedoch von 65 Mrd. DM in erwarteten
Preisen von 1985) erforderlich sei, um die „Nach-
fragelücke“ 1985 zu schließen37). Dabei wurde er-
wartet, daß ein solcher Impuls über Multiplika-
tor- und Akzeleratorprozesse einen Nachfrageef-
fekt von insgesamt mehr als dem dreifachen Be-

trag (92 Mrd. DM) auslösen wird. In der Zwi-
schenzeit sind zahlreiche weitere „Programme“
dieser Art und „Strategien“ nach dem Motto
„Mehr Staat und weniger Arbeit“38), d. h. Expan-
sion von Staatsausgaben und Staatsverschuldung
in Verbindung mit Arbeitszeitverkürzung und
Lohnerhöhung, vorgeschlagen worden. Die
Größenordnung reicht von 50 bis 200 Mrd.
DM39).

Bei Betrachtungen dieser Art sind vor allem drei
Fragen von Interesse:
1. Was ist von der bei solchen Programmen stets
unterstellten und sehr populären „Nachfrage-
these“ zu halten, wonach Wachstum und Beschäf-
tigung primär von der Mehrnachfrage abhängen,
die vor allem durch höhere Löhne und mehr staat-
liche Transferzahlungen erzeugt werden sollte?
2. Haben die vorgeschlagenen Ausgaben für die
„Wiedergewinnung und Verbesserung der Um-
weltqualität“, den „Ausbau der Lebensqualität
unserer Städte“, die „Anwendung alternativer



Energie- und Rohstoffquellen“ sowie „zur Inte-
gration und besseren Versorgung von benachtei-
ligten Gruppen unserer Gesellschaft“ den erwar-
teten Wachstumseffekt ) ?40

3. Wie wird die geforderte Ausgabenexpansion fi-
nanziert?
Angesichts dessen, daß die bisherigen Konjunk-
turprogramme auch nach Meinung vieler Befür-
worter der Beschäftigungsprogramme neuer Art
einen viel zu geringen Beschäftigungseffekt hat-
ten, ist es verständlich, daß jetzt Programme ge-
fordert werden, deren Größenordnung alle bishe-
rigen Programme in den Schatten stellt. Die Frage
danach, wie die Mittel aufgebracht (Erhöhung der
Abgabenbelastung und/oder der Staatsverschul-
dung?) und stabilitätsgerecht ausgegeben werden
können, stellt sich also noch mehr als in der Ver-
gangenheit.

1. Nachfrageexpansion und Wachstum
(Kaufkraftthese der Löhne)

Gegen die herrschende Auffassung, wonach im-
mer noch primär Kostenentlastungen und Verbes-
serungen der Rahmenbedingungen als Anreiz zur
Investition erforderlich sind, wird meist einge-
wendet, daß solche Maßnahmen nur dann Erfolg
haben könnten, wenn die Mehrproduktion auch
gewinnbringend abgesetzt werden könne. Für die
Absatzerwartung sei jedoch die Nachfrage ent-
scheidend, und diese könne durch Lohnerhöhung
gesteigert werden. Nicht niedrige Löhne erhöhen
danach die Nachfrage nach Arbeitskräften, weil
dann die Kosten gering sind, sondern die Be-
schäftigung werde genau umgekehrt durch hohe
Löhne gesteigert, weil höhere Löhne mehr Kauf-
kraft bedeuten.
Diese „Theorie“ ist ähnlich wie die Ökonomie des
Geldausgebens Ergebnis einseitiger, kausal inter-
pretierter und von Anwendungsvoraussetzungen
und entgegenwirkenden Zusammenhängen ab-
strahierenden globalen Kreislaufbetrachtungen.
Natürlich sind Löhne nicht nur Kosten, sondern
auch Kaufkraft, und Investitionen hängen auch
von den u. a. durch die Nachfrageentwicklung be-
stimmten Absatzerwartungen ab. Aber man kann
auf dieser Erkenntnis allein keine ökonomische
Theorie oder gar wirtschaftspolitische Empfeh-
lung gründen. Es wäre dann nämlich völlig unver-
ständlich, warum man nicht versucht, die Arbeits-
losigkeit mit einem Schlag durch Verdoppelung

des Lohnniveaus zu beseitigen oder aber, falls dies
nicht ausreichen sollte, es mit einer Verdreifa-
chung probiert. „Theorien“ dieser Art kennen nur
eine Kausalrichtung und einen linearen Zusam-
menhang. Wären sie richtig, so spräche nichts ge-
gen entsprechende einfache Schlußfolgerungen
von der folgenden Art:
— je höher die Löhne, desto geringer die Arbeits-
losigkeit;
— je kürzer die Arbeitszeit, desto größer die Be-
schäftigung; oder
— je größer die Staatsausgaben, desto größer das
Wirtschaftswachstum.
Zusammenhänge so einfacher Art lassen sich
meist auch mit mehr oder weniger raffinierten
Methoden der Statistik und Ökonometrie empi-
risch belegen. Solche Betrachtungen verlieren
aber dadurch nicht den Charakter einer Simplifi-
zierung und Vergröberung. Sie sind generell nur
von geringem Wert, weil sie keinen Hinweis auf
ein Gleichgewicht geben, auf ein Zuviel und
Zuwenig einer Größe, weil sie meist keine Verän-
derung der Verhaltensweisen berücksichtigen, die
eintreten dürften, wenn wirklich nach einem so
einfachen Rezept verfahren werden würde, und
weil sie keine Bedingungen spezifizieren, unter
denen dieser oder aber der meist ebenfalls empi-
risch zu belegende entgegengerichtete Kausal-
zusammenhang zu erwarten ist.
Es ist z. B. unmittelbar einsichtig, daß die Höhe
der öffentlichen Verschuldung und das Volksein-
kommen hoch miteinander korrelieren, und zwar
einfach deshalb, weil in den sechziger Jahren
beide Größen einem ansteigenden Trend folgten.
Für den Zeitraum von 1960 bis 1974 errechnet sich
eine Korrelation von 0,9859, was beträchtlich ist
und sich auch darin ausdrückt, daß das aufgrund
der Staatsverschuldung erwartete Volkseinkom-
men41) im Schätzzeitraum (1960—1974) nur we-
nig von dem tatsächlich erreichten Volkseinkom-
men abwich.

1,9 Mio. zusätzliche Arbeitskräfte geschaffen werden
können“. Ebd., S. 150, 154.

41) Die mit den Daten (Jahresgutachten 1985/86 des
Sachverständigenrats, Tab. 23*, 37*) errechnete Regres-
sionsfunktion lautet
y = 29,68 + O,OO3875x,

(0,182) (0,0001584),
x = öffentliche Verschuldung in Mio. DM,
y = Volkseinkommen in Mrd. DM

Gleichwohl wäre es unsinnig, diesen empirisch
festgestellten Zusammenhang kausal zu interpre-
tieren oder auch nur zu extrapolieren. Denn da-
nach hätte die seit 1975 enorm gestiegene Staats-
verschuldung in den folgenden Jahren ein wesent-
lich höheres Volkseinkommen „erzeugen“ müs-
sen. Seit 1981 hätte es gut doppelt so groß sein
müssen, als es tatsächlich war. Zwischen 1974 und



1982 haben sich nämlich die öffentlichen Schul-
den mehr als verdreifacht. Dies hätte nach der
berechneten Regressionsfunktion auch eine Ver-
dreifachung42) des Volkseinkommens zur Folge
haben müssen. Tatsächlich ist es aber noch nicht
einmal zu einer Verdoppelung gekommen, son-
dern nur zu einer Steigerung um 58 % in diesem
Zeitraum. Dabei spricht eine Korrelation von
0,9859 doch für einen recht engen statistischen
Zusammenhang.

Wie sieht es dann aber mit dem vermuteten Kau-
salzusammenhang „höhere Lohn- und Gehalts-
summe bewirkt weniger Arbeitslosigkeit“ aus? In
den fünfziger und sechziger Jahren sind die Ar-
beitslosenzahlen von fast 1,6 Mio. (1950) auf
147 000 (1965) gesunken, gleichzeitig sind aber die
Bruttoeinkommmen aus unselbständiger Arbeit
gestiegen, so daß sich der vermutete Zusammen-
hang bei diesem — und nur diesem — Zeitraum in
den statistischen Zahlen widerspiegelt. Zwischen
1960 und 1973 haben sich dagegen die Arbeitslo-
senzahlen nur geringfügig verändert; es herrschte
nach heutigen Maßstäben Vollbeschäftigung. Da-

her überrascht es nicht, daß die genannten Varia-
blen für diesen Zeitraum nur mit 0,1034 korrelier-
ten. Zwischen 1974 und 1982 aber stieg die Ar-
beitslosenzahl zunächst auf über eine und dann
fast zwei Millionen an, während gleichzeitig die
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
durchschnittlich jährlich um gut 6% zunahmen.
Man erhält somit für den Zeitraum 1974 bis 1984
einen positiven Zusammenhang43), eine Korrela-
tion von 0,7653 —, genau umgekehrt, wie es die
Kaufkraftthese der Löhne erwarten läßt.
Damit soll nicht behauptet werden, die Kaufkraft-
these sei empirisch widerlegt oder es sei als Kon-
sequenz der berechneten Regressionsgeraden44)
eine Kürzung der Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit auf etwa ein Drittel des Standes
von 1984 geboten, um die Arbeitslosigkeit voll-
ständig zu beseitigen. Erkennbar sollte aber wohl
sein, daß Politikempfehlungen auf der Basis ein-
facher mechanistisch interpretierter Modelle, bei
denen jede Manipulation einer Variablen einen



genau vorausberechenbaren Effekt auf eine an-
dere Variable hat, mit Vorsicht zu genießen
sind45).
Oberflächlich betrachtet mag die Kombination
hohe Löhne und hohe Preise beschäftigungspoli-
tisch nicht schlechter (vielen vielleicht sogar bes-
ser) erscheinen als die umgekehrte Kombination
von geringen Lohnkosten und einer geringeren
Inflationsrate. Diese Betrachtungsweise läuft je-
doch darauf hinaus, die Gefahren eines inflatio-
nären Prozesses für die Verteilung, die Allokation
und das Wachstum völlig zu verkennen. Hinzu
kommt, wie dargelegt wurde, daß eine Politik, die
Inflation in Kauf nimmt, durch die Gewöhnung
an Inflation die Voraussetzungen ihrer Wirksam-
keit allmählich selbst zerstört. Ist nämlich die 
„Geldillusion“ bereits weitgehend zerstört und
das Kostenniveau im internationalen Vergleich
entsprechend angestiegen, dann werden Lohn-
erhöhungen den erwarteten Nachfrageeffekt nicht
haben, sondern vielmehr nur den Prozeß der
Rationalisierung und Personalfreisetzung be-
schleunigen, und Beschäftigungsprogramme wer-
den dann in steigenden Preisen und Importen
„verpuffen“46).
Das Kostenargument der Löhne wird von den
Befürwortern der Beschäftigungsprogramme je-
doch indirekt anerkannt, wenn sie den traditio-
nellen Beschäftigungsprogrammen und Maßnah-
men der (indirekten) Investitionsförderung im
privaten Bereich vor allem vorwerfen47), daß dort
nur mit arbeitssparenden Innovationen Arbeits-
plätze „wegrationalisiert“ werden (jobless growth).
Trotzdem wird nicht konsequent aus dieser Be-
obachtung der Schluß gezogen, daß es in erster
Linie eine Frage der Preisrelationen ist, in wel-
chem Verhältnis Arbeit und Kapital eingesetzt
werden bzw. ein Faktor durch den anderen ersetzt
wird. Falls Beschäftigung kaum noch durch pri-
vate, sondern nur durch öffentliche Investitionen
entstehen könnte, so wäre dies ein Zeichen dafür,
daß für die Beschäftigung ein Preis bezahlt wer-
den muß, der über dem Marktpreis liegt und sub-
ventioniert werden muß bzw. nur durch dirigi-
stische Eingriffe aufrechterhalten werden kann.
Warum also werden Investitionen vor allem im
arbeitsintensiven staatlichen Bereich gefordert?
Warum fordert man Ausgabenprograrftme nur zu-

gleich mit Beschäftigungsauflagen ? Für die Be-
schäftigung wird auf Dauer wenig gewonnen,
wenn vom Staat durch einen Zwang zur Unwirt-
schaftlichkeit die Beschäftigungsstruktur verän-
dert wird, statt diese dem (internationalen) Wett-
bewerb zu überlassen. Wettbewerb bedeutet stets
Auslese, und man wird von einem hohen Kosten-
niveau, von einer Drosselung des Produktivitäts-
fortschritts und leistungsfeindlichen Strukturen
wohl kaum internationale Standortvorteile erwar-
ten können.

2. Qualitatives Wachstum?

Zunächst scheint grundsätzlich nichts einzuwen-
den zu sein gegen den Versuch, die beschäfti-
gungs- und die wachstumspolitische Funktion der
Finanzpolitik, insbesondere des Staatskredits,
miteinander zu verbinden. Es kann nicht nur sinn-
voll, sondern auch geboten sein, den Staatskredit
nicht nur als Instrument der antizyklischen Kon-
junkturpolitik zu nutzen, sondern auch zum Aus-
bau der Infrastruktur, zur Energie- und Rohstoff-
einsparung, für den Umweltschutz usw., kurz: um
die Volkswirtschaft risikofester und wettbewerbs-
fähiger zu machen48 ). Skepsis ist jedoch geboten,
wenn man bedenkt, daß der größte Teil der sozial-
liberalen Reformprojekte zumindest anfänglich
ebenfalls in dieser Weise technokratisch, mit
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit49 ) begrün-
det wurde. Dies gilt für die Bildungspolitik ) ge-
nauso wie für die Humanisierung der Arbeit, für
die Stadtsanierung wie für die Mitbestimmung
usw.
Bei den neu geforderten Beschäftigungsprogram-
men handelt es sich, wie gesagt, zum Teil um die
gleichen oder um ähnliche Projekte. Die Überzeu-
gung, mit solchen Reformen nicht nur zur Lebens-
qualität beizutragen, sondern auch die Effizienz
des marktwirtschaftlichen Systems entscheidend
zu steigern, war seinerzeit sicherlich genauso wie
heute ehrlich und weit verbreitet. Aber selbst bei
Vorhaben, deren Bezug zu Wachstum und Effi-
zienz ganz offensichtlich zu sein scheint, wie z. B.
der Forschungs- und Technologiepolitik, war bei



genauerem Hinsehen der Beitrag des Staates zur
Effizienzsteigerung in den siebziger Jahren von

zweifelhaftem Wert51).

Mißtrauisch muß es auch stimmen, wenn jetzt
Befürworter von Beschäftigungsprogrammen alle
möglichen Institutionen bemühen, um einen ent-
sprechenden Bedarf zu dokumentieren, von Bür-
gerinitiativen bis zum Hessischen Umweltministe-
rium, aber gerade jene, deren Aufgabe es in unse-
rem System ist, Bedarf festzustellen und zu befrie-
digen, nämlich die Unternehmen, nicht berück-
sichtigen. Des weiteren muß es mißtrauisch stim-
men, wenn diese Autoren ausdrücklich einen an-
deren als den privatwirtschaftlichen Rentabilitäts-
begriff fordern, um den Wachstumseffekt ihrer
Projekte darzulegen. Würde man, was hier aus
Platzgründen nicht erfolgen kann, die einzelnen
Projekte auf ihren, wie immer definierten Beitrag
zum „qualitativen“ Wachstum hin untersuchen,
so würden sich viele Fragen und Zweifel ergeben,
nicht nur aufgrund früherer Reformerfahrun-
gen (z. B. berufliche Bildung), sondern auch auf-
grund der absehbaren wirtschaftlichen Entwick-
lung (z. B. „Wachstumsfeld“ sozialer Wohnungs-
bau).

Sowohl der Bedarf als auch die Effizienz öffentli-
cher Investitionen wird häufig überschätzt. Es ist
fraglich, ob die vom Staat bereitzustellende Infra-
struktur oder die subjektiv empfundenen Defizite
bei der Qualität der Umwelt bzw. der Humanisie-
rung der Arbeit usw. überhaupt einen Engpaß für
die Produktion darstellen. Hinzu kommen die
Folgelasten öffentlicher Investitionen, die stets
noch mehr als die „Investitionen“ selbst auf dem
Konto „Staatsverbrauch“ zu buchen wären und
meist unterschätzt werden. Man kann schlecht
gleichzeitig Subventionen kritisieren und zugleich
Geld fordern für staatliche „Wohltaten“, um aus-
gewählte Gruppen durch Umverteilung und
öffentliche Güter zum „Nulltarif4 vermeintlich zu
begünstigen, oder um in Umfragen und Bürger-
initiativen geforderte Komfortinvestitionen durch-
zuführen. In allen Fällen gibt es aus der Sicht der
Betroffenen stets gute Gründe, um eine solche Po-
litik zu fordern und zu rechtfertigen, aber in allen
Fällen entstehen auch neue Bürokratien, neue Be-
lastungen für Steuerzahler und eine Anspruchs-
mentalität gegenüber dem Staat. Dieser Effekt ist
langfristig gesehen noch schädlicher als der eben-
falls nur auf längere Sicht erkennbar werdende
Schaden, der mit Verantwortungslosigkeit gegen-
über Inflation und Verschuldung angerichtet
wird.

Gegen die Beschäftigungsprogramme „neuer Art“
läßt sich vorbringen ), daß die im Konzept der
Beschäftigungsprogramme neuer Art implizit ge
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-
machte Voraussetzung, der Staat könne besser als
der private Sektor neue Wachstumschancen auf-
spüren und den Strukturwandel bewältigen, jeder
Erfahrung widerspricht. Staatliches Handeln ist
im Gegenteil viel mehr als privates von Vertei-
lungsrücksichten und der Tendenz zur Vereinheit-
lichung, Schematisierung und Beharrung gekenn-
zeichnet.

3. Finanzierung der Beschäftigungsprogramme
und Staatsverschuldung

Befürworter von Beschäftigungsprogrammen ver-
sprechen sich von solchen Programmen oft nicht
nur eine „Selbstfinanzierung“ über ein durch das
Programm ausgelöstes Wachstum (und damit
durch steigende Steuereinnahmen), sondern nicht
selten auch per Saldo Überschüsse, also eine Ent-
lastung des Staatshaushalts53). Bei weniger opti-
mistischen Erwartungen hinsichtlich des Staats-
ausgabenmultiplikators wird immerhin noch ein-
geräumt, daß eine vorübergehende Zunahme der
Staatsverschuldung in Kauf zu nehmen sei ).54

a) Finanzierung durch Steuern und Sonderabgaben

Eine die Abgabenlast senkende Steuerreform, wie
sie schon damals nach der „Wende“ von der sei-
nerzeit neuen Bundesregierung angekündigt
wurde, wird von den Befürwortern von Beschäfti-
gungsprogrammen nicht empfohlen. Es wird im
Gegenteil, z. B. auch in Kreisen der SPD, eine
Senkung der Staatsquote und Rückführung der



Neuverschuldung für falsch gehalten (so etwa in
dem kürzlich viel diskutierten Thesenpapier von 
Friedhelm Farthmann). Vielmehr sollten für den
Staat neue Einnahmequellen erschlossen und
Sonderfonds gegründet werden, um die Ausga-
benprogramme zu finanzieren.
Gegen die vorgeschlagene Finanzierung durch
Steueränderungen, verstärkte Nutzung des Verur-
sacherprinzips oder erhöhte Kreditaufnahme läßt
sich einwenden ):55

— Eine strengere Verfolgung des Verursacher-
prinzips zur Finanzierung von Investitionen im
Umweltbereich würde evtl, entweder nicht den ge-
wünschten Einnahmeeffekt haben oder aber die
internationale Wettbewerbsfähigkeit so sehr be-
einträchtigen, daß der Steuerzahler doch in
irgendeiner Form herangezogen wird (also das
„Gemeinlastprinzip“ Platz greift oder weitere
Sonderausgaben56) eingeführt werden müssen).
Es sind wieder Mitnahmeeffekte wahrscheinlich,
insbesondere dann, wenn die Umwelt- und Ener-
giesparprogramme auch privatwirtschaftlich
nützlich sind, was sie ja auch sein sollen.
— Es ist mit einer dauerhaften Erhöhung der
Staatsausgaben und der Neuverschuldung zu
rechnen, und die Annahme, daß sich die zusätz-
lichen Staatsausgaben etwa zur Hälfte durch da-
durch ausgelöste Einkommenssteigerungen selbst
finanzieren werden, dürfte zu optimistisch sein.
Vielmehr wird diese Politik wieder zu Steuererhö-
hungen führen, die sich erfahrungsgemäß ungün-
stig auf die Leistungs- und Risikobereitschaft aus-
wirken. Es ist auch unwahrscheinlich, daß sich ein
Staat, der „sich in Jahren guter Konjunktur zu-
sätzliche Ausgaben leistet und sich zusätzlich ver-
schuldet“, zur Ausgabendisziplin und zur Kosten-
Nutzen-Abwägung bereitfindet.

Für die Beurteilung eines Beschäftigungspro-
gramms ist es nicht unwesentlich, wie es finanziert
wird. Man kann sich daher auch gegen derartige
Programme aussprechen, selbst wenn man sie
grundsätzlich für beschäftigungswirksam hält,
und zwar allein deshalb, weil man den Entzugsef-
fekt der hierfür erforderlichen zusätzlichen Staats-
einnahmen (durch höhere Steuern) für zu groß
hält, verglichen mit dem expansiven Effekt der
Staatsausgaben. Es ist deshalb auch keineswegs
überzeugend, wenn Rüdiger Pohl in einem Inter-

view der Zeitung „Vorwärts“ den Gegnern von
Beschäftigungsprogrammen Inkonsequenz vor-
wirft, weil sie einerseits nationale Beschäfti-
gungsprogramme ablehnen, andererseits aber den
konjunkturell expansiv wirkenden Ölpreisrück-
gang57) begrüßen. Natürlich ergibt sich eine ganz
andere Situation — auch global-kreislauftheore-
tisch betrachtet —, wenn Nachfrage durch Ein-
kommenstransfer aus dem Ausland statt aus dem
im Inland verdienten Einkommen entsteht.
Ähnlich oberflächlich ist auch das beliebte Argu-
ment, die Reagansche Politik sei eine keynesia-
nische Nachfragepolitik der Budgetdefizite58),
und dies beweise die Richtigkeit eines verstärkten
und dauerhaften deficit spending. Tatsächlich war
Reagans Politik jedoch „primär Angebots- und
weniger Nachfragepolitik“59), weil sie mit Steuer-
senkungen begann. Außerdem kamen Reagan Be-
dingungen zugute, die auf die Bundesrepublik
nicht übertragbar sind (z. B. hohe Zinsen, gleich-
wohl aber Anstieg der Investitionen wie der Lei-
stungsbilanzdefizite, aber trotzdem, zumindest
vorübergehend, steigender Außenwert der Wäh-
rung). Außerdem ist das amerikanische Experi-
ment noch nicht beendet, und es würde bei einem
Land mit einem höheren (Lohn-) Kostenniveau
und weniger Attraktivität für Kapitalanleger wohl
auch kaum diese Effekte hervorbringen.
Bei Zweifeln an der vollen oder auch nur teilwei-
sen „Selbstfinanzierung“ von Beschäftigungspro-
grammen besteht das Problem im Kern in der
Frage60), ob eine Steuererhöhung und/oder eine
vermutlich dauerhafte Erhöhung der Staatsver-
schuldung akzeptabel sind/ist. Bekanntlich ist die 
sozialliberale Koalition an dieser Frage zerbro-
chen. Es war seinerzeit nicht möglich, weitere so-
zial- und beschäftigungspolitisch motivierte Steu-
ererhöhungen durchzusetzen (z. B. Streit um die
„Ergänzungsabgabe“ für „Besserverdienende“,
über eine „Arbeitsmarktabgabe“, Erhöhung der
Mineralölsteuer usw.61I )) oder Bedenken gegen die
Staatsverschuldung zu zerstreuen.



b) Inkaufnahme höherer Staatsschulden

Während der sozialliberalen Koalition hat sich
der Schuldenstand der Gebietskörperschaften
und Gemeinden mehr als verfünffacht, derjenige
des Bundes fast versiebenfacht. Die im Jahrzehnt
von 1968 bisl 978 „von den öffentlichen Haushal-
ten aufgenommenen Kredite waren ... mehr als
doppelt so hoch, wie die in den vorangegangenen
zwanzig Jahren seit der Währungsreform insge-
samt aufgelaufenen Verbindlichkeiten“62 ). Da-
durch wurde auch die nachfolgende Regierung in
ihren finanzpolitischen Möglichkeiten entschei-
dend eingeschränkt, denn die hauptsächliche Be-
lastung aus dem Schuldendienst wurde bzw. wird
erst nach einigen Jahren fällig (insbesondere
1986/87).

Die Konsequenzen zunehmender Staatsverschul-
dung werden je nach dem politischen Standort
gerne entweder dramatisiert oder verharmlost63).
Festgestellt werden kann, daß es keine allgemein
anerkannten exakten Maßstäbe für eine volks-
wirtschaftlich vertretbare Verschuldung und Net-
tokreditaufnahme gibt. Finanzpolitische „Ober-
grenzen“, etwa dergestalt, daß die gesamte Neu-
verschuldung für den Schuldendienst verwendet
werden muß64), der Kredit also keine Einnahme-
quelle mehr darstellt, oder gar alle Steuer- und
sonstige Einnahmen fast vollständig hierfür ver-
wendet werden müssen, sind so hoch gesteckt,
daß sie in der Praxis nicht so schnell, wenn über-
haupt jemals relevant werden dürften. Aber lange
bevor der öffentliche Kredit an solche finanzie-
rungstechnische Grenzen stößt, ist er bereits
volkswirtschaftlich höchst bedenklich.

Das am meisten diskutierte Problem im Zusam-
menhang mit der Staatsverschuldung ist das
„crowding out“, d. h. die Verdrängung privater,
evtl, sogar gerade besonders risikoreicher und zu-
kunftsträchtiger Investitionen durch die öffent-
liche Kreditnachfrage über eine von ihr ausgelöste

Zinssteigerung65 ). Dadurch führt sich nämlich
eine wachstumspolitisch motivierte öffentliche
Verschuldung selbst ad absurdum. Es ist umstrit-
ten, ob es angesichts der günstigen Zinsentwick-
lung in der Bundesrepublik bis Mitte der siebziger
Jahre ein crowding out gegeben hat (anders ver-
hält es sich mit dem Zeitraum von 1979 bis



198266), in dem sich Grenzen der Staatsverschul-
dung auch in der Weise zeigten, daß die Auslands-
verschuldung zunahm, die Laufzeiten der Kredite
kürzer wurden, der Außenwert der DM sank und
erhebliche Leistungsbilanzdefizite entstanden67)).
Umstritten ist jedoch auch, wie überhaupt ein
crowding out empirisch nachgewiesen werden

•

kann, denn man kann nichts Gesichertes über
Umfang und Struktur von Investitionen aussagen,
die gar nicht stattgefunden haben, weil sie ver-
drängt worden sind.

Hypothetisch sind auch Aussagen über Multipli-
kator- und Akzeleratoreffekte von Program-
men68), die mit zusätzlichem Staatskredit finan-



ziert werden sollen. Es überrascht daher nicht,
daß es sehr optimistische Schätzungen und Theo-
rien gibt, wonach der Staatskredit die wirtschaft-
liche Aktivität dermaßen belebt, daß nicht ein
crowding out, sondern im Gegenteil sogar ein
crowding in privater Investitionen zu erwarten
sei. Wie exakt entsprechende Schätzungen auch
immer erscheinen mögen, sie sind notwendig spe-
kulativ.
Zur Verharmlosung der Staatsverschuldung be-
steht aber auch selbst dann keine Veranlassung,
wenn diese konjunkturell positive Wirkungen ha-
ben sollte. Der wohl wichtigste längerfristige
nichtkonjunkturelle Aspekt der Verschuldung,
der zudem auch entscheidend zum Wandel in der
Einstellung gegenüber der Staatsverschuldung mit
Beginn der Konsolidierungspolitik beigetragen
hatte, ist der Gedanke, daß ein hohes dauerhaftes
Defizit die Bewegungsfreiheit des Budgets ein-
engt, die andererseits ja gerade die Voraussetzung
einer erfolgreichen antizyklischen Fiskalpolitik
ist. Wenn der Schuldendienst (insbesondere die
Zinszahlung) nach dem Sozialhaushalt zum zweit-
größten Ausgabeposten wird und auch für die Ab-
nahme öffentlicher Investitionen verantwortlich
ist, bleibt kein Spielraum mehr für expansive Pro-
gramme, es sei denn, die Steuern und sonstigen
regulären Abgaben werden erhöht. Anfang der
achtziger Jahre mußten schon gut 80% der Neu-
verschuldung für Tilgung und Zinsen aufgewen-
det werden, d. h.: „Die Verschuldung nährt und
frißt die Verschuldung“69 ). Die Situation ist in-
zwischen noch bedenklicher geworden, und dies
gilt erst recht für die Zukunft (vgl. Graphik S. 33).

Eine Verbesserung der Infrastruktur oder auch
nur der Versorgung mit öffentlichen Konsum-
gütern war also seit Beginn der achtziger Jahre
durch die Kreditaufnahme nach Abzug dieser
Vorbelastung kaum noch zu leisten. Hinzu kam
der Anstieg der Auslandsverschuldung und damit
zusammenhängend das Leistungsbilanzdefizit
und das schwindende Vertrauen des Auslands in
unsere Währung70). In diesem Zusammenhang ist 
sicherlich interessant, daß nach der letzten Fi-
nanzplanung der sozialliberalen Koalition ge-
plant war, daß ab 1983 allein die Zinsausgaben
höher sein würden als die Nettokreditauf-
nahme71 ).

c) Strukturelles Defizit und Handlungsfähigkeit der
Finanzpolitik

Die eigentliche Gefahr der Staatsverschuldung
wird nirgends deutlicher als in dem Dilemma, in
dem sich die Haushaltspolitik des Bundes vor der
„Wende“ befand. So drückte sich die Haushalts-
politik der letzten sozialliberalen Regierung in der
erwähnten Doppelstrategie von Konsolidierung
und Konjunkturbelebung durch Beschäftigungs-
programme aus, einer widersprüchlichen Politik,
die Heinz Westphal wie folgt beschrieb: „Wir
müssen runterkommen von einer zu hohen Ver-
schuldung. Die Zinslast im Bundeshaushalt ist
schon jetzt abenteuerlich. Aber auf der anderen
Seite ist es in einer konjunkurellen Lage wie der
gegenwärtigen sinnvoller, sich zu verschulden
und öffentliche Anstoßwirkungen zu geben, als
daß die Wirtschaft dahinsiecht und nichts von
sich selber aus tut oder tun kann.“ Zum Siechtum
der Wirtschaft ist es nicht gekommen, obgleich
das damals angekündigte 40 Mrd-Programm für
1983 nicht aufgelegt wurde72).

Ein hohes strukturelles Defizit73), das sich im Un-
terschied zum konjunkturellen Defizit nicht mit
einer Konjunkurbelebung quasi „automatisch“
zurückbildet, kann auch nicht Ergebnis einer kor-
rekt angewandten keynesianischen Politik sein. Es
bedeutet, daß der Staat über längere Zeit mit Kre-
dit Ausgaben finanziert hat, die er sich mit seinen
regulären Ausgaben nicht leisten konnte, etwa in-
dem er einen Umverteilungs- und Subventionsbe-
darf befriedigte und einen Aufwand für Wirt-
Schaftsbelebungs- und Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (im weitesten Sinne) betrieb, der über das
hinausging, was vom Steuerzahler akzeptiert
wurde. Anders als das konjunkturelle Defizit
kann das strukturelle Defizit auch nicht mit der
umstrittenen Verantwortung des Staates für die
Vollbeschäftigung gerechtfertigt werden, denn
Vollbeschäftigung verlangt in einer Marktwirt-
schaft nicht eine dauerhafte Subventionierung



von Arbeitsplätzen durch den Steuerzahler oder
gar zu Lasten der Kapitalbildung.
Das strukturelle Defizit ist also ein Indikator für
eine Fehllenkung von Kapital. Es ist außerdem
eine Belastung zukünftiger Staatshaushalte und
nachwachsender Steuerzahler durch heute einge-
gangene Verpflichtungen, die sich zu der ohnehin
schon erheblichen, wenngleich statistisch bei der
Staatsverschuldung stets ausgeklammerten Vor-
wegbelastung durch Rechts- und soziale Besitzan-
sprüche 74) sowie Verteilungsrücksichten hinzuad-
diert. Die Verharmlosung der Staatsverschuldung
ist vor allem deshalb verantwortungslos, weil sie
zukünftigen Generationen unbekümmert Ver-
pflichtungen aufbürdet 75) und ihre Entwicklungs-
chancen verschlechtert durch Einengung des
Handlungsspielraums und Konzentration sozialer
Risiken beim Staat. Anders verhält es sich, wenn
mit dem Staatskredit dauerhafte Nutzwerte für
die nachwachsende Generation geschaffen wer-
den 74). Es ist dann gerecht, diese hierfür zahlen zu

lassen, es ist aber nicht gerecht, sie für umstrit-
tene, allenfalls gegenwärtig nützlich erscheinende
Aktivitäten aufkommen zu lassen, wie etwa den
Ausbau der Lenkungsbürokratie77), die Korrek-
tur des Fehlverhaltens von Staat und Tarifpar-
teien, den Sozialkonsum oder eine marktwidrige
Beschäftigung.
Die Lehre, die aus der Finanzpolitik der sozialli-
beralen Koalition zu ziehen ist, dürfte vor allem
darin bestehen, vorsichtig zu sein bei allen wirt-
schaftspolitischen Strategien, die erneut auf eine
Erhöhung der Staatsverschuldung hinauslaufen.
Was 1975 als beschäftigungspolitische Strategie
begann, endete 1982 mit Rezession und gleichzei-
tiger Zerrüttung der Finanzen des Staates ein-
schließlich der Sozialversicherung. Die Streitfrage
lautete dann, ob die schlechte wirtschaftliche
Lage Ursache oder Wirkung der Staatsverschul-
dung und der expansiven Ausgabenpolitik war.



Von 1980 bis 1984 war die Ersparnis des Staates,
genauer: der Gebietskörperschaften, negativ (vgl.
Tab. 7); der Staat hat also nicht mehr zur Vermö-
gensbildung beigetragen, „sondern im Gegenteil
Ersparnisse anderer Sektoren zum guten Teil für
konsumtive Zwecke in Anspruch genommen“78),
also Kapitalvernichtung betrieben, obgleich das
Gegenteil beabsichtigt war. Auch damals hatte
es ebensowenig wie heute an begründeten Erwar-
tungen und detaillierten Vorausschätzungen der
Wachstumseffekte öffentlicher Kredite gefehlt79).
Das Fazit kann daher nur lauten80): „Es mag ja
sein, daß kreditfinanzierte zusätzliche Staatsnach-
frage zunächst das Wirtschaftswachstum belebt
und auch ein paar Arbeitsplätze schafft. Aber

wem ist damit wirklich geholfen, wenn sich damit
die zukünftigen Handlungsspielräume der Fi-
nanzpolitik dauerhaft weiter verengen? Die unzu-
reichende Bewegungsfähigkeit des Bundeshaus-
halts seit 1981, die isoliert betrachtet sicherlich die
Beschäftigungsprobleme verschärft hat, ist zu ei-
nem großen Teil Ergebnis der Versuche, in den
Jahren 1975 bis 1980 über kreditfinanzierte Maß-
nahmen Wachstum und Beschäftigung zu för-
dern“. Es ist nicht einzusehen, warum wir mit Be-
schäftigungsprogrammen neuer Art diese Erfah-
rungen wiederholen sollten.
Damit wird ausdrücklich konzediert, daß Ausga-
benprogramme Beschäftigung schaffen können.
Das ist schon deswegen unmittelbar einsichtig,
weil ja immer die Möglichkeit bestünde, alle Ar-
beitslosen einfach zu verbeamten. Das wäre eine
sehr direkte Art der Schaffung von Arbeitsplät-
zen, die zudem auch in den Augen vieler nützliche
Arbeitsplätze wären. Die Frage ist nur, wie teuer
solche Arbeitsplätze auf lange Sicht sind und ob
eine solche Politik nicht später einmal als Auftakt
einer wirtschaftspolitischen Fehlentwicklung mit
noch größeren Beschäftigungsproblemen bedau-
ert werden muß. Die Entwicklung der siebziger
Jahre läßt diese Befürchtung durchaus begründet
erscheinen.



Michael Opielka

Perspektiven von Arbeit und Einkommen in der
Wohlfahrtsgesellschaft

Arbeit, Eigentum und Ehe sichern in der bürgerli-
chen Gesellschaft die Existenz. Der Sozialstaat
wiederum sichert diese Normalität. Häuft sich die
Nicht-Normalität in Gestalt von Arbeitslosigkeit,
Scheidungsziffern, Singles und Armut, so schwin-
den seine Grundlagen. Er gerät in die Krise, die,
wäre sie irreversibel, Anstoß für eine grundle-
gende Reform geben sollte. Es gibt Anzeichen,
daß dies so ist. Weder das sogenannte „Normalar-
beitsverhältnis“, noch die „Normalfamilie“, noch
Eigentum scheinen in Zukunft für einen wachsen-
den Teil der Bevölkerung eine Existenz ohne
Angst vor Armut und Arbeitslosigkeit garantieren
zu können. Daß tiefgreifende ökonomische und
sozio-kulturelle Veränderungen sichtbar werden,
scheint unterdessen die Sensibilität für politische
Konzepte zu zerstören, die soziale Wohlfahrt
durch die Förderung ökonomischen Wachstums
erreichen wollen. Das Ziel der „Vollbe-

schäftigung“ legitimiert in Krisenzeiten höchst
fragwürdige Absichten. Soll deshalb vom An-
spruch an staatliche Politik, Arbeitslosigkeit und
Armut einzudämmen, sie gar zu beseitigen, Ab-
stand genommen werden? Oder wäre der ökono-
mische und soziale Wandel als Herausforderung
zur Revision der hergebrachten (sozial-)staat-
liehen Interventionen zu begreifen?
In einem ersten Schritt sollen die krisenhaften
Prozesse der Verunsicherung von Existenzsiche-
rungsformen nachgezeichnet werden. Einige theo-
retische Reflexionen zu den Institutionen der Exi-
stenzsicherung sollen dann dazu beitragen, Güte-
kriterien für Reformkonzepte zu entwickeln. In
einem letzen Schritt werden dann einige Reform-
vorschläge zum Zusammenhang von Arbeit und
Existenzsicherung präsentiert, diskutiert und dar-
aufhin geprüft, inwieweit sie Perspektiven für eine 
„Wohlfahrtsgesellschaft“ eröffnen.

I. Existenzprobleme im lohnarbeits- und ehezentrierten Sozialstaat

Die existentielle Bedeutung des Eigentums bzw.
des daraus erlösbaren Zinses muß in einer durch
das Institut Eigentum wesenhaft charakterisierten
Gesellschaft nicht weiter erörtert werden. Nach-
denkenswert wäre allenfalls, warum nicht alle Ge-
sellschaftsmitglieder gleichermaßen Zugang hier-
zu erlangen, die bürgerliche Gesellschaft damit —
entgegen den Hoffnungen ihrer frühen Protagoni-
sten von Adam Smith bis John Stuart Mill — ein
unvollendetes Projekt bildet. Sie wurde zur kapi-
talistischen, die produktive Eigentumstitel auf we-
nige konzentriert. Damit wurde die Existenzsiche-
rung der übrigen zum Problem. Denn die massen-
hafte Existenzsicherung per Lohnarbeit der Be-
sitzlosen als Mittel gegen Armut und Hunger war
keineswegs selbstverständlich.
Hinter dieser Verwandlung der Mehrheit in Prole-
tarier verbargen sich zwei analytisch unterscheid-
bare Prozesse: zum einen die Freisetzung der In-
dividuen von traditionellen Subsistenzmöglich-

Für Anregungen und kritische Diskussion danke ich
Ulrich Otto, Heidrun Stalb, Georg Vobruba und
Ilona Ostner.

keiten („passive Proletarisierung“), zum anderen
aktive staatliche Interventionen in der Absicht,
die Individuen zur Teilnahme am Arbeitsmarkt zu
bewegen („aktive Proletarisierung“) ). Im Jahr
1986 schließlich beträgt die Zahl der abhängig Be

1

-
schäftigten ,2 Mio. Mit 87,7 %2 der insgesamt
25,5 Mio, Erwerbstätigen ist das der ganz über-
wiegende Teil der Bevölkerung im erwerbstätigen
Alter2).

1) Vgl. Christoph Sachße/Florian Tennstedt, Ge-
schichte der Armenfürsorge in Deutschland, Stuttgart
u. a. 1980.
2) Rechnet man die offen Erwerbslosen (2,3 Mio., Juni
1986) hinzu, so steigt der Anteil der abhängig oder
potentiell abhängig Beschäftigten auf 91,7% des —
wiederum offenen — Erwerbspersonenpotentials. Der
Anteil würde sich weiter erhöhen, wenn die auf etwa 1,2
bis 1,5 Mio. geschätzte Zahl „verdeckter“ Arbeitsloser
einbezogen würde. Daten nach: Sozialbericht 1986,
BT-Drucksache 10/5810, S. 97.

Das führt zum dritten Existenzsicherungstyp bür-
gerlicher Ordnung: der Unterhaltsbeziehung der
Ehe. Auch die Tatsache nämlich, daß im Jahr
1986 für 38% der Bevölkerung die Eigenschaft,
„Angehörige“ zu sein, die Existenzgrundlage bil-



det, ist durchaus nicht selbstverständlich. Denn
die mit der Zerstörung der Subsistenzökonomie
im Prozeß von Lohnarbeit und Urbanisierung neu
entstehende Haus- und Erziehungsarbeit der
Frauen — neu, weil von erwerbswirtschaftlicher
Arbeit abgespalten — wurde seitens der Männer
nicht freiwillig als geldwert betrachtet: „Die Ge-
schichte der Sanktionierung von Nährpflicht- und
Unterhalts-,ver-letzungen‘ ... zeigt ..., daß ...
Sanktionierungsmaßnahmen (bis zur Unterbrin-
gung in einer Arbeitsanstalt, M. O.) ergriffen wur-
den, um ein bürgerliches Familienmodell ,durch-
zusetzen4, das im Bürgertum mittels des dort
vorhandenen Privateigentums und der dortigen
Eigentumsverhältnisse sich leichter praktizieren
ließ als innerhalb der Lohnarbeiterschaft, deren
marktmäßig bestimmte Lohneinkommen prinzi-
piell nicht auf die Nährpflichterfüllung angelegt
waren.“ )3

5) Vgl. Joseph Huber, Modell und Theorie der langen
Wellen, in: Martin Jänicke (Hrsg.), Vor uns die
goldenen neunziger Jahre?, München—Zürich 1985,
S. 51—78.
6) Joachim Hirsch, Spaltung oder neue Solidaritäten?,
in: Michael Opielka (Hrsg.), Die ökosoziale Frage,
Frankfurt 1985, S. 81 f.
7) Vgl. Stephan Leibfried/Ulrich Mückenberger u. a.,
Sozialpolitische Regulierung und die Normalisierung
des Arbeitsbürgers, in: Michael Opielka/Ilona Ostner
(Hrsg.), Umbau des Sozialstaats. Ökosoziale Perspekti-
ven, Essen 1986 (i. E.).
8) Nach Claus Schäfer, Auch bei Wachstum bleibt die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2 000 eine
politische Aufgabe, in: WSI-Mitteilungen, (1986) 3,
S. 146.

Hinsichtlich der Durchsetzung der familiären Un-
terhaltsverpflichtung wie zur Verallgemeinerung
der Lohnarbeiterexistenz waren sozialpolitische
Interventionen des Staates unerläßlich. Monetäre
und nicht-monetäre Transfers, die, wie noch aus-
geführt wird, unter lohnarbeits- oder ehezentrier-
ten Vorbehalten stehen, legten es nahe, die domi-
nierenden Reproduktionswege zu wählen, um
schließlich in individuellen Krisen (Alter, Krank-
heit, Scheidung etc.) nicht an die unterste Katego-
rie der Existenzsicherung verwiesen zu werden,
d. h. an die kommunale Armenfürsorge, die trotz
der 1961 erfolgten Reform zur Sozialhilfe (BSHG)
polizeilich-diskriminierenden Charakter behielt
und kaum als eigenständiger Reproduktionsweg
gelten kann4).

Lohnarbeits- wie eheorientierte Existenzsiche-
rungsstrategien befinden sich freilich in einer
Krise. Massenerwerbslosigkeit, Armut und die zu-
nehmende Instabilität der Familien deuten sie an.
Viel spricht dafür, diese Phänomene als Zeichen
eines tiefgreifenden ökonomischen und sozialkul-
turellen Wandels zu interpretieren.

So läßt sich ein Prozeß weltweiter ökonomischer
Umstrukturierung beobachten, der das Ende der
sogenannten vierten „langen Welle“ industrieller
Entwicklung markiert. Sie hatte die Massenmoto-
risierung, die tayloristische Arbeitsorganisation

3) Christoph Sachße/Florian Tennstedt, Familienpoli-
tik durch Gesetzgebung, in: Franz-Xaver Kaufmann
(Hrsg.), Staatliche Sozialpolitik und Familie, München
1982, S. 108.
4) Vgl. zum Verhältnis von normalitätsorientierter „Ar-
beiterpolitik“ (d. h. Arbeitspolitik und Sozialversiche-
rungspolitik) und „Armenpolitik“ vor allem Stephan
Leibfried/Florian Tennstedt, Armenpolitik und Arbei-
terpolitik, in: dies. (Hrsg.), Politik der Armut und Die
Spaltung des Sozialstaats, Frankfurt 1985, S. 64—93.

und den keynesianischen Sozialstaat mit sich ge-
bracht5). Die neuen Wachstumspotentiale der
sich abzeichnenden „nachkeynesianischen Ge-
sellschaft“ gründen stofflich vor allem in der Ein-
führung neuer Produktions- und Kommunika-
tionstechniken: „Je feiner zerlegbar und standar-
disierbar die Produktionsprozesse werden und je
perfektere Transport- und Kommunikationstech-
nologien verfügbar sind, desto flexibler kann sich
das Kapital die jeweils günstigsten Standorte rund
um den Erdball aussuchen ... Kern-Peripherie-
Spaltung, Massenarbeitslosigkeit in ihren ver-
schiedenen Formen und die Entstehung periphe-
rer Arbeitsmärkte sind ... die Voraussetzung da-
für, daß das neue Akkumulationsmodell... funk-
tionieren kann, ermöglichen sie doch erst die not-
wendige »Anpassung der Reallöhne, eine massive
Erhöhung der Arbeitsintensität, die flexible Aus-
nutzung vorhandener Qualifikationspotentiale
und die Steuerung des Arbeitskraftangebots ge-
mäß sich rasch verändernden Produktionsbedin-
gungen.“6)
Vor dieser Perspektive wäre die neuerdings analy-
sierte „Krise des Normalarbeitsverhältnisses“ ver-
ständlich: die Krise jener legislativ und tariflich
abgesicherten Lohnarbeitsbeziehungen, deren Be-
standsschutz an Vollzeitarbeit, die Dauer der Be-
triebszugehörigkeit und der Beschäftigungszeiten,
das Lebensalter, Betriebsgröße und Qualifikation
gebunden ist7).
Die Krise betrifft vor allem Männer, für die diese
Arbeitsformen weitestgehend „normal“ waren.
Das „Batelle-Institut“ vermutet für das Jahr 2000
bei noch 17 Mio. (heute 21 Mio.) unbefristeten
Vollzeitarbeitsplätzen 9 Mio. „fluktuierend“ oder
auf einem „zweiten“ Arbeitsmarkt nur noch zeit-
weilig Beschäftigte8). Existenzsicherung allein
durch Lohnarbeit verspricht damit vermehrt pre-
käre und armutsnahe Verläufe zu nehmen.
War für den Übergang die „Transformation“ von
der feudalen zur bürgerlich-kapitalistischen Ge-
sellschaft, die Herauslösung der Ökonomie aus
der Gesellschaft und damit das Ende einer „mora-



lischen Ökonomie“ kennzeichnend, so scheinen
nun die soziokulturellen Grundlagen der Gesell-
schaft selbst „entmoralisiert", aus sozial-materiel-
len Bindungen gelöst zu werden. Im Zuge des
Wirtschaftsaufschwungs und der sozialstaatlichen
Nachkriegsentwicklung in den westlichen Mas-
sendemokratien läßt sich, folgt man vielen Sozio-
logen, ein besonderer Schub der „Individualisie-
rung“ von Lebenslagen und Lebenswegen be-
obachten, „in dessen Verlauf auf dem Hinter-
grund eines relativ hohen materiellen Lebens-
standards und weit vorangetriebener sozialer Si-
cherheiten durch die Erweiterung von Bildungs-
chancen, durch Mobilitätsprozesse, Ausdehnung
von Konkurrenzbeziehungen, Verkürzungen der
Erwerbsarbeitszeit und vielem anderen mehr die
Menschen in einem historischen Kontinuitäts-
bruch aus traditionellen Bindungen und Versor-
gungsbezügen herausgelöst und auf sich selbst
und ihr individuelles ,(Arbeitsmarkt-)Schicksal‘
mit allen Risiken, Chancen und Widersprüchen
verwiesen wurden und werden.“9)

9) Ulrich Beck, Jenseits von Stand und Klasse?, in:
Reinhard Kreckel (Hrsg.), Soziale Ungleichheit, Son-
derband 2, Soziale Welt, Göttingen 1983, S. 41; die „In-
dividualisierungs-“These findet sich darüber hinaus vor
allem in den Arbeiten von Emile Durkheim, Norbert
Elias, Richard Sennett, Christopher Lasch, David Ries-
mann oder Amitai Etzioni.
10) So Michael J. Piore/Charles F. Sabel, Das Ende der
Massenproduktion, Berlin 1985; bescheidener der be-
kannte Ansatz von Horst Kern/Michael Schumann,
Das Ende der Arbeitsteilung?, München 1984, die nur
handwerkliche Neuorientierungen innerhalb des (groß-)
industriellen Sektors ausmachen.
11) Vgl. Margarete Landenberger, Arbeitszeiten. Das
Mißverhältnis zwischen Wunsch und Wirklichkeit, in:
Thomas Schmid (Hrsg.), Das Ende der starren Zeit, Ber-
lin 1985, S. 51—71.

Individualisierungsprozesse der Erwerbsarbeit las-
sen in den pessimistischen Szenarien jene skiz-
zierte ökonomische Umstrukturierung aus der Lo-
gik großindustriell-kapitalistischen Wachstums
als verschärfte Spaltung und Segregation sichtbar
werden. Optimistischere Interpretationen erhof-
fen demgegenüber eine Neuzusammensetzung des
Verhältnisses von industrieller Massen- und
handwerklicher Produktion und sehen gerade in
der technologischen Entwicklung Chancen für ein 
„handwerkliches Paradigma“, eine „flexible Spe-
zialisierung“ des Arbeitsmarktes, die gar eine
„Rückkehr der Ökonomie in die Gesellschaft“ an-
kündige10). Neben diesen in beiden Interpreta-
tionsrichtungen vorfindlichen, „ökonomisch“
motivierten Flexibilisierungs- und Individualisie-
rungsinteressen lassen sich solche durchaus auch
subjektseitig ausmachen. Zumindest in Befragun-
gen werden zunehmend Wünsche nach individu-
ellen Gestaltungsmöglichkeiten von Dauer und
Lage der Arbeitszeit geäußert11) — freilich unter

der impliziten Voraussetzung, daß auch die
neuen, flexiblen Arbeitsformen hinreichende Exi-
stenzmöglichkeiten bieten.

Indem individuelle an die Stelle kollektiver, an
die (Lohn-)Arbeit geknüpfter Existenzformen tre-
ten, weiden kollektive Sinnzusammenhänge und
damit Anknüpfungspunkte für eine Utopie zer-
stört, die sich, so Jürgen Habermas, in der Ver-
gangenheit um das Potential der Arbeitsgesell-
schaft kristalliert hat12). Mag das eher liberale
und konservative Reden vom ultimativen „Ende
der Arbeitsgesellschaft“ (Ralf Dahrendorf) ange-
sichts der gesellschaftsprägenden Kraft jener
ökonomischen Umstrukturierungsprozesse kaum
belegbar sein, so lassen sich die bei Claus Offe
eingeschränkteren Einschätzungen einer „Dezen-
trierung der Arbeitssphäre gegenüber anderen Le-
bensbezügen“ kaum widerlegen: „Eine industriell
hochentwickelte kapitalistische Industriegesell-
schaft tendiert offenbar, eingebettet in einen
ebenso hochentwickelten Wohlfahrtsstaat, dazu,
wachsende Teile des gesellschaftlichen Arbeits-
vermögens moralisch, qualifikatorisch und öko-
nomisch aus der Teilnahme an der Erwerbssphäre
zu verdrängen; und sie verfügt nicht über die kul-
turellen Ressourcen oder ökonomischen Zwangs-
mittel, die erforderlich wären, gleichwohl die sub-
jektive Zentralität der Orientierung an Arbeit,
Leistung und Erwerbseinkommen über kulturelle
Normen oder den stummen Zwang von Macht-
prozessen zu stabilisieren.“ 133 ). Somit bleiben zwei
verwandte, dennoch unterscheidbare Probleme zu
beachten: Individualisierungsprozesse in der Er-
werbssphäre als Problem kollektiver Interessen-
verfolgung und die Krise des „Normalarbeitsver-
hältnisses“ als sozialpolitisches Problem.

Die Individualisierungsschübe um die Erwerbsar-
beit stehen nun in selten systematisch darauf be-
zogener Relation zu den Individualisierungspro-
zessen des Familienzusammenhangs. Existenzsi-
cherung von Frauen ist in bürgerlichen Gesell-
schaften bis heute weitgehend von dem Einkom-
men des Mannes — und damit vom „Normalar-
beitsverhältnis“ — abgeleitet und in einer zumin-
dest über weite Lebensphasen auf der Haus-
frauenehe basierenden „Normalfamilie“ gedacht.
Zwar sank die Kinderzahl kontinuierlich; die
Zweikinderfamilie prägte schon die zwanziger
Jahre (2,2 Kinder pro Ehe, heute ca. 1,3). Neu ist
in den letzten Jahrzehnten aber die Zunahme der

12) Jürgen Habermas, Die Krise des Wohlfahrtsstaates
und die Erschöpfung utopischer Energien, in: ders., Die
Neue Unübersichtlichkeit, Frankfurt 1985, S. 145.
13) Claus Offe, Arbeit als soziologische Schlüsselkatego-
rie?, in: ders., Arbeitsgesellschaft. Strukturprobleme
und Zukunftsperspektiven, Frankfurt—New York 1984,
S. 28, 35 f.



Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen (1950:
26,4%, 1980: 40,6%) sowie die Verkürzung der
typischen Familienphase der Versorgung minder-
jähriger Kinder14). Entgegen der landläufigen
Auffassung einer weiblichen Familienflucht per
Beruf und Emanzipation stellt Barbara Ehren-
reich fest: „Im Verlauf einiger Jahrzehnte hat un-
sere Zivilisation eine Umkehr vollzogen. Man
wandte sich ab von den Erwartungen, die das
Prinzip des Familieneinkommens in jeder Hin-
sicht als ein Mittel rechtfertigen, das Vermögen
derer umzuverteilen, die als Verdiener relativ be-
günstigt waren, aufjene (Frau und Kinder), die es
nicht waren. Für Männer besteht noch immer ein 
Anreiz zu arbeiten und selbst in eintönigen und
erklärtermaßen nutzlosen Stellungen erfolgreich
zu sein — aber nicht unbedingt für andere.“155 )

Steigende Scheidungsraten, relatives Sinken der
Ehedauer und die Zunahme von Alleinerziehen-
den sind Zeichen dafür, daß Ehe und Familie als
Unterhaltszusammenhang so brüchig werden, wie
sie es vor ihrer eingangs erwähnten staatlichen
Erzwingung seit jeher waren: Individualisierung
sei jedenfalls im Familienzusammenhang eher die
alte Figur, keineswegs eine neue Erfindung. Er-
klärungsbedürftig wäre demnach eher, warum
sich die Menschen helfen 16). Die Konsequenzen
eines Verlustes dieser Gegenseitigkeit in Ehe und
Familie sind für Frauen und Männer freilich so
wenig dieselben wie die Ausgangssituationen:
„Frauen und Männer unterscheiden sich grund-
sätzlich in der Möglichkeit der Bindung an an-
dere: zwingende Bindung hier, Selbst-Bindung
dort.“ )17

Vor dem Hintergrund eines ohnedies krisenhaften
Arbeitsmarktes, der durch seine formellen Frei-
heiten zwar allen anderen bislang bekannten Prin-
zipien der Zuweisung von Arbeit und Einkommen
überlegen ist, doch den Frauen keine den Män-
nern vergleichbaren Zugänge einräumt, sieht
Ilona Ostner beide Geschlechter in einem „An-
sturm auf das Nadelöhr »Normalarbeitsverhält-
nis4 ... Nach dem Sturm stehen sich Gewinner
und Verlierer gegenüber ...: Haushalte, die ver-
mutlich nach wie vor Einkommen aus einem wei-
ter aufgewerteten Normalarbeitsverhältnis erzie-
len, und die anderen, die für ihr Auskommen ver-

schiedene Einkommensarten kombinieren und
doch mit Einkommenslücken rechnen müssen — 
,Normalarbeiter-4 und ,Ge- oder Verlegenheitsar-
beiterhaushalte4 mit jeweils getrennten weiblichen
und männlichen Zuständigkeiten.“ )18

Damit verschränkt sich die Krise der dominieren-
den Existenzsicherungssysteme „Erwerbsarbeit“
und „Ehe“. Versteht es die Sozialpolitik, diese De-
fizite zu kompensieren? Sozialstaatliche Siche-
rungssysteme knüpfen heute an „Normalarbeit“
und „Ehe“. Georg Vobruba brachte dies auf die
griffige Formel der „lohnarbeitszentrierten So-
zialpolitik“: „erst (lohn-)arbeiten ... oder/und
Lohnarbeitsbereitschaft zeigen, damit...“19).
Die Rentenversicherung steht beispielhaft für er-
steres, die Sozialhilfe für letzteres. Lohnarbeits-
zentrierte Vorbehalte schließen diejenigen aus,
die auf dem Arbeitsmarkt marginalisierte Rollen
einnehmen; das die Leistungniveaus regulierende
Äquivalenzprinzip differenziert zudem die Exi-
stenzchancen unter den Arbeitsmarktteilnehmern.
Je brüchiger das „Normalarbeitsverhältnis“ wird,
desto größer wird in Konsequenz der Anteil derje-
nigen, die auch sozialpolitisch marginalisiert wer-
den. Hier liegt die Ursache der „Neuen Armut“
der Arbeitslosen (die letztlich nur eine quantita-
tive Erweiterung der „alten“ Armut arbeitsmarkt-
ferner Gruppen darstellt).
Mit dem „Zusammenbruch der Ernährerethik“
(Barbara Ehrenreich) kann zunehmend der pri-
vate Haushalt nicht mehr politisch als Reproduk-
tionsweg vorausgesetzt werden. Die Ehezentriert-
heit der Sozialpolitik, d. h. die Privilegierungen
(z. B. Ehegattensplitting, freie Mitversicherung
der Ehefrau in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung) wie Diskriminierungen (z. B. Unterhaltsver-
pflichtungen nach Scheidung) ehelicher gegenü-
ber nicht-ehelichen Lebensformen können immer
weniger legitimiert werden. Dennoch wird ver-
sucht, die Figur der Ehe als sozialpolitische Koor-
dinate auch um den Preis der Diskriminierung
nicht-ehelicher Lebensformen zu retten, indem
beispielsweise letztere in die Unterhaltsverpflich-
tung der Arbeitslosenhilfe einbezogen werden20),



ohne wiederum auch die Privilegien der Ehe zu
verallgemeinern. Solche Versuche wirken hilflos
konservativ angesichts der mächtigen historischen
Individualisierungstendenzen, die im Familienzu-
sammenhang von den Mächtigeren ausgehen, den
Männern.
Am Problem ehezentrierter Sozialleistungen läßt
sich exemplarisch auch der zunehmend irratio-
nale Widerspruch transferpolitischer und arbeits-
marktpolitischer Ziele thematisieren: Selbst in
den Familien/Ehen, in denen es den Frauen ge-
lingen könnte, die Männer zu einer adäquaten
Teilnahme an Haus- und Erziehungsarbeiten zu
verpflichten, wird eine Gleichverteilung beider
Erwerbsarbeitskontingente — beispielsweise
zweimal 20- oder 30-Stunden-Woche statt einmal
Vollzeitarbeit und einmal Null- oder prekäre Er-
werbstätigkeit — leicht durch binnenfamiliale
Kalküle vereitelt. Die damit entgehenden Split-
tingvorteile oder ungleichen Löhne am Arbeits-
markt — die wiederum ihre Rechtfertigung in der
traditionellen Figur des männlichen „Familien-
lohns“ suchen — erscheinen zumindest vorder-
gründig beiden Geschlechtern gemeinsam als Pro-
blem. Arbeitsumverteilungsmaßnahmen zwischen
den Geschlechtern, die angesichts einer männli-

chen, fast durchweg auf Vollzeitarbeit beruhen-
den Erwerbsquote von ca.80% und einer Frauen-
erwerbsquote von nur ca. 50%, darunter gut ein
Viertel Teilzeitplätze, naheliegen, werden da-
durch systematisch erschwert.
Somit sind die drei Figuren des „Normalarbeits-
verhältnisses“, der „Normalfamilie“ und des „Be-
sitzbürgers“ benannt, die als Bezugspunkte staat-
licher Politik auch sozialstaatliche Stabilisierung
erfahren. Diese vor allem rechtlichen und ökomo-
mischen Interventionen lassen sich nun nach ih-
rem „Abstand“ bzw. ihrer „Nähe“ zur jeweiligen
„Normalfigur“ systematisieren, um die hierar-
chische Gliederung des staatlichen Maßnahmeka-
talogs zu veranschaulichen21).
In krisenanalytischer Perspektive wird durch die
Orientierung der hierarchischen Zuordnung an ei-
nem „Normal“zustand die massenhafte Entfer-
nung von diesen in mehrfacher Hinsicht privile-
gierten Normalfiguren deutlich. Es wird klar, daß
diese Privilegierung vor allem auch durch den So-
zialstaat immer neu hergestellt werden soll. Eine
zunehmende Entfernung vom Normalitätsstatus
bedeutet so gleichzeitig immer geringere Teilhabe-
chancen, ein Teufelskreis, der unterhalb eines be-
stimmten Niveaus kaum mehr individuell durch-
brochen werden kann. Das Schaubild macht deut-
lich, daß es nicht die Aufgabe der Sozialpolitik
sein sollte, bestimmte Existenzweisen gegenüber
anderen systematisch zu privilegieren.



II. Abschied von der Vollbeschäftigung?

Eine Vollbeschäftigungsstrategie, die sich an den
traditionellen Rezepten von „mehr Markt“ oder
Wachstum durch Staatsintervention sowie, ergän-
zend, durch forcierte Selbsthilfe-Verordnung
orientiert, scheint jedenfalls illusionär. Die Wie-
derherstellung überkommener lohnarbeits- und
ehezentrierter Reproduktionsstrukturen dürfte
ökonomisch kaum möglich, ökologisch kaum ver-
tretbar und sozial kaum akzeptabel sein.
Die strukturell-technologisch wie arbeitsorganisa-
torisch bedingte Entkopplung der Beschäfti-
gungschancen von Wachstum und Investitionstä-
tigkeit schließt ökonomisch den bekannten Me-
chanismus der Reduzierung von Arbeitslosigkeit
für die Zukunft aus. Ernst zu nehmende Ar-
beitsmarktprognosen setzen beispielsweise einen
Wachstumspfad von 2,5% pro Jahr bis zum Jahr
2000 voraus, um die heutige Zahl von Arbeitsplät-
zen zu erhalten (mittlere Variante). Bis 1990 steigt
allerdings das Erwerbspersonenpotential deutlich
an22). Dessen danach erwarteter demographisch
begründeter Rückgang würde indessen mehr oder
weniger kompensiert, wenn die Frauenerwerbs-
quote weiterhin so steigt wie in den letzten Jahren,
wenn die Ausländererwerbsquote zunimmt oder
wenn die Lebensarbeitszeit — aufgrund von Fi-
nanzierungsproblemen der Rentenversicherung
— wieder verlängert würde.
Wie aus den bereits zur Stabilisierung der heutigen
Arbeitslosigkeit erforderlichen Wachstumsziffern
abgelesen werden kann, stößt eine Strategie ar-
beitslosigkeitsverringernden Wachstums auf öko-
logische Grenzen. Großindustrielle Perspektiven
werden nur durch eine massive Steigerung von
sozialen und ökologischen Folgekosten zu erkau-
fen sein. Die weithin faszinierende Perspektive ei-
ner post-industriellen Dienstleistungsgesellschaft
wiederum, die Vollbeschäftigung durch eine Ex-
pansion der Dienstleistungs- und Informations-
ökonomie erlangen könnte, erscheint sozial un-
verträglich. Sie impliziert wie jede traditionelle
Vollbeschäftigungsstrategie eine Diskriminierung
nicht-marktförmiger Tätigkeiten, Arbeitsweisen
und Orientierungen und folglich die Diskriminie-

rung all derer, die sich nicht rundweg auf die
„normalen“ Existenzsicherungsformen einlassen
wollen oder können. Die seit Mitte der siebziger
Jahre in allen politischen Lagern geäußerte Kritik
an einer Ausweitung herkömmlicher (sozialer)
Dienste, am Problem der Bürokratisierung, Ver-
rechtlichung und Kontrolle sollte man nicht we-
gen Arbeitsmarktproblemen schlichtweg verges-
sen. Zudem scheinen die hiermit verbundenen Ar-
beitsmarkthoffnungen kaum begründbar: Der
amerikanische Weg einer Dienstleistungsexpan-
sion per Differenzierung von Lohnsätzen und Ar-
beitsbedingungen müßte von den Gewerkschaften
um ihres Überlebens willen verhindert werden.
Aber auch der schwedische Weg einer höheren
Abgabenquote und eines deutlicher dienstlei-
stungs-orientierten öffentlichen Sektors erscheint
in der Bundesrepublik kaum wahrscheinlich23).

Mit guten Gründen kritisierte Friedhart Hegner
daher die Marktapologeten des US-„Beschäfti-
gungswunders“ wie die Staatsverfechter des
„schwedischen Modells“ als „Herolde des Herge-
brachten“ 24). Eine Politik unter Vollbeschäfti-
gungserpressung läßt kaum eine Produktion sinn-
voller Gebrauchswerte erhoffen. Vielmehr stützt
das Festhalten an wirtschaftspolitischen Lösungen
der Arbeitsmarktprobleme durch Wachstumsför-
derung wie Beschäftigungsprogramme jene „un-
heilige Allianz der Profit- und Beschäftigungsma-
ximierer“, die Georg Vobruba dazu brachte, unter
gegebenen Bedingungen die „reaktionäre Stoß-
richtung“ der Forderung nach einem „Recht auf
Arbeit“ festzustellen25). Hoffnungen aufein „qua-
litatives“ Wachstum, auf einen „Umbau“ der Pro-
duktion wären zwar sinnvoll. Wahrscheinlicher
könnten demgegenüber arbeitsmarkt- und sozial-
politische Strategien sein, die den heutigen Zu-
sammenhang von Beschäftigung und Existenzsi-
cherung verändern. Politisch bedeutete das, staat-
lichen Maßnahmen zur Garantie der Existenzsi-
cherung einen anderen, durchaus höheren Stel-
lenwert einzuräumen.



III. Probleme und Gütekriterien existenzpolitischer Reformvorschläge

Wie zu zeigen versucht wurde, ist mittlerweile in
Frage gestellt, inwieweit eine ausschließlich an
den klassischen bürgerlichen Existenzsicherungs-
formen (Lohn-)Arbeit, Ehe und Eigentum in ihrer
sozialstaatlich „normalisierten“ Gestalt anknüp-
fende Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik hinrei-
chende Existenzgarantien vorweisen kann. Es ver-
wundert daher nicht, daß in den letzten Jahren
von politischer wie sozialwissenschaftlicher Seite
zahlreiche Reformmodelle in die Diskussion ge-
bracht wurden, die unter dem Signum der „Neu-“
oder „Um“verteilung der Arbeit, der Reform
staatlicher Transferleistungen beispielsweise in
Richtung eines „garantierten Grundeinkom-
mens“, der Förderung „alternativer Ökonomie“
oder des „informellen Sektors“ jene Defizite zu-
mindest teilweise zu lösen vorgeben. Zunächst sol-
len einige grundsätzliche Überlegungen zum Wir-
kungszusammenhang und zum Inklusionsvermö-
gen der dominierenden sozialen Institutionen der
Wohlfahrtsproduktion und des Bedarfsausgleichs
die Anschlußpunkte sowie die Kriterien für Re-
formen nahelegen.

1. Gemeinschaft, Markt, Staat — Probleme der
gesellschaftlichen Inklusion

Talcott Parsons hat zur Beantwortung der Frage,
was eine moderne Gesellschaft ihren Mitgliedern
bieten muß, den Begriff der „Inklusion“ geprägt.
Mit Niklas Luhmann bedeutet dies: „Jede Person
muß danach Zugang zu allen Funktionskreisen
erhalten können. Jeder muß rechtsfähig sein, eine 
Familie gründen können, politische Macht mit
ausüben oder doch mitkontrollieren können; je-
der muß in Schulen erzogen werden, im Bedarfs-
fälle medizinisch versorgt werden, am Wirt-
schaftsverkehr teilnehmen können. Das Prinzip
der Inklusion ersetzt jene Solidarität, die darauf
beruht, daß man einer und nur einer Gruppe an-
gehörte.“ )26

Die Rollen, die gleichermaßen sozial- und system-
integrativ wirken und zur Existenzsicherung die-
nen, lassen sich den drei den Sozialwissenschaften
bekannten gesellschaftlichen Institutionen bzw.
Steuerungsprinzipien Gemeinschaft, Markt und
Staat zuordnen: Ehe, Familie und privater Haus-
halt als schierer Rest früher weit umfassenderer
Gemeinschaftsformen (vorherrschendes Steue-
rungsmedium: Solidarität); Arbeiter-, Eigentü-
mer- und Konsumentenrolle als Zugangsformen
für entfaltete Arbeits-, Kapital- und Gütermärkte

(vorherrschendes Steuerungsmedium: Geld); die
Bürgerrolle als Beziehung Bürger—Staat (vor-
herrschendes Steuerungsmedium: Recht).
Jede dieser „reinen“ gesellschaftlichen Institutio-
nen erweist sich nun gegenüber den drei klassi-
schen Gütekriterien, die jedenfalls in modernen
Gesellschaften an Wohlfahrtsarrangements gelegt
werden, nämlich den Anforderungen der Gegen-
seitigkeit (Reziprozität), Freiheit bzw. Optionalität
und der Gleichen (Gerechtigkeit) als besonders lei-
stungsfähig — „dies allerdings regelmäßig um den
Preis der Verletzung bzw. der suboptimalen Be-
rücksichtigung der jeweils anderen Bezugs-
werte“ ).27

Gemeinschaftliche Existenzsicherungsformen ba-
sieren „auf subjektiv gefühlter (affektueller oder
traditioneller) Zusammengehörigkeit der Beteilig-
ten“28). Sie maximieren, ihr Funktionieren vor-
ausgesetzt, den Wert der Gegenseitigkeit (ideal-
typisch als Abwesenheit von Beziehungen der
Ausbeutung oder Übervorteilung gedacht); unter-
stellt man ein Kontinuum mit egoistischen und
altruistischen Handlungsformen als Extreme, so
kennzeichnet gemeinschaftliche Institutionen,
daß sie sich um eine altruistische Umlenkung des
Egoismus bemühen. Im Unterschied zum Tausch
auf Märkten (per Geld) geht der Tausch in der
Gemeinschaft „durch Moral“: „Jeder nach seinen
Fähigkeiten, jeder nach seinen Bedürfnissen.“
Dieser Marxsche Aphorismus kennzeichnet die
gemeinschaftliche Balance zwischen Egoismus
und Altruismus. Verständlicherweise beruht das
Funktionieren „moralischer“ Beziehungen auf
Stabilitäts- und Kontinuitätserwartungen. Ge-
meinschaftliche Institutionen gelingen so nur mit-
tels strikter Inklusion in kleine Gruppen oder der
Exklusion von Nicht-Mitgliedern aus größeren
Gemeinschaften, wie bei Verbänden, Sekten oder
auch der (lohnarbeitszentrierten) Sozialversiche-
rungen 29).
Die Erfolge gemeinschaftlicher Lösungen lassen
sich nur schwer auf die gesellschaftliche Ebene
übertragen. Die Voraussetzungen, nämlich Zu-
sammengehörigkeit und Stabilität, sind mit der



Durchsetzung der kapitalistischen „Zeitökono«
mie“ (Alfred Sohn-Rethel) zerstört. Zeit, Arbeits-
zeit wurde zur Ware, für „Moral“ wurde es eng.
Nichtsdestotrotz setzt gesellschaftliche Stabilität
ein hinreichendes Quantum an Solidaritätsbezie-
hungen voraus, wenn sie nicht wie in totalitären
Systemen nur durch Macht hergestellt werden
soll.
Um die Mittelposition zwischen Egoismus und
Altruismus auf Dauer zu stellen, muß der mo-
derne Staat daher — um den Preis erzwungener
Inklusion — gemeinschaftliche Funktionen ent-
weder selbst übernehmen (z. B. staatliche Sozial-
versicherungen) oder, im Sinne des Subsidiaritäts-
konzeptes, Rahmenbedingungen für gemein-
schaftliches Handeln garantieren. Die Schwächen
gemeinschaftlicher Institutionen werden dadurch
freilich noch nicht unbedingt aufgehoben: Ihre
kurzwegigen Handlungsketten und die damit ver-
bundene soziale Kontrolle machen sie im Hin-
blick auf das Gütekriterium der Freiheit weniger
leistungsfähig und egalitär-universalistischen
Werten können sie schon deshalb kaum genügen,
weil sie eben auf dem Prinzip des Ausschlusses
der „Anderen“ beruhen.
Die Vermutung, daß gemeinschaftliche Sozialbe-
ziehungen zur Existenzsicherung beitragen könn-
ten, ohne zwangsläufig die beiden parallelen Gü-
tekriterien der Gleichheit und der Optionalität zu
verletzen, ist der Anknüpfungspunkt für Strate-
gien der Erweiterung haushaltlicher Produktion,
wie sie jüngst von Claus Offe und Rolf G. Heinze
mit dem Modell der „Kooperationsringe“ für eine
gemeinschaftliche Güter- und gegebenenfalls
Dienstleistungsproduktion vorgeschlagen wur-
den30). Gleichheit soll dabei durch staatliche För-
derung und Optionalität durch marktliche Prinzi-
pien gewährleistet werden.31 )
Marktliche Arrangements gelten von vornherein
als normativ voraussetzungsarm. Jeder kann prin-

zipiell tauschen oder dies bleiben lassen. Damit
wird ein Höchstmaß formaler Freiheit gewährt:
„Geld ist die billigste Währung“ (Everett Reimer).
Märkte trugen auf der anderen Seite bekanntlich
zur Erosion gemeinschaftlicher Beziehungen bei,
wirken desolidarisierend. Zudem ist ihr Zugang
zwar nicht normativ, dafür gewöhnlich materiell
voraussetzungsvoll: Ohne (Erst-)Austattung keine
Teilhabe. Damit ist das Dilemma „idealer“ Ar-
beits-, Kapital- und Gütermärkte evident: Ohne
Gleichheit der Zugangschancen gelten sie nur par-
tikular. Vor allem ist der Arbeitsmarkt, der glei-
chermaßen die Verteilung der Arbeit wie das Ein-
kommen regelt, und dies prinzipiell vorteilhaft,
nämlich denzentral und relativ freiheitswahrend,
ein sehr unvollkommener Markt, denn: „Der
Auslastungsgrad des Arbeitspotentials ist der
Funktionslogik des Wirtschaftssystems, nicht aber
der Gesellschaft gleichgültig. Insoweit bleibt die
Ökonomie als Medium der Vergesellschaftung
unvollkommen.“32 ) Bliebe es demnach beim Ar-
beitsmarkt als einzigem Mechanismus der Ar-
beits- und Einkommensverteilung, so wären Ar-
mut und Arbeitslosigkeit noch weit mehr als heute
üblich.

Unter Wohlfahrtsgesichtspunkten sind staatliche
Steuerungsformen somit sinnvoll und notwendig.
Flächendeckende, universalistische Leistungen
können in komplexen Gesellschaften zweifellos
dem Ziel der Gleichheit am ehesten entgegenkom-
men. Die liberale Kritik artikulierte andererseits
die mit staatlichen Interventionen fast regelmäßig
einhergehenden Freiheitsverluste (und dann Effi-
zienzeinbußen): als Beschränkung wirtschaftli-
cher Dispositionsfreiheit, aber auch als politische
Kontrolle und Bevormundung. Von konservativer
Seite wurde eher auf die Gefährdung gemein-
schaftlicher Hilfepotentiale, vor allem durch die
Etablierung sozialstaatlicher Sicherungssysteme,
abgestellt. Nun hängt die Berechtigung der Kritik
sozialstaatlicher Politik von den jeweiligen Inter-
ventionsformen ab, wie gerade auch die linke So-
zialstaatsdiskussion betont hat. John Rawls hat in
seinem (liberalen) Versuch einer „Theorie der Ge-
rechtigkeit“ eine Vermittlung des Gleichheitskon-
zeptes mit universalistischen Gerechtigkeitsprin-
zipien angestrebt: „Alle sozialen Werte — Frei-
heit, Chancen, Einkommen, Vermögen und die
sozialen Grundlagen der Selbstachtung — sind
gleichmäßig zu verteilen, soweit nicht eine unglei-
che Verteilung jedermann zum Vorteil ge-
reicht.“33) Jeder Versuch einer Begründung des
staatlich einzulösenden Gleichheitspostulats muß



folglich zweierlei ausweisen: die soziale Ethik wie
die Interessen, die ihr zugrunde liegen.

Diese knappe Betrachtung der drei „reinen“ ge-
sellschaftlichen Institutionen Gemeinschaft,
Markt und Staat sollte daran erinnern, daß ihre
jeweiligen Stärken (Solidarität/Gegenseitigkeit,
Freiheit, Gleichheit) mit teils gravierenden Verlu-
sten bei den anderen beiden Werten erkauft wer-
den. Politisch-praktisch verbieten sich damit Re-
formvorschläge, die umstandslos beispielsweise
auf „mehr Markt“ oder mehr Staat/Gemeinschaf-
ten setzen, auch wenn diesbezügliche Ideologisie-
rungen häufig sind. Bei den Liberalen ist es der
Markt, bei Sozialisten der Staat, bei Konservati-
ven die Gemeinschaft, die dadurch ihres jeweili-
gen analytischen und praktischen Wertes entklei-
den werden34).

Da es hier um die Reform staatlicher Interventio-
nen geht, soll im folgenden vornehmlich das Ver-
hältnis staatlicher zu marktlichen und gemein-
schaftlichen Formen der Wohlfahrtsproduktion
betrachtet werden.

2. Teilhabe als soziales Grundrecht

Wie skizziert, ist für die Entwicklung des deut-
schen Sozialstaats, anders als beispielsweise in der
englischen oder amerikanischen Tradition, nicht
der politische Bürger, sondern der ökonomische
Markt, d. h. der Lohnarbeiterstatus, kennzeich-
nend. Dennoch fand die Figur „sozialer Teilhabe-
rechte“, wie sie etwa in den Artikeln 22 bis 27 der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen von 1948 formuliert wurde
und „immer mehr zum Leitbild westlicher Gesell-
schaftspolitik geworden“35) ist, auch in der bun-
desdeutschen Sozialpolitik zumindest einen par-
tiellen Niederschlag. So versuchten Stephan Leib-
fried und Richard Hauser mit Liebe zum Detail
nachzuzeichnen, wo überall in sozial- und gesell-
schaftspolitischen Systemen (Lohnsystem, Steuer-
recht, Sozialversicherungen, Pfändungsfreigren-
zen usw.) Mindestsockel und damit die von ihnen
in der Gestalt des „Bedarfsprinzips“ identifizier-

ten Teilhaberechte vorfindlich sind36). Für Franz-
Xaver Kaufmann ist das Teilhaberecht das hand-
lungsleitende Gütekriterium moderner Sozialstaa-
ten, der „Grundgedanke einer gesamtgesellschaft-
lichen Verantwortung für die Lebensmöglichkei-
ten aller Gesellschaftsmitglieder, aus dem das
wohlfahrtsstaatliche Denken seine moralische
Kraft zieht“37).
Mit der Idee der sozialen Teilhabe wird das im 19.
Jahrhundert noch vorrangig als Einräumung von 
Freiheitsrechten gedachte Inklusionsprinzip wei-
terentwickelt. In einer Systembetrachtung und vor
dem Hintergrund eines immer umfassenderen
Vergesellschaftungsprozesses mag die Verlage-
rung der Verantwortung für die individuelle Exi-
stenzsicherung auf den Staat dabei durchaus be-
gründbar sein. Freilich sind damit nicht nur stra-
tegisch enscheidende Fragen nach den materiellen
Grundlagen eines solchen Prozesses und nach
dem funktionalen Zusammenhang zwischen dem
Wandel von politischen zu sozialen Grundrechten
und den Interessen des Staates nicht beantwortet.
Als „Steuerstaat“ ist der Staat auf die Wertschöp-
fung der Produktion angewiesen. Diese beruht in
den meisten kapitalistischen Gesellschaften vor-
rangig auf privatem Eigentum. Insoweit erklärt
sich hierzulande das Interesse des Staates an einer
Bestandserhaltung des privaten Kapitals. Dies
wiederum bedurfte zumindest in historischer Per-
spektive der bereits erwähnten „Verlohnarbeite-
rungs“-Strategien. Freilich liegen Einwendungen
gegen eine Fortschreibung funktionalistischer
Perspektiven auf den Zusammenhang von mate-
rieller Produktion und spezifischer Ausgestaltung
des Staatseingriffs auf der Hand.
Zum einen sprechen auf empirischer Ebene die
erwähnten, weit weniger an der Figur des (Kapi-
tal-)Eigentums orientierten Sozialpolitiken kei-
neswegs weniger kapitalistischer Staaten für die
Systemkompatibilität auch eigentumsfernerer
Konzepte. Man sollte diesen Sachverhalt hinsicht-
lich einer Weiterentwicklung staatstheoretischer
Konzepte aufarbeiten. Franz-Xaver Kaufmann
kritisierte in diesem Zusammenhang die jüngere
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts,
die dazu neigt, zur Interpretation des verfassungs-
mäßigen Bestandsschutzes sozialer Rechte den 
Grundsatz des Eigentumsschutzes (Art. 14GG)
heranzuziehen und damit auf solche Ansprüche



zu beschränken, die im Sinne des Äquivalenzprin-
zips aufgrund unmittelbarer monetärer Vorlei-
stungen erworben wurden. Damit bleiben alle
übrigen sozialen Leistungen von einer verfas-
sungsmäßigen Bestandsgarantie ausgeschlossen.
Demgegenüber plädiert Kaufmann dafür, „die
Bestandsgarantie stattdessen auf dem Grundge-
danken der Sozialstaatlichkeit auf(zu) bauen, der
in Richtung auf soziale Teilhaberechte zu inter-
pretieren wäre“ ). Allerdings scheint — und38 dies
auch als zweiter, eher auf systematischer Ebene
angesiedelter Einwand gegen Funktionalismen —
auch manches gegen die Auflösung der Eigen-
tumsbeziehungen zugunsten eines umfassenderen
staatlichen Zugriffs auf soziale Beziehungen zu 
sprechen39). Zumindest theoretisch könnte die
das Egalitätskriterium meist grob verletzende
Marktordnung ja durch staatliche Interventionen
bis zu einem gewissen Grad in Richtung Gleich-
heit korrigiert werden. Und warum sollte dies hin-
sichtlich Eigentumstiteln unmöglich sein? Anders
ausgedrückt: Könnten sich Teilhaberechte nicht
gleichfalls auf Eigentumstitel beziehen, quasi als
eine Art „Recht auf eigene Produktionsmittel“?

Fragen wir zuvor, ob die neuen Teilhaberechte
bzw. sozialen Grundrechte auch für Frauen gelten
sollen. Die Antwort liegt keineswegs auf der
Hand. Barbara J. Nelson kommt nach Analyse
der politischen und ökonomischen Partizipation
der amerikanischen Frauen zum enttäuschenden
Schluß: „Frauen sind keine natürlichen Bürger
der liberalen westlichen Demokratien.“ ) Terrain
der Frauen sei ja das Private, die Mutterschaft,
nicht Öffentlichkeit. Ohne Familie, ohne „ernäh

40

-
renden“ Mann, als allein Kinder Erziehende
bleibt Frauen nur die Armenpolitik — in den
USA wie hierzulande. Das legt nahe, daß „soziale
Grundrechte“ für Frauen zwar notwendiger, doch
entfernter als für Männer sind.

Wo liegen nun Anknüpfungspunkte für soziale
Teilhabe-/Grundrechte und wie könnten sie aus-
gestaltet werden? Prinzipiell gibt es zwei Wege:
Teilhaberechte können an der sozialstaatlichen
Sekundärverteilung eingeräumt werden. Sie kön-
nen sich aber auch auf die Teilhabe an den Res-
sourcen der Primärverteilung, also auf einen ega-
litären Zugang zu Erwerbsarbeit wie Eigentumsti-
teln erstrecken. Der englische Sozialwissenschaft-
ler Bill Jordan folgerte aus der Erosion der syste-
matischen Anknüpfungspunkte der Nachkriegs-

sozialstaaten (Lohnarbeit, private Haushalte) die
Idee einer „neuen Form der Bürgerschaft,... die
Rückkehr zur Idee der von allen Bürgern gemein-
sam geteilten Grundbedürfnisse.“ Er plädiert für
die Einführung eines garantierten Grundeinkom-
mens, „um den Grundbedürfnissen der Indivi-
duen zu begegnen, bevor sie auf den Arbeitsmarkt
oder in die Familie treten“41 ).
Gösta Esping-Andersen und Walter Korpi zeich-
neten mit dem Akzent auf der Teilhabe an Primär-
einkommen die von Sozialdemokraten und Ge-
werkschaften getragene schwedische Wohlfahrts-
staatsentwicklung als Konstitution einer „sozialen
Bürgerrolle“ nach, die nicht ausschließlich auf
dem Sozialversicherungsprinzip basiert. Der hohe
gewerkschaftliche Organisationsgrad auch gerade
bei teilzeitarbeitenden Frauen wurde zur Reduzie-
rung geschlechtlicher und allgemeiner Lohnhier-
archien genutzt. Einen Schritt weiter sei man im
Jahr 1984 mit der Einführung von Profitbeteili-
gungen, mehr industrieller Demokratie und kol-
lektiven Aktieneigentums (sogenannte „Arbeit-
nehmerfonds“) als Gegenleistung für begrenzte
Lohnforderungen gekommen: „Die Strategie ist
nun, ein neues Bündel von Bürgerrechten an kol-
lektivem Kapital zu schaffen (ökonomische Bür-
gerrolle“), um damit die Widersprüche zwischen
sozialer Bürgerrolle und Vollbeschäftigung wie
Wirtschaftswachstum zu lösen.“42)
Vergesellschaftetes — nicht verstaatlichtes — Ei-
gentum an Produktionsmitteln soll einerseits die
Kapitalbasis verbreitern und darüber hinaus sub-
jektive und systemische Interessen — hier am
Wachstum — zur Deckung bringen. Andererseits
werden damit die hierarchischen Segmentierun-
gen vermutlich verhütet, die, wie erwähnt, die
nächste Prosperitätsphase zu kennzeichnen dro-
hen.
Ungelöst scheinen in diesem Entwicklungsweg
des sozialdemokratischen Projekts die vielfach be-
schriebenen Probleme eines „wohltemperierten
Industrialismus“43): die Weltmarkteinbindung,
die „Versozialstaatlichung“ privater Lebensvoll-
züge wie die Irreversibilität großtechnischer
Strukturen.
Wir haben damit ein, vielleicht das Dilemma
eröffnet, mit dem sozialstaatliche Gesellschaften
auf dem Weg in die nächste evolutionäre Phase



der Wohlfahrtsgesellschaft konfrontiert werden.
Der Begriff der Wohlfahrtsgesellschaft meint da-
bei einen historischen Entwicklungstyp moder-
ner, sozialstaatlich geprägter Gesellschaften, in
dem die Zugänge zu gesellschaftlichen Lebens-

chancen nicht mehr ausschließlich über eine den
Lebenszyklus dominierende Erwerbskarriere so-
wie ihr nachgeordnete Ehezusammenhänge prä-
formiert werden. Von Wohlfahrtsgesellschaft
(statt vom Wohlfahrtsstaat) zu sprechen, legiti-



miert sich durch die Reduktion der inhaltlichen
Reichweite staatlicher Intervention (nicht mehr
Lebensweisen selektierend), ohne freilich auf
Staatseingriffe zu verzichten. Diese hätten sich auf
die Garantie individueller Zugänge zu Inklusions-
rollen zu beschränken, insoweit also Strukturen
bereitzustellen, die Gesellschaft (wieder) ermögli-
chen.

Vielleicht werden diese grundsätzlicheren Bemer-
kungen mit Hilfe des vorstehenden Schaubildes

plastischer. Welcher Stellenwert, so die Fragestel-
lung, kommt den drei klassischen gesellschaftli-
chen Steuerungsprinzipien Gemeinschaft, Markt
und Staat hinsichtlich der jeweils vorherrschen-
den Formen und Möglichkeiten individueller Exi-
stenzsicherung zu? Dabei werden drei historische
Phasen unterschieden, deren Abgrenzung freilich
keinen systematischen Ansprüchen genügen soll,
sowie ein möglicherweise anschlußfähiger Pfad
zukünftiger Entwicklung („Wohlfahrtsgesell-
schaft“) skizziert.

s

IV. Gütekriterien für Reformen

Die historisch geronnene Komplexität gemein-
schaftlicher, marktlicher und staatlicher Existenz-
sicherungsformen läßt eine „neue“ Ordnungspoli-
tik „aus einem Guß“ weder methodisch noch nor-
mativ wünschenswert erscheinen. Vielmehr soll-
ten selbst „radikale“ Reformen experimentell und
gradualistisch, d. h. auch reversibel, „fehler-
freundlich“ bleiben. Ein komplexer „policy-mix“
im Sinne eines „patchworks“ aufeinander bezoge-
ner Strategien dürfte damit methodisch allein an-
gemessen sein.

Hinsichtlich notwendiger normativer Gütekrite-
rien erscheinen die vorher im institutioneilen
Kontext erarbeiteten „idealen“ Kriterien Gleich-
heit, Freiheit und Solidarität noch zu grobschläch-
tig. Insbesondere vor der in der frauenpolitischen
Diskussion lähmenden Polarisierung „Gleich-
heit“ oder „Besonderheit“45 ) dürfte es Sinn ma-
chen, Gleichheit als soziales Grundrecht aufgleiche
Teilhabechancen an allen Systemen der Existenzsi-
cherung, an Einkommen wie an Tätigkeitsformen
zu entwickeln.

Freiheit als zweites normatives Gütekriterium
kann dann nicht allein Wahlfreiheit auf und zwi-
schen Märkten meinen, sondern muß als Strategie
der Erweiterung von „Optionalität“ zwischen
markt- und nichtmarktbezogenen Tätigkeitsfor-
men erweitert werden. Das würde beispielsweise
bedeuten, daß sowohl der Zugang in das Erwerbs-
system prinzipiell und für alle offen steht und
hierzu alternative Existenzformen (Selbstversor-
gung, Haushalt) damit jederzeit kombiniert wer-
den können. Verbunden ist mit dem Gütekrite-
rium der Optionalität eine dem sozialen Wandel
folgende Individualisierung staatlicher und markt-
licher Existenzsicherungsformen; Ehe sollte nicht
mehr vorausgesetzt, vielmehr sollten haushalt-
liehe und gemeinschaftliche Existenzformen in ih-
rer Vielfalt gestützt werden. Umstritten bleibt bis-
weilen die Frage, ob die Individualisierung von
Existenzsicherungsformen zwangsläufig auch die
Sozialbezüge weiter erodiert.
Da der Aufbau des Sozialstaats auch nicht-solida-
rische Verhaltensweisen bei seiner Inanspruch-
nahme gefördert hat, zudem gemeinschaftliche
Solidarität ein hohes Maß geteilter kultureller
Standards verlangt, muß eine Reformstrategie
beim dritten Gütekriterium der Solidarität aus-
drücklich „sparsam“ umgehen. Moralische Res-
sourcen sollten daher auf die grundrechtliche Ga-
rantie von Teilhabeansprüchen und der Optiona-
lität konzentriert werden und man sollte jeden-
falls nicht versuchen, anspruchsvollere Solidari-
täts- und Gerechtigkeitsideale durch staatliche
Politik realisieren zu wollen.



V. Soziale und ökonomische Grundrechte — Konturen einer
wohlfahrtsgesellschaftlichen Optimierungsstrategie

Vorschläge zur Reform der defizitären lohnar-
beits- und ehezentrierten Sozialpolitik lassen sich
grundsätzlich nach drei Unterscheidungskriterien
sortieren:
a) Richten sich die Vorschläge vorrangig auf das

Unterversorgungsproblem (Einkommensar-
mut)?

b) Richten Sich die Vorschläge auch auf das Pro-
blem des Ausschlusses vom Arbeitsmarkt und
damit von „besseren“ Sicherungssystemen
(Zugangsarmut)?

c) Beschränken sich die Vorschläge auf die Kom-
pensation von Primäreinkommensausfällen
oder richten sie sich auch darauf, Veränderun-
gen der Primäreinkommensverteilung und,
grundsätzlicher, Zugänge zu Eigentumstiteln
zu bewirken (Chancenungleichheit)?

Diese Unterscheidungskriterien lassen sich zum
einen direkt auf spezifische institutioneile Hand-
lungsfelder beziehen: Lösungen des Problems der
Einkommensarmut am ehesten sozialpolitisch
durch ein staatlich garantiertes „Recht auf Ein-
kommen“; Lösungen des Zugangsproblems zum
Arbeitsmarkt wiederum eher arbeitsmarktpoli-
tisch durch eine Umverteilung der Erwerbsarbeit,
damit durch ein „Recht auf Arbeit“ bzw. ein
„Recht auf Weniger-Arbeit“; Lösungen des Pro-
blems der Chancenungleichheit wiederum durch
eine Art „Recht auf eigene Produktivmittel“. Zum 
anderen könnten die Unterscheidungskriterien
nochmals quer, innerhalb aller drei Handlungsfel-
der angelegt werden.
Georg Vobruba hat beispielsweise transferpoli-
tische Lösungsvorschläge danach sortiert, auf
welche der drei Problemtypen sie sich bezie-
hen46). Aber auch Vorschläge zur (Um-)Vertei-
lung von Erwerbsarbeit oder Eigentum könnten
danach untersucht werden, ob sie das Unterver-
sorgungsproblem, das Problem des Ausschlusses
von „besseren“ Teilhabeformen oder gar das Pro-
blem der Ungleichheit angehen.
Besonders groß ist die Verwirrung bei den Vor-
schlägen zu einem staatlich garantierten „Recht
auf Einkommen“, die in jüngster Zeit Konjunktur
erfahren47). Zum einen wegen der höchst ver-

schiedenartigen Gesellschaftsentwürfe, die sich
entlang der klassischen Institutionen Markt und
Staat auffächern lassen: Soll ein garantiertes
Grundeinkommen sämtliche existenzpolitischen
Interventionen des Staates ersetzen, also einen
„reinen“ Arbeitsmarkt schaffen so die liberale
Option —, oder soll ein Grundeinkommen im
Sinne einer Erweiterung sozialer und ökonomi-
scher Grund- bzw. Teilhaberechte ergänzend wir-
ken? Folglich wollen die Vorschläge das Verhält-
nis zum Arbeitsmarkt in unterschiedlicher Weise
regeln. Denn der Vorschlag eines vom individuel-
len Arbeitseinsatz entkoppelten Einkommens er-
gänzt die eine Allokationsfunktion des Arbeits-
marktes: die Verteilung der Einkommen. Somit
stellt sich die Frage nach der Regelung des Ar-
beitseinsatzes neu.

Da sich diese Problemlage für alle Transfersy-
steme stellt, die Einkommensleistungen für poten-
tiell Erwerbsfähige vorsehen, läßt sich eine Typo-
logie entwickeln, die sowohl bereits vorfindliche
sozialstaatliche Transfersysteme als auch solche
aus der Reform- und Grundeinkommensdebatte
nach zwei Kriterien sortiert:

1. Welchen Rechtsstatus haben sie? Dabei soll
dieses Kriterium nicht rein juristisch gedacht
werden. Es knüpft an die Frage des (im Schau-
bild von links nach rechts zunehmenden) Eigen-
tumscharakters sozialstaatlicher Leistungen zwar
an, geht aber darüber hinaus, indem es auf eine
(in eben dieser Richtung) zunehmende Erwar-
tungssicherheit einerseits, andererseits auf einen
abnehmenden (staatlichen) Selektivitätsgrad ver-
weist, der beispielsweise von an Normalitätser-
wartungen geknüpften politischen Verhaltens-
vorbehalten bestimmt sein kann. Das erste Kri-
terium ist damit der Grundrechtscharakter der Lei-
stungen ).48

2. Das zweite Kriterium spiegelt demgegenüber
die Orientierung der Existenzsicherungsformen



an der Arbeiterrolle wider, die sich im Grad der
(im Schaubild von oben nach unten abnehmen-
den) Äquivalenzbeziehung ausdrückt. Das heißt
wiederum, daß auf diesem Kontinuum weiter
oben der Arbeitsmarkt gemäß seiner ihm eigenen
Rationalitätsstandards den Bereich sozialer Si-
cherung dominiert, während nach unten hin eine
egalitäre, wiederum eher an der Bürgerrolle an-
knüpfende Orientierung zunimmt (was durchaus
heißen kann: Orientierung an spezifischen Pro-
blemlagen, aber ohne den Vorbehalt erbrachter
individueller Vorleistungen).

Recht aufArbeit?
Wie die Matrix zeigt, folgen „radikale“ Reformen
wie Status quo je recht unterschiedlicher Logik.
Traditionsreich sind die Utopien einer Zwei-Sek-
toren-Ökonomie, die sowohl Arbeits- wie Ein-
kommensverteilung lösen wollen. So faßte 1912
Joseph Popper-Lynkeus sein Programm einer
„allgemeinen Nährpflicht“ folgendermaßen zu-
sammen: „Die soziale Frage als Magenfrageist zu
lösen durch die Institution einer Minimum- oder

Nährarmee, die alles das produziert oder herbei-
schaffen hilft, was nach den Grundsätzen der
Physiologie und Hygiene den Menschen notwen-
dig ist; ... Die Versorgung dieses Lebens- und
Existenzminimums geschieht in natura, also nicht
in Geldform... Das Minimum sichert jedem:
Nahrung, Wohnung nebst Wohnungseinrichtung,
Kleidung, ärztliche Hilfe und Krankenpflege. Al-
les das, was nicht zu diesem Minimum gehört, gilt
als Luxus und bleibt der freien Geldwirtschaft mit
Privateigentum und Vertragsfreiheit vorbehalten,
welche, da Existenz aller gesichert ist, eventuell
noch freier betrieben werden kann als heute.“
Popper-Lynkeus verwehrt sich ausdrücklich ge-
gen „Zwangsmaßregeln“ gegenüber „faulen,
eventuell renitenten Menschen“: „Niemals darf
das Minimum irgend jemandem aus welchem
Grunde immer vorenthalten werden.“ Wie die
„Mindestlohngesetzgebung“ Arbeiter keineswegs
demotiviere, vertraut er auf den „moralischen
Druck der Umgebung“ 49).



Ein ähnliches ökonomisches Dualmodell — staat-
lich administrierter „Grundbedarfssektor“ und
bewußt nicht-staatlicher „Überflußsektor“ —
stellt Gunnar Adler-Karlsson vor: „Der Grundbe-
darfssektor, der staatlich sein soll, muß sich um
die materiellen Grundbedürfnisse der Menschen
kümmern. Seine Größe wird bestimmt von der
Summe der Bedürfnisse, die der Staat abdecken
soll, und dem Arbeitseinsatz, der auf der gegebe-
nen technischen Entwicklungsstufe zur Produk-
tion der notwendigen materiellen Güter gebraucht
wird. Diese notwendige Arbeitsmenge sollte
gleichmäßig verteilt werden als Recht und Pflicht
für jeden Bürger. Die Bezahlung für die ausge-
führte Arbeit muß in Form von Einkaufskarten
geleistet werden, die man weder verkaufen noch
weitergeben kann ...“. Diese aus ökologischen
Gründen auf bescheidenerem materiellen Niveau
angesiedelte „Grundgeborgenheit“ könnte bei ge-
gebenem technischen Niveau durch eine „Arbeits-
pflicht“ von etwa zwölf bis 15 Jahren abgeleistet
werden, die im Lebenszyklus weitestgehend nach
individuellen Bedürfnissen verteilt werden
könnte ).50

Zwei-Sektoren-Modelle scheinen also auf ele-
gante Weise ein „Recht auf Einkommen“ mit ei-
nem „Recht auf Arbeit“ zu verknüpfen. Doch in-
dem sie die Arbeitsverteilung als staatliche Rekru-
tierung denken, ist ihr Freiheitsgrad, damit das
Grundrechtsniveau, erheblich eingeschränkt.
Freiheitlicher wären demgegenüber Modelle, die
den Arbeitsmarkt als Verteilungsinstanz belassen,
ihn allerdings mehr oder weniger weitgehend er-
gänzen.
Während im Modell von Adler-Karlsson der ein-
zelne mit einer Z.Q\tschuld gegenüber der Gesell-
schaft geboren wird, deren Abarbeitung ein le-
benslanges Grundeinkommen sichert, dachte ein
anderer schwedischer Forscher, Gösta Rehn, je-
den mit einem Zeitkapital in Höhe von einem
Fünftel der Lebensarbeitszeit geboren, das im Le-
benslauf, ergänzt um etwa drei Ausbildungsjahre,
als Anspruch auf „Ziehungsrechte“ innerhalb ei-
ner integrierten Sozialversicherung (Arbeitslo-
sen-, Renten- und Krankengeldversicherung)
nach gusto ausgenutzt werden könne. Das Ver-
hältnis zwischen eingezahlten Beiträgen und gezo-
genen Transfers solle dabei strikt äquivalent blei-
ben51).
In eine ähnliche Richtung, nämlich die Verteilung
der Erwerbsarbeit über den gesamten Lbenszy-

klus sowie ihre Individualisierung auf Männer
und Frauen, geht auch der in der jüngeren Grund-
einkommensdiskussion recht maßgebliche Ansatz
von Andre Gorz. Gorz möchte allerdings das bei
Rehn noch sehr dem kapitalistischen Tauschprin-
zip verhaftete Äquivalenzdenken, vergegenständ-
licht in den Sozialversicherungen, durch poli-
tische Planung sukzessive aufweichen. Bei ihm er-
scheint „die lebenslängliche Einkommensgarantie
als die gesellschaftliche Form, die das Einkom-
men annimmt, wenn die Automatisierung nicht
nur den ständigen Zwang zur Arbeit, sondern
auch das Wertgesetz und die Lohnabhängigkeit
selbst abgeschafft hat“52). Das als Äquivalent der
individuellen, per „Arbeitsplatzbörse“ admini-
strierten und gegenüber heute auf „20 000“ Stun-
den verkürzten Lebensarbeitszeit verteilte „Sozial-
einkommen“ wäre der durchschnittliche Lohn
selbst, kein „Grund-“Einkommen. Insoweit stellt
der Gorzsche Vorschlag eine sehr weitgehende
Kritik der kapitalistischen „Leistungs-“ideologie
dar.
Weniger bei der Verteilung von Erwerbsarbeit
und Einkommen als bei der Suche nach nicht-ar-
beitsmarktlichen Produktionsformen von Gütern
und Diensten setzen die Vorschläge einer Weiter-
bzw. Wiederentwicklung von Tätigkeitsformen
jenseits der Lohnarbeit an. Hier finden sich in
mittlerer Reichweite die existierenden, durchaus
erweiterungsfähigen Versuche, politisch fiktive
Äquivalenzen innerhalb der Sozialversicherungen
zu konstruieren (Erziehungszeiten, Pflegezeiten
etc.). „Will man ... eine Art Grundfinanzierung
für Nichterwerbsarbeiten im informellen Sektor
schaffen, könnte man an eine Ergänzung um
Steuer- bzw. Transfergutscheine denken: Soweit
es sich um Personen handelt, die etwa neben ei-
nem Halbtagsjob in der formellen Ökonomie
,nebenher4 informell tätig sind, greifen Gut-
scheine, die die Steuerschuld auf formelle Lohn-
einkommen anteilig mindern; bei vollständigen
Aussteigern aus dem Erwerbssektor, die — da
ohne Lohneinkommen — etwa Einkommens-
steuer nicht zahlen, könnten Transfergutscheine
angeboten werden.“53) Der Vorschlag der
„Steuer- und Transfergutscheine“ läßt erkennen,
wie sehr politische Eingriffe des Staates in den
Arbeitsmarkt die Definition von „Leistungs-“ und
Nützlichkeitskriterien gleichfalls staatlicher Kon-
trolle unterwerfen. Man kann das im Sinne klassi-



scher sozialstaatlicher Arbeitsutopien positiv deu-
ten. Legt man andererseits an staatliche Interven-
tionen das weiter oben begründete Kriterium
„sparsamer“ Verwendung moralischer Ressour-
cen an, so kann man durchaus Gefahren in einer
Verstaatlichung der Allokation von Arbeitsaufga-
ben sehen.
Im Sinne des ersteren versuchen Claus Offe und
Rolf G. Heinze mit ihrem Modell des
„,Kooperationsringes ... die überhaushaltliche
Kollektivierung von Selbstversorgungseinrich-
tungen weder gemeinschaftlich noch administra-
tiv, sondern marktförmig zu organisieren, aller-
dings mit den beiden Besonderheiten, daß a) der
Leistungsaustausch nicht über das allgemeine Me-
dium des Geldes, sondern über Leistungsgut-
scheine läuft, welche nur im Kreis der Teilnehmer
und nur für den Zweck des Leistungsverkehrs zwi-
schen einer lokal abgegrenzten Zahl von Haushal-
ten Geltung haben, und daß b) das Zustandekom-
men und der Bestand eines derartigen, durch eine
nicht-konvertible Eigenwährung ausgegrenzten
Marktes öffentlich subventioniert wird, und zwar
ebenfalls nicht monetär, sondern durch die Be-
reitstellung von Räumen, Geräten, Sachleistun-
gen und Humankapital.“54)

Recht auf eigene Produktivmittel?

Auf das Kriterium der „Egalität“ im Sinne eines
Zugangs zu Teilhaberechten beziehen sich auch
die Vorschläge für ein „Recht auf eigene Produk-
tivmittel“. Der hier verwendete Begriff „Produk-
tivmittel“ — anstelle des eingeführten marxisti-
schen Terminus „Produktionsmittel“ — soll die
Verengung auf die marktlich vermittelte Güter-
produktion vermeiden. Damit gehören in diese
Kategorie sowohl die Vorschläge, die zumindest
partiell Erwerbsarbeit zugunsten von nicht-markt-
licher Selbstversorgung substituieren, als auch die
Konzepte, die für eine Aneignung der erwerbsbe-
zogenen Produktivmittel plädieren.
Hinsichtlich der Aneignung der marktbezogenen
Produktivmittel finden sich einige theoretische
und praktische Modelle im Umfeld der neuen
„Alternativökonomie“ der Bundesrepublik. Sie
trachten die alte Idee der Genossenschaften für
kleinere und — vor allem bei der Übernahme von
(Konkurs-)Betrieben durch die Belegschaften —
mittlere Betriebe zu reaktivieren55). Henner Klei-
newefers ist freilich Recht zu geben, wenn er fest-

stellt, daß solche „Alternativen“ zu gesellschafts-
politischer Relevanz erst durch die „Beseitigung
des (großen) Erwerbseigentums“ gelangen. Letz-
tere „würde das Problem der ungleichen Vermö-
gensverteilung beseitigen und die Ungleichheit
der Einkommensverteilung auf dasjenige Maß be-
schränken, das auf die ungleichen Arbeitseinkom-
men zurückzuführen ... ist“56), über deren An-
reiz- und Lenkungswirkungen zumindest inner-
halb gewisser Grenzen weitgehend Einigkeit
herrscht.

Grundsätzlich lassen sich sechs unterschiedlich
weitreichende Alternativen eines „Rechts auf ei-
gene Produktivmittel“ unterscheiden: erstens die
Aufteilung der Rechtsinhalte zwischen Eigentü-
mern, Managern, Arbeitenden, Gewerkschaften
und Staat („Mitbestimmung“); zweitens die
breite, extrem egalitäre Streuung des Erwerbsei-
gentums bei im Prinzip ungeteilten Rechts-
inhalten und drittens die Verwaltung des Erwerbs-
eigentums durch intermediäre überbetriebliche
Gruppen (z. B. Gewerkschaften: schwedische
„Arbeitnehmerfonds“, Pensionskassen: schweize-
rischer „Pensionskassenkapitalismus“).

Diese drei, vor allem die erste und dritte Alterna-
tive, kommen in allen westlichen Staaten vor. Die
vierte Alternative — die Übertragung der Eigen-
tumstitel an den Staat — entspricht dem ungari-
schen Modell (bzw. bei Fortfall marktwirtschaftli-
cher Strukturen dem Modell aller Ostblockstaa-
ten). Das fünfte Modell der Arbeitergenossen-
schaften liegt dem jugoslawischen System zu-
grunde. Das sechste Modell der „Neutralisierung“
des Kapitals (beispielsweise in Stiftungen) wurde
vor allem von Ota ik mit dem Ziel eines „dritten
Weges“ zwischen kapitalistisch-marktwirtschaftli-
chen und kommunistisch-planwirtschaftlichen
Systemen formuliert57). In Richtung einer Syn-
these von fünf und sechs gehen die Vorstellungen
von Winfried Vogt, der ein (krisenfreieres) labori-
stisches „Gleichgewicht“ für möglich ansieht,
wenn mittels „Vergesellschaftung des Kredit-
systems“ die Selbstverwaltung der Arbeiter in
„laboristischen“ Unternehmen gezielt gefördert
werde58). Legen wir die vorgenannten normativen
und methodischen Kriterien an, so wären die Va-
rianten hervorzuheben, die individuell einlösbare
Rechtstitel auf den Eigentumsertrag wie auf die
Eigentumsverwendung beinhalten. Staatlich ga-
rantiert werden können einschränkend wiederum



nur solche Titel, die ein gewisses Maß an Verallge-
meinerungsfähigkeit besitzen; am ehesten er-
scheint das von Vogt skizzierte Modell diesen Kri-
terien zu genügen, insbesondere wenn die Kredit-
vergabe durch dezentrale Regionalfonds erfolgt.

Recht auf Einkommen ?

Allein an einer Reform der Sekundärverteilung
setzen alle die Vorschläge an, die ein „Recht auf
Einkommen“ garantieren wollen. Zwar stellt be-
reits die Sozialhilfe ansatzweise ein derartiges
Recht vor. Doch ist ihr Rechtsstatus im System
sozialer Sicherung recht gering, wie die gerade in
Krisenzeiten wieder vermehrt praktizierten
Zwangsmaßnahmen der sogenannten „Hilfe zur
Arbeit“ (§§ 18 ff. BSHG) eindringlich belegen.
Daran setzen mittlere Reformkonzepte an.
So schlägt die SPD mit dem Konzept der „sozia-
len Grundsicherung“ vor, innerhalb aller Sozial-
versicherungszweige dann, wenn das verfügbare
Einkommen zu gering ist, zumindest das Sozial-
hilfeniveau zu garantieren59). Ungelöst bleibt da-
bei das Problem des Ausschlusses zahlreicher am
Arbeitsmarkt marginalisierter Gruppen (Haus-
frauen, von Geburt an Behinderte, Berufsanfän-
ger usw.) aus den Sozialversicherungen. Geradezu
verhängnisvoll dürfte sich die im SPD-Modell
vorgesehene Übertragung der Haushaltssubsidia-
rität in alle Sozialversicherungen auswirken. Die
aus der Sozialhilfepraxis gefürchtete Kontrolle,
ob nun „echte“ Haushalte oder „Scheinhaushalte“
(vor allem nicht-ehelich Zusammenlebende) vor-
liegen, dürfte bestenfalls zur Vollbeschäftigung
von Sozialkontrolleuren führen.
Von daher wird im Konzept einer „bedarfsorien-
tierten Grundsicherung“ als Teil einer „Socke-
lung“ der Sozial- und Gesellschaftspolitik bei-
spielsweise im sogenannten „Umbauprogramm“
der GRÜNEN die Unterhaltsverpflichtung auf
die Ehegatten und ihre minderjährigen Kinder be-
schränkt — wie es im übrigen in anderen europäi-
schen Staaten, vor allem in den Niederlanden,
längst Praxis ist60). Recht optimistisch wird von
diesem Konzept auch die „Hilfe zur Arbeit“ als
Zwangsmaßnahme abgeschafft; der Bezug der
Gundsicherung soll zudem nicht mehr an die Ar-
beitslosmeldung geknüpft sein, vielmehr soll die
Zurverfügungstellung für den Arbeitsmarkt durch
incentives — sei es durch eine verringerte Anrech-

nung bzw. einen Freibetrag für sonstige Einkom-
men — angeregt werden61).

Die weitgehendste Fassung bezüglich der Univer-
salisierung und Voraussetzungslosigkeit eines
„Rechts auf Einkommen“ findet sich zweifellos in
den Konzepten eines „garantierten Grundein-
kommens“, sei es in Form einer „negativen Ein-
kommensteuer“ oder der „Sozialdividende“62).
Ein „garantiertes Grundeinkommen“, d. h. eine
alle durch die Tatsache der Existenz ausgelöste
staatliche Transferleistung wird aus ganz ver-
schiedener Richtung und, wie bereits mehrfach
angedeutet, mit höchst unterschiedlichen Inten-
tionen vertreten. Freilich läßt sich zeigen, daß der
systematische Übergang von der Sozialhilfe über
eine „bedarfsorientierte Grundsicherung“ bis zum
„garantierten Grundeinkommen“ fließend ist, ab-
hängt von der Höhe der Anrechnungssätze für
sonstige Einkommen wie von der Höhe des Steu-
ersatzes für Einkommen oberhalb des Grundein-
kommensbetrages. Politisch entscheidend wird
deshalb:

a) das Niveau des Grundeinkommens. Hier exi-
stieren ausführliche Debatten um die Art der Be-
messung, sei es durch einen „Warenkorb“ wie
heute, durch ein komplexes System wissenschaft-
licher „Teilhabestandards“ oder durch eine
Orientierung an Durchschnittseinkommenswer-



ten63). Am Niveau mißt sich, ob die Vorschläge
das Armutsproblem lösen könnten;
b) das Verhältnis zum Arbeitsmarkt: Steht die
Grundsicherung (und auch der Bezug „besserer“
Transfers) unter lohnarbeitszentrierten Vorbehal-
ten oder
c) ist der Bezug allein an die Bürger/-innenrolle
geknüpft, bzw. welche Zwischenposition nehmen
diese Vorschläge ein? (In diesem Zusammenhang
stellt sich die Frage: Werden Ausländer/-innen
wie Asylanten hier gleichgestellt?). Somit können

grundsätzlich zwei Typen eines „Rechts auf
Einkommen“ unterschieden werden: 1. die
zwar liberalisierte, individualisierte, aber weiter-
hin erwerbsarbeitsorientierte Version eines ent-
wickelten Sozialhilfesystems („bedarfsorientierte
Grundsicherung“). Sie ließe sich mit einem Le-
bensarbeitszeitmodell kombinieren. Oder 2. ein
allein auf die Bürger/-innenrolle abgestelltes
Modell einer Transferökonomie im Sinne einer
„Negativen Einkommensteuer“ bzw. einer Sozial-
dividende“.

VI. Ein Drei-Stufen-Plan

Das Dilemma ist in der Grundeinkommensde-
batte vielfach benannt worden: Eine völlige Ent-
kopplung von Arbeit und Einkommen könnte, so
wünschenswert sie kulturell auch wäre, dazu ver-
leiten, auch politisch die Teilhabe an Gütermärk-
ten und am Arbeitsmarkt noch weiter zu entkop-
peln. Das zwar nur noch moralische „Recht auf
Arbeit“ würde seinen letzten politischen Wert ver-
lieren, eine verschärfte Gesellschaftsspaltung
drohte. Das ist der Haupteinwand gegen alle
Ideen, die von links64 ) oder eher von rechts kom-
mend65) für eine radikale Entregelung des Ar-
beitsmarktes per Grundeinkommen eintreten.
Demgegenüber erfolgt hier mit dem Konzept der
„Wohlfahrtsgesellschaft“ eher ein multidemensio-
nales Reformprogramm, das freilich nur in gro-
ben Umrissen skizziert werden kann.

Auf der ersten Stufe einer wohlfahrtsgesellschaft-
lichen Realutopie geht es darum, kurzfristig das
grassierende Armutsproblem als Einkommens-
problem zumindest einzudämmen. Notwendig ist
hier eine Reform der Sozialhilfe und ihre Harmo-
nisierung mit anderen Transfersystemen im Sinne
des vorgenannten Konzepts einer „bedarfsorien-
tierten Grundsicherung“. Der allgemeine Rechts-

Charakter der Sozialhilfe würde damit dem
Rechtsstandard angepaßt, der beispielsweise im
Steuerrecht gängig ist. Sozial erfolgte damit noch
keine Kündigung des Äquivalenzgedankens (Ar-
beit — Einkommen). Jedoch würde die damit ver-
bundene Individualisierung einen wesentlichen
Eingriff in die heutige ehezentrierte Sozialord-
nung bedeuten, in der die weibliche (Häus-)Arbeit
als kostenlose Ressource der Äquivalenz voraus-
gesetzt wird.

Auf der zweiten Stufe käme es darauf an, Teilha-
berechte einzuführen bzw. zu optimieren. Das be-
deutet hinsichtlich des Steuer- und Transfersy-
stems eine weitere Individualisierung, vor allem
ihre durchgängige Harmonisierung (incl. der Son-
dersysteme für Beamte usw.). Gleichermaßen wä-
ren Teilhaberechte an der Erwerbsarbeit nicht nur
politisch, sondern auch materiell zu fundieren. Im
Sinne des Gütekriteriums der „Optionalität" kann
es allerdings kaum um ein formelles Recht auf
Vollzeitarbeit gehen (auch wenn diese für alle, die
sie wünschen, offen sein muß). Vielmehr wäre
es denkbar, die genannten Lebensarbeitszeit-
modelle (Gorz, Rehn) im wohlfahrtsgesellschaft-
lichen Sinne so zu entwickeln, daß bereits zum
Status quo, also unter gegebener Produktivität,
die „Normalerwerbszeit“ auf keinesfalls mehr als
20 Wochenstunden beschränkt würde.

Daß ein solches Modell bereits zum jetzigen Zeit-
punkt keineswegs so unwahrscheinlich wäre, wie
es erscheint, soll eine einfache Rechnung verdeut-
lichen: Gehen wir davon aus, daß jeder Erwach-
sene ca. 1 000 DM und jedes Kind (altersabhän-
gig) ca. 500 DM im Monat als verfügbares Einkom-
men zur Sicherung der Teilhabe benötigen. Ange-
sichts einer heutigen Erwerbsquote von nur ca.
81,4 % bei Männern und nur ca. 51,7 % bei Frauen
(15 bis Jahre), die freilich in der Altersgruppe
der 30- bis 35jährigen Männer auf über 95%
steigt, existieren erhebliche Ressourcen der Ein
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beziehung in das Erwerbsleben—jedenfalls wenn
diese Einbeziehung mit einem „Recht auf Weni-
ger-Arbeit“, gleich, in welcher sozialrechtlich ge-
sicherten Flexibilisierungsform, verbunden wä-
re66). Heute wird das Volkseinkommen von 1 826
DM je Einwohner und Monat bzw. 2 160 DM
(wenn 0- bis 18jährige mit dem Faktor 0,5 gewich-
tet werden, Stand 1984) sehr ungleich verteilt. Er-
wirtschaftet wird es (1986) eingeschlossen der
Seibständigenarbeit in 1 690 Stunden jährlich je
Erwerbstätiger. Unterstellen wir nun eine Er-
werbsquote von 100% der 18- bis 65jährigen, so
würde sich die Erwerbsarbeit zur Erwirtschaftung
des gesamten Volkseinkommens auf ca. 1098
Stunden je Erwerbstätigen pro Jahr reduzieren
lassen. Wenn nun nicht das gesamte Volksein-
kommen, sondern nur der Grundeinkommens-
betrag (allerdings auch für die unter 18- und über
65jährigen) betrachtet wird — und damit aller
Leistungsfiktionen entkleidet als durchschnittli-
cher gewertet wäre —, so reduzierte sich zum Sta-
tus quo die notwendige Jahresarbeitszeit für ein
Grundeinkommen auf ca. 524 Stunden; das be-
deutet — bezogen auf die heute urlaubsbereinigt
gearbeiteten 44,4 Wochen im Jahr — nur noch
ca. zwölf Stunden pro Woche 67)!

66) Vgl. Helmut Wiesenthal, Alternativen zur industriel-
len Zeit. Arbeitszeitpolitik im Wandel, in: Michael
Opielka/Ilona Ostner (Anm. 7).
67) Eigene Rechnung nach Daten des Statistischen Jahr-
buchs 1985, S. 61 ff., 97 ff., sowie mündlichen Angaben
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,
Nürnberg.

Unterstellen wir nun Fehler in dieser Schätzung,
eine gewisse Quote der Erwerbsunfähigkeit sowie
die Probleme der Qualifikationsstruktur und der
Mobilität, so läßt sich — und das ist der Sinn
solcher Überlegung — politisch argumentieren,
daß eine 20-Stunden-Woche zum äquivalenten
Recht auf ein teilhabesicherndes Grundeinkom-
men bei weitem genügen müßte.

Durch eine umfassende Reform der Sozialversi-
cherungen und der Sozialhilfe könnte man sich
vorstellen, daß die individuelle Reduzierung der
Erwerbszeiten durch Ausgleichtransfers gefördert
wird. Denkbar wäre auch, die Arbeitszeit als neue
Variable der Steuerbemessung einzuführen, d. h.
Erwerbszeit von mehr als 20 Wochenstunden mit
erhöhter Progression zu belegen. Darüber hinaus
wäre es möglich, bei prinzipieller Beibehaltung
des Äquivalenzgedankens, mittels entsprechender
Beitragsstruktur Phasen der bezahlten (!) Nicht-
Erwerbsarbeit mit Phasen der Erwerbsarbeit frei
zu kombinieren.

Erst wenn politisch wie materiell der Teilhabean-
spruch am Erwerbssystem (wie im übrigen auch
am Eigentum an Produktionsmitteln) weitgehend
geteilt wird, könnte in der dritten Stufe, zur Ein-
führung eines vorbehaltlosen, allein an die
menschliche Existenz geknüpften „garantierten
Grundeinkommens“ übergegangen werden. Da-
mit erweist sich ein „Recht auf Einkommen“ als
Übergangsprojekt wie als Fluchtpunkt. Freilich
nicht als Patentrezept.

Michael Opielka: Perspektiven von Arbeit und Einkommen in der Wohlfahrtsgesellschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/86, S 37—55

Der Beitrag versucht die Perspektive einer Weiterentwicklung moderner Sozialstaaten in Richtung
einer „Wohlfahrtsgesellschaft“ zu entfalten. Nach einer Kritik der systematischen Grundlagen des
Sozialstaates in der Bundesrepublik Deutschland — (Lohn-)Arbeit, Eigentum und Ehe/Fami-
lie—, die deutlich macht, daß staatliche Sozialpolitik auf die Aufrechterhaltung der „Normalität“
dieser Systeme orientiert ist, wird begründet, warum diese Anknüpfungspunkte aus empirischen
und normativen Gründen künftig nicht mehr die jetzige Einzigartigkeit beanspruchen können.
In einem zweiten Schritt werden Grundprobleme und Gütekriterien für Reformmodelle des Ver-
hältnisses von Arbeit und Existenzsicherung erörtert. Gemeinschaft, Markt und Staat als grundle-
gende soziale Institutionen fördern zwar die Ziele Solidarität, Optionalität und Egalität je beson-
ders, schaden aber gewöhnlich den anderen. Daraus wird als Notwendigkeit für staatliche Politik
ein „policy-mix“ gefolgert, das versucht, die besonderen Leistungen der sozialen Institutionen
entlang näher ausdifferenzierter Gütekriterien zu optimieren.
Diese eher theoretischen Überlegungen werden dann im Schlußkapitel auf Reformoptionen der
Arbeits- und Einkommensumverteilung bezogen. Der Beitrag schließt mit einem vorsichtigen
Plädoyer für einen „Drei-Stufen-Plan“, der ein umfassendes Programm staatlicher Teilhaberechte
bzw. sozialer Grundrechte in Gestalt eines „Rechts auf Einkommen“, „Rechts auf (Weniger-)
Arbeit“ sowie eines „Rechts auf eigene Produktivmittel“ zum Ziel hat.



Rudolf Hickel/Jan Priewe: Die Finanzpolitik seit 1974 auf dem Prüfstand. Argumente für
ein umweltorientiertes Langzeit-Beschäftigungsprogramm
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/86, S. 3—15

In diesem Beitrag wird davon ausgegangen, daß die Strategie der Stärkung privatwirtschaftlicher
Wachstumskräfte weder kurz- noch mittelfristig genügend vollwertige Arbeitsplätze zum nachhal-
tigen Abbau der Massenarbeitslosigkeit schaffen kann. Daraus leitet diese Untersuchung die
Notwendigkeit ab, neben der Politik der Arbeitszeitverkürzung mit einem staatlichen Beschäfti-
gungsprogramm Arbeitsplätze in Feldern qualitativen Wachstums zu erschließen.
Weiterhin wird empirisch nachgewiesen, daß sich die Ablehnung von Beschäftigungsprogrammen
nicht auf die Praxis der Finanzpolitik in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre berufen kann. Eine
konsistente, verstetigend wirkende Finanzpolitik im Dienste von Beschäftigung und qualitativem
Wachstum ist in diesem Zeitraum nicht realisiert worden. Bis auf das „Zukunftsinvestitionspro-
gramm“ von 1977 waren die „echten“ öffentlichen Investitionsprogramme zur direkten Stärkung
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage von vergleichsweise geringem Umfang und darüber hinaus
kurzfristig-konjunkturell ausgerichtet. Der überwiegende Teil der finanzpolitischen Aktivitäten
konzentrierte sich auf Steuerentlastungs- und Gewinnförderungsmaßnahmen, die den Intentionen
eines Beschäftigungsprogramms nicht entsprechen.
Ausführlich werden die ökonomische Möglichkeit und Notwendigkeit eines langfristigen Beschäf-
tigungsprogramms dargestellt. Gezeigt wird, daß sich — zum Teil auch als Folge der bisherigen
ökonomischen Entwicklung — ein Programmvorrat, der nur über öffentliche Aktivitäten eingelöst
werden kann, herausgebildet hat: Umweltsicherung, Verbesserung der Energieversorgung, Stadt-
sanierung und die Entwicklung der Verkehrssysteme bilden die wichtigsten Aufgabenbereiche, die
— bei Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Programmrahmens durch den Bund — vor allem
durch die Kommunen angegangen werden müssen. Dieses Konzept eines Programm-Keynesianis-
mus, das die historisch überholte Globalsteuerung ablöst, ist in den Präferenzen der Bürger
abgesichert, weil sich das Interesse am ökologischen Umbau der Wirtschaft — auch über politische
Wahlen — feststellen läßt.

Peter von der Lippe: Die Wiederholung der öffentlichen Verschwendung. Vollbeschäfti-
gung durch neue Beschäftigungsprogramme und mehr staatlichen Interventionismus?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/86, S. 16—36

Aus Kreisen, die der Wirtschaftspolitik der gegenwärtigen Bundesregierung ablehnend gegenüber-
stehen, wird seit einiger Zeit gefordert, der Staat könne und solle durch eine massive Expansion
der Staatsausgaben die Arbeitslosigkeit weitgehend beseitigen. Nur durch öffentliche Beschäfti-
gungsprogramme könne Vollbeschäftigung wieder erreicht werden. Zugleich könnten so und nur
so „qualitative Wachstumsfelder“ erschlossen werden. Im Unterschied zu den bisherigen, weitge-
hend kurzfristig-konjunkturpolitisch motivierten „Beschäftigungsprogrammen“ seien die Pro-
gramme neuer Art erfolgversprechender, weil aufwendiger, längerfristig angelegt und mit mehr
Auflagen und Kontrollen versehen.
Nicht selten wird versucht, die Wirksamkeit der „neuen“ Beschäftigungsprogramme aus den
Erfahrungen mit den „alten“ herzuleiten. Im Gegensatz hierzu versucht dieser Beitrag zu zeigen,
daß genau gegenteilige Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen sind. Es könnten zwar einige
Tausend Arbeitsplätze durch öffentliche Aufträge, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Lohnsubven-
tionen usw. geschaffen oder erhalten werden. Dabei ist aber nicht nur die Schätzung der Anzahl
dieser Arbeitsplätze naturgemäß sehr spekulativ (vom angebotspolitischen Effekt der vorgeschla-
genen Umwelt-, Stadtverschönerungs- und Bildungsinvestitionen ganz zu schweigen). Entschei-
dend ist vielmehr, wie teuer diese Arbeitsplätze letztlich für die Volkswirtschaft sein werden.
Gerade aber um Art und Ausmaß solcher Kosten abschätzen zu können (die übrigens nicht nur
im Zusammenhang mit der gestiegenen Staatsverschuldung zu sehen sind), ist es nützlich, die
Erfahrung mit der Politik der sozialliberalen Koalition zu verwerten. Diese Politik führte nachein-
ander zu Inflation und Arbeitslosigkeit, sie endete mit einem Schuldenberg, Stagnation und
Leistungsbilanzdefiziten. Die Sozialversicherung und der Staatshaushalt mußten saniert werden.
Der Arbeitseinsatz, insbesondere hinsichtlich der Personalnebenkosten, ist enorm verteuert und
die Kapitalbildung erschwert worden. Dabei mußten viele sozialpolitische Errungenschaften der
sozialliberalen Koalition schon von dieser selbst aus finanziellen Gründen wieder zurückgenom-
men werden. Mittel- und langfristig haben sich durch Beschäftigungsprogramme die Probleme auf
dem Arbeitsmarkt eher verschärft als verbessert und die Handlungsfähigkeit des Staates hat sich
dadurch verschlechtert. Insgesamt gesehen sind dies deshalb keine Erfahrungen, die unbedingt
wiederholt werden sollten.
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